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Begründung gemäß § 2a BauGB:  

Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Bauleitplans 
 

1. Veranlassung sowie Ziele und Zwecke der Planaufstellung 
Die vorliegende 4. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Spelzgrunder Weg, 

Weinsheimer Straße, Gutenberger Straße, Im Winzenfeld“ (Nr. 14/1, 4. Änd.) der Stadt Bad 
Kreuznach wird erforderlich, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweite-
rung eines bereits planungsrechtlich gesicherten Einkaufsmarkt-Standortes zu einem kleinen 
Nahversorgungszentrum an der Rüdesheimer Straße zu schaffen (s. Abb. 1). 

Die Fläche des Geltungsbereiches wird derzeit überwiegend von einem Autohandel- und –
werkstatt-Betrieb genutzt (Näheres dazu s. Kap. 3).  

 

 
Abb. 1: Orthofoto mit Markierung (gelbe Strichellinie) des Geltungsbereiches der vorliegenden 

4. Änderung (unmaßstäblich). (Quelle der Grundlage: Stadtverwaltung Bad Kreuznach). 

 
Im Jahr 2016 hatte die Stadt bereits die Errichtung eines neuen REWE-Einkaufsmarktes 

auf dem Gelände des ehemaligen Aldi-Marktes östlich des nun überplanten Gebietes über 
die Bauleitplanung (im Rahmen der 3. Änderung dieses Bebauungsplanes) gesichert.  

Dieser ehemalige Aldi wurde Ende der 90er Jahre geschlossen. Ein später im alten Aldi-
Gebäude eröffneter Einkaufsmarkt wurde nach relativ kurzer Zeit wieder geschlossen. 
Weitere Versuche, auf dem alten Marktgelände einen Einkaufsmarkt anzusiedeln, der für 
die wohnortnahe Versorgung des gesamten nordwestlichen Kreuznacher Siedlungs-

Rüdesheimer 
Straße  Gärtnerei 

Averesch 

Kfz.-Gewerbe 
(Auto Pieroth) 

Altes Aldi-Gebäude 
(nach Abriss Standort 
neuer REWE-Markt) 

Neu überplanter Teilbereich 
aus dem Geltungsbereich der 
3. Änderung (s. Abb. 2) 

Weinsheimer Str.  
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gebietes zwischen der Gemarkungsgrenze zu Rüdesheim und der Innenstadt zweifellos 
erforderlich ist, waren mehrfach gescheitert, da das ursprünglich verfügbare Gelände 
zum Zwecke der geplanten Errichtung eines zeitgemäßen Einzelhandelbetriebes mit 
seinem relativ hohen Flächenbedarf (im Hinblick auf Ver kaufs-, Lager- und Stellplatz-
Flächen-Kapazitäten) zu klein war.  
Erst als das westlich angrenzende, ca. 15 m breite und über 1.200 qm große Gewerbe-
Grundstück (Parzellen 111/3 und 111/4; Ausstellungsgelände des nun vollständig über-
planten Autohandel-Betriebes) für eine Vergrößerung des nutzbaren Geländes zur Ver-
fügung stand, war die erforderliche Mindestgröße für den wirtschaftlichen Betrieb eines 
großflächigen Nahversorgungsbetriebes gegeben.  

Für die Errichtung dieses REWE-Einkaufsmarktes mit einer Verkaufsfläche von ca. 
1.338 qm wurde am 20.12.2016 auch bereits die Baugenehmigung erteilt. 

Nunmehr hat sich die Möglichkeit ergeben, diese im Zuge der 3. Änderung planungsrecht-
lich neu geordnete Fläche um das unmittelbar westlich angrenzende Gelände der Fa. Auto-
Pieroth, die diesen Standort in Kürze aufgeben wird, zu erweitern und somit den bereits ini-
tiierten (und für die wohnortnahe Versorgung des gesamten nordwestlichen Kreuznacher 
Siedlungsgebietes zwischen der Gemarkungsgrenze zu Rüdesheim und der Innenstadt er-
forderlichen) Nahversorgungsstandort zu vergrößern und im Hinblick auf die Angebotsvielfalt 
erweitern und optimieren zu können.  

Konkret ist hier die Errichtung eines Getränkemarktes (unmittelbar neben dem neuen 
REWE-Einkaufsmarkt) sowie eines Drogeriemarktes vorgesehen. 

 
Die Stadt Bad Kreuznach als Mittelzentrum mit traditioneller Versorgungsfunktion hat ein 

starkes Interesse an der Entwicklung auch dieser Fläche als Nahversorgungstandort, zumal 
zwischen der Innenstadt und dem Nahversorgungszentrum in Rüdesheim überhaupt kein 
Nahversorgungsmarkt vorhanden ist (es existiert lediglich eine Bäckerei ca. 220 m westlich 
des Plangebietes). Somit sind Bürger aus einem relativ großen Einzugsgebiet bisher ge-
zwungen, Güter des täglichen Bedarfs entweder in Rüdesheim einzukaufen oder aber sehr 
weite Wege innerhalb des Stadtgebietes (Discounter im Brückes, ansonsten Märkte in der 
Innenstadt, in der Bosenheimer Straße oder im Schwabenheimer Weg) in Kauf zu nehmen. 

Aus diesem Grunde ist auch in dem (erst im Entwurf vorliegenden) Einzelhandelskonzept 
der Stadt der Standort Rüdesheimer Straße bereits zur Ausweisung als Nahversorgungs-
gebiet vorgesehen, zumal es sich hier um einen städtebaulich integrierten Standort handelt, 
der außerdem verkehrlich hervorragend angebunden ist (s. auch Kap. 4.2). 

 
Allerdings weist der rechtskräftige Bebauungsplan im Geltungsbereich der vorliegenden 

Änderung überwiegend ein Mischgebiet, am nördlichen Rand sogar ein Reines Wohngebiet 
aus, sodass großflächige Einzelhandelsbetriebe hier bisher nicht zulässig sind. Auch weitere 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes stehen dem bereits geplanten Vorhaben entgegen, 
so z. B. die räumliche Beschränkung der überbaubaren Flächen oder Vorgaben zum Maß 
der baulichen Nutzung. 

Zur Realisierung bzw. zur planungsrechtlichen Sicherung der geplanten Betriebe wird 
somit die Änderung des Bebauungsplanes in dem betroffenen Teilbereich erforderlich. 

 
Dieser zunächst von privater Seite angeregte Änderungswunsch entspricht in vollem 

Umfang dem städtischen Willen, da Q.. 

− Q.  durch die Umnutzung (bzw. die Wiedernutzbarmachung) dieses Innenbereiches und 
die daraus resultierende zusätzliche Bebaubarkeit eine ökologisch und ökonomisch 
sinnvolle Nachverdichtung in einem von Bebauung bereits geprägten und erschlosse-
nen Gebiet geschaffen werden kann, wie es inzwischen auch den aktuellen landes- 
und regionalpolitischen Vorgaben entspricht (z. B. des LEP IV; Stichwort 
´Innenentwicklung vor Außenentwicklung`), 
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− Q.  die in Kap. 1 bereits erläuterten Ziele der städtischen Nahversorgung auf dem bisher 
gewerblich bereits stark vorbelasteten Standort erfüllt werden können, 

− Q. der geplante (planungsrechtlich gesicherte und bereits genehmigte) Einkaufsmarkt-
Standort (REWE) durch diese westliche Erweiterung gestärkt und somit gesichert wird 
und damit auch weitere Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesichert werden, 

− Q. die städtebaulich integrierte Lage inmitten von Wohngebieten und nahe von Bushalte-
stellen bewirkt, dass auch nicht-motorisierte Bevölkerungsgruppen von diesem neuen 
Einkaufsstandort profitieren können,  

− Q.  der mit dem geplanten Neubau einhergehende Rückbau der derzeitigen baulichen 
Anlagen sowie der Aufgabe des großflächigen Abstellplatzes für Autos auch stadtbild-
ästhetisch keinen Verlust darstellt, 

− Q.  keine neuen und bisher unbelastete bzw. unversiegelte Flächen „auf der grünen 
Wiese“ in Anspruch genommen werden müssen, 

− Q.  die Lage an der stark frequentierten Hauptverkehrsachse Rüdesheimer Straße be-
wirkt, dass die Verkehrsströme weiterhin weitgehend außerhalb der eigentlichen 
Wohngebiete fließen, 

− Q.  infolge der Vorbelastung des Standortes mit dem bereits derzeit vorhandenen sehr 
hohen Versiegelungsgrad der potenzielle Eingriff aus Sicht des Naturhaushaltes nicht 
nur vertretbar erscheint, sondern sogar als sehr gering zu bewerten ist (dazu s. Kap. 
9f.), 

− Q.  und auch sonst keine städtebaulichen Gründe erkennbar sind, die bauleitplanerisch 
nicht bewältigt werden können und gegen die Änderung sprechen. 

Vielmehr kann mit der Plan-Änderung – über die oben bereits genannten (auch der Stadt 
dienenden) Zwecke hinaus - auch ein Beitrag geleistet werden, der § 1 Abs. 6 BauGB gefor-
derten Berücksichtigung der Belange „der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur 
im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung“ (Q) sowie „der Erhal-
tung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen (D) Rechnung tragen zu können. 

Gleichzeitig eröffnet die Plan-Änderung dem Planungsträger auch die Möglichkeit, die bis-
lang weitgehend ungeregelten stadtgestalterischen Qualitäten des Änderungsbereiches 
(auch im Hinblick auf die Optimierung der Funktionen Lokalklima, Grüngestaltung etc.) durch 
entsprechende Festsetzungen weiter zu verbessern, soweit die funktionalen Erfordernisse 
dies auf der immer noch beschränkten Fläche zulassen. 

 
 
 

2. Planungsrechtliches Verfahren / Aufstellungsbeschluss  
Der Geltungsbereich der vorliegenden 4. Änderung und Erweiterung liegt im südöstlichen 

Teilgebiet des Bebauungsplanes „Spelzgrunder Weg, Weinsheimer Straße, Gutenberger 
Straße, Im Winzenfeld“ (Nr. 14/1), dessen Aufstellung bereits im Jahr 1968 vom Rat der 
Stadt Bad Kreuznach beschlossen worden war.  

Ziel des Ursprungs-Bebauungsplanes war es, den im Titel genannten, stadtgestalte-
risch wichtigen innerörtlichen Bereich durch entsprechende Festsetzungen städtebaulich 
zu ordnen.  
Der am 27.06.1968 als Satzung beschlossene Ursprungs-Bebauungsplan wurde per Be-
scheid der damaligen Bezirksregierung vom 23.08.1968 genehmigt. Mit der öffentlichen 
Bekanntmachung dieser Genehmigung am 21.10.1992 war der Bebauungsplan rückwir-
kend ab 19.09.1968 rechtsverbindlich geworden. 
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Anschließend wurden kurzfristig die 1. und die 2. Änderung durchgeführt; die (bis zum 
Jahr 2016 noch rechtskräftige) Fassung der 2. Änderung war mit der öffentlichen Be-
kanntmachung vom 26.07.1971 rechtskräftig geworden. 
Die in Kap. 1 bereits erläuterte 3. Änderung des Bebauungsplanes (die durch die Einbe-
ziehung eines Teils der Rüdesheimer Straße zugleich auch eine Erweiterung des 
Ursprungs-Geltungsbereiches beinhaltete) für die planungsrechtliche Sicherung des 
REWE-Einkaufsmarktes auf dem Gelände des ehemaligen Aldi-Marktes, wurde am 
14.07.2016 als Satzung beschlossen.  

 
Aus den in Kap. 1 erläuterten Gründen hat der Rat der Stadt Bad Kreuznach – nach einer 

Vorberatung im Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr am 
08.09.2016 – in seiner Sitzung am 29.09.2016 die Durchführung der 4. Änderung und 
Erweiterung des Bebauungsplanes „Spelzgrunder Weg, Weinsheimer Straße, Gutenber-
ger Straße, Im Winzenfeld“ (Nr. 14/1) beschlossen. 

 
Da diese Bebauungsplan-Änderung eine Maßnahme der Innenentwicklung bzw. eine 

Nachverdichtung planungsrechtlich sichern soll, wurde dabei auch beschlossen, ihn als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB im beschleunigten 
Verfahren aufzustellen. 

Die dazu erforderlichen Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 BauGB sind gewährleistet, da  

− gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB die zulässige Grundfläche (deutlich) unter 
20.000qm liegt, 

− gemäß § 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von 
Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Lan-
desrecht unterliegen, 

− gemäß § 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (Erhaltungsziele und Schutzzweck 
von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung und von Europäischen Vogelschutz-
gebieten) oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-
grenzung von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes zu beachten sind. 

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach 
§ 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Demnach kann gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB von fol-
genden Vorschriften bzw. Leistungen abgesehen werden: 

− der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, 

− dem Umweltbericht nach § 2a, 

− der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, 

− dem Monitoring nach § 4c BauGB. 

Auch die zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB ist im Rahmen dieses 
Verfahrens nicht erforderlich.  

Mit diesem Bebauungsplan der Innenentwicklung soll gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 3 BauGB 
einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 
aber auch zur Verwirklichung des genannten Infrastrukturvorhabens in der Abwägung in 
angemessener Weise Rechnung getragen werden. 
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Da es sich, wie oben bereits erwähnt, um einen Fall des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB 
handelt (zulässige Grundfläche liegt deutlich unter 20.000 qm), gelten gemäß § 13a Abs. 2 
Nr. 4 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, 
als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
Somit ist auch ein Ausgleich nicht erforderlich. 

Gemäß § 13a Abs. 4 BauGB gelten diese Vorgaben ausdrücklich auch für die Änderung 
und Ergänzung eines Bebauungsplans und somit für den vorliegenden Fall. 

 
Um zu dieser Planung an exponierter Stelle im Zentrum von Bad Kreuznach bereits in 

einer frühen Planungsphase Anregungen und Bedenken von Seiten der Öffentlichkeit und 
der betroffenen Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange erfahren und be-
rücksichtigen zu können, wurde allerdings von der Möglichkeit des beschleunigten Verfah-
rens, auf die frühzeitigen Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB zu ver-
zichten, nicht Gebrauch gemacht (dazu s.u.). 

 
 
 

3. Beschreibung des Geltungsbereiches 
Der Geltungsbereich der vorliegenden 4. Änderung und Erweiterung umfasst im Wesent-

lichen das Gelände der Fa. Auto Pieroth GmbH & Co. KG (Ford-Autohandel und –werkstatt) 
nördlich der Rüdesheimer Straße und südlich der Weinsheimer Straße (Anwesen Rüdes-
heimer Straße 92), einschließlich des östlich davon gelegenen, zum Zeitpunkt des Aufstel-
lungsbeschlusses noch mit einem Wohngebäude bestandene und im rückwärtigen Bereich 
ebenfalls von gewerblicher Nutzung (Auto-Handel) geprägten Anwesen Rüdesheimer Straße 
90.  

Diese letztgenannte Teilfläche lag bereits im Geltungsbereich der 3. Änderung und 
wird nun nochmals einbezogen, da die Erweiterung des Nahversorgungsstandortes auch 
die ursprüngliche Einfahrts- und Stellplatz-Konzeption sowie die überbaubaren Flächen am 
Ostrand des Geltungsbereiches der 3. Änderung tangiert (dazu s. Abb. 2).  

Außerdem wird auch hier wieder die erschließende Rüdesheimer Straße (ab der Straßen-
achse) auf Höhe des Plangebietes in den Geltungsbereich einbezogen.  

Das nun neu überplante Gelände des Flurstückes 113/22 besteht im Wesentlichen aus 
einer an das Wohnhaus Haus Nr. 92 angebauten eingeschossigen Ausstellungshalle mit 
vorgelagerten Stellplatzen zur Rüdesheimer Straße hin, sowie einem Komplex nördlich da-
ran (offensichtlich sukzessive) angebauter, ein- bis zwei-geschossiger Werkstatt- und sonsti-
ger Nutzgebäude von unterschiedlichem Alter und disparater Bauweise. Die außerhalb der 
Gebäudeflächen als Kfz.-Abstellflächen oder zur Umfahrt genutzten Freiflächen sind über-
wiegend gepflastert (Betonverbundpflaster), teilweise aber auch asphaltiert.  

Bis auf eine ca. 70 qm große, regelmäßig gemähte Rasenfläche an der rückwärtigen Ein- 
und Ausfahrt zur Weinsheimer Straße hin (die häufig selbst auch als Kfz.-Abstellfläche 
genutzt wird, wie auch das Orthofoto in Abb.1 zeigt) sowie einer mit einem Baum, einigen 
Gehölz-Sämlingen sowie Bodendeckern bewachsenen, ca. 90 qm großen Rabatte an dem 
Geländeversprung unterhalb der Straße am äußersten Nordwestrand des Geltungsbereiches 
ist das gesamte Plangebiet (somit alleine ca. 97 % der neu überplanten Parzelle 113/22) voll 
versiegelt und dementsprechend außerhalb der beiden genannten Flächen völlig 
vegetationsfrei.  

Nähere Erläuterungen zum Plangebiet siehe Kap. 9.1f. 
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Abb. 2: Übersichtslageplan mit Abgrenzung des Geltungsbereiches der 4. Änderung 

(schwarze Strichellinie) sowie des Geltungsbereiches der rechtskräftigen 3. 
Änderung (rote Punkte-Linie) (unmaßstäblich).  
(Quelle: Fachabteilung Stadtplanung und Umwelt Bad Kreuznach; 12.08.2016). 

 
• Grenzbeschreibung gemäß Aufstellungsbeschluss: 

Gemarkung Bad Kreuznach Flur 19 
Westgrenze Flur 19 Nr. 113/22, Nordgrenzen Flur 19 Nr. 113/22, 111/4, Ostgrenzen Flur 
19 Nrn. 111/4, 11/3, Verlängerung bis zur Straßenachse Rüdesheimer Straße, Straßen-
achse Rüdesheimer Straße bis zur Verlängerung der Westgrenze Flur 19 Nr. 113/22. 

Hinweis: Gegenüber der Parzellierung zur Zeit des Aufstellungsbeschlusses (gemäß Abb. 2) 
wurde in der Zwischenzeit allerdings die im vorliegenden Geltungsbereich gelegenen Par-
zellen 111/3 und 111/4 (einschließlich der weiteren Parzellen 110/32, 110/33 und 110/44 
zu einer Parzelle (111/5) vereinigt; dies ist in der Planurkunde bereits berücksichtigt. 
Betroffen sind somit nur noch das Flurstück 113/22, das neu gebildete Flurstück 111/5 
teilweise (nur die Teilfläche aus der 3.Änderung), das Flurstück 435/13 sowie das Flur-
stück 121/1 teilweise (Teil der Rüdesheimer Straße) in Flur 19 der Gemarkung Bad 
Kreuznach. 

Der Geltungsbereich ist demnach ca. 5.387 qm groß.  

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches ergeben sich aus der 
zugehörigen Planzeichnung im Maßstab 1:500. 

Neu überplanter Teilbereich aus 
dem Geltungsbereich der 
3. Änderung (ehem. Parzelle 111/3) 

Geltungsbereich 
der rechtskräftigen 
3. Änderung 

Geltungsbereich 
der vorliegenden 
4. Änderung 
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• Nähere Umgebung: 

Im Osten folgt das ehemalige Aldi-Gelände, auf dem der bereits genannte REWE-Lebens-
mittelmarkt neu errichtet wird.  

Im Norden grenzt die Weinsheimer Straße mit der dann folgenden Reihenhaus-Bebauung 
an, im Nordwesten ein Mehrfamilienhaus mit 2 Vollgeschossen und einem ausgebauten 
Dachgeschoss mit südlich folgendem Gartenbereich. Südwestlich des Geltungsbereiches 
liegt ein Doppelhaus mit 4 Vollgeschossen, das im Erdgeschoss Gewerbe / Einzelhandel 
(Radiofachgeschäft) und darüber Wohnnutzung aufweist und im rückwärtigen Grundstücks-
bereich eine eingeschossige Garagenzeile enthält, welche den Geltungsbereich dort be-
grenzt.  

Im Süden folgt dem Geltungsbereich der Gehweg entlang der Rüdesheimer Straße, deren 
gegenüber liegende Seite auf Höhe des Plangebietes von gemischter Bebauung (Ge-
schäftsgebäude Blumen-Averesch im Südosten; westlich folgend Wohngebäude) geprägt 
wird. 

 
 
 

4. Planungsrelevante Vorgaben / Rahmenbedingungen 
 

4.1 Übergeordnete Planungen / Einfügen in die räumliche 
Gesamtplanung 

∗ Landesplanung:  

− Raumstrukturgliederung der Landesplanung 
Die Stadt Bad Kreuznach wird im Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) den Ver-
dichtungsräumen, und zwar den ´verdichteten Bereichen mit disperser Siedlungs-
struktur` (Bevölkerungsanteil in Ober- und Mittelzentren ≤ 50%), zugeordnet. Verdich-
tete Bereiche sind durch eine überdurchschnittliche Verdichtung und günstige Erreich-
barkeitsverhältnisse bestimmt. Die Aufgabe der verdichteten Bereiche besteht u.a. in 
der Entlastung der hoch verdichteten Bereiche und darin, den ländlichen Bereichen 
Entwicklungsimpulse zu geben. 

− Prognose der Bevölkerungsentwicklung 

Gemäß der mittleren Variante der Bevölkerungsprojektion für die kreisfreien Städte und 
Landkreise in Rheinland-Pfalz des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz aus 
dem Jahr 2007 gehört der Landkreis Bad Kreuznach zu den Gebietskörperschaften, 
denen für den Zeitraum von 2006-2020 eine negative Bevölkerungsentwicklung (− 
1,7%) prognostiziert wurde, bei denen die Wanderungsgewinne kleiner als der Sterbe-
überschuss sein werden (LEP IV, Kap. 1.2).  

Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung prognostizierte für den Landkreis 
Bad Kreuznach im Zeitraum von 2007 bis 2025 hingegen einen Bevölkerungszuwachs 
von 3,57% (Grundlage: Raumordnungsbericht 2011). 
Für die Stadt Bad Kreuznach hatte das Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz 
zwischen dem Basisjahr 2013 und 2025 weitere Einwohnerzuwächse von ca. 6,6 % 
vorhergesagt1. 

                                                 

1  STATISTISCHES LANDESAMT RHEINLAND‐PFALZ (2015): Rheinland‐Pfalz 2035 – Vierte kleinräumige 
Bevölkerungsvorausberechnung für die verbandsfreien Gemeinden und Verbandsgemeinden 
(Basisjahr 2013) – Ergebnisse f. d. Landkreis Bad Kreuznach. Bad Ems, Stand 22.07.2015 - hier 
zitiert nach Anlage 2 (GMA 2017), S. 8). 
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∗ Regionalplanung: (Regionaler Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2015):  

- Der neue RROP stellt das Änderungsgebiet als ´Siedlungsfläche Wohnen` dar.  

 

Abb. 3: Auszug aus dem RROP mit Markierung der Lage des Plangebietes im Westen 
des Stadtgebietes (unmaßstäblich). 

 

- Gemäß der Raumstrukturgliederung wird die Stadt Bad Kreuznach auch im neuen 
RROP als hoch verdichteter Raum gewertet. 

- Die Stadt Bad Kreuznach ist - im RROP 2004 wie auch im neuen RROP - Mittelzentrum 
und nimmt somit die Grundversorgung mit Gütern und Dienstleistungen auch für seinen 
Nahbereich wahr; sie ist Standort zur Konzentration von Einrichtungen der überörtlichen 
Grundversorgung mit Gütern und Dienstleistungen, der aber als Versorgungsschwer-
punkt ihres jeweiligen Verflechtungsbereiches auch das Rückgrat dieser Versorgungs-
ebene darstellt.  

- Als Ziel einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist im RROP zudem der (inzwischen ja 
auch im Baugesetzbuch – u. a. in § 1 Abs. 5 und in § 1a Abs. 2 – verankerte) Vorrang 
der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung festgesetzt worden, so u. a. in Kap. 
2.2.5:  

- "Z 23 Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Bei einer Auswei-
sung von neuen, nicht erschlossenen Bauflächen im planerischen Außenbereich i. S. 
des BauGB ist durch die Bauleitplanung nachzuweisen, welche Flächenpotenziale im 
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Innenbereich vorhanden sind und aus welchen Gründen diese nicht genutzt werden 
können, um erforderliche Bedarfe abzudecken“.  

Dieser Ansatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ wurde im neuen RROP – auf 
Grundlage der diesbezüglichen Vorgaben des LEP IV und des Baugesetzbuches – noch 
stärker in den Fokus der Entwicklung gerückt. 
Auch für gewerbliche Nutzungen gilt dieses Gebot ausdrücklich und zwar ebenfalls als 
verbindliches Ziel der Regionalplanung: 

- Z 24 Soweit durch Konversion Liegenschaften frei werden, die für eine gewerbliche 
Nutzung geeignet sind, sind diese mit Vorrang wieder zu nutzen. Das Gleiche gilt für 
Nutzungen von Brachflächen allgemein.“ 

- Als weiterer planungsrelevanter Aspekt wird in Kap. II.1.2 (´Demographische Entwick-
lung`) des RROP als Grundsatz (G 3) gefordert, dass „unter Berücksichtigung des 
demographischen Wandels auf gleichwertige Lebensverhältnisse und eine tragfähige 
Sozialstruktur hingewirkt werden“ [soll]. Dazu werden eine ausreichende Bereitstellung 
von Wohnraum, gesunde Umweltbedingungen, ein breites Angebot an Arbeitsplätzen 
unterschiedlicher Anforderungen, eine bedarfsgerechte Ausstattung mit Infrastrukturein-
richtungen und eine wohnortnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen ange-
strebt. Dies schließt die Sicherung der Daseinsvorsorge mit ein. Die unterschiedlichen 
Bedürfnisse der verschiedenen Bevölkerungs- und sozialen Gruppen (Frauen, Familien 
und Kindern, älteren Menschen sowie Menschen mit Behinderungen) sollen Berücksich-
tigung finden“ (Hervorheb. nur hier). 

� Die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes trägt einerseits dem Gebot der Inn-
entwicklung vor Außenentwicklung (regionalplanerisches Ziel, somit nicht der Abwä-
gung zugänglich) Rechnung, indem ein voll erschlossener Gewerbe-Standort einer 
entsprechenden Wiedernutzung zugeführt wird, welcher andererseits auch ausdrück-
lich der wohnortnahen Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfes für einen dicht 
besiedelten und diesbezüglich stark unterversorgten Stadtteils dient. Gleichzeitig 
werden dadurch auch Arbeitsplätze geschaffen.  

Da darüber hinaus keine sonstigen planungsrelevanten Aussagen aus übergeordneten Vor-
gaben der Landes- und der Regionalplanung erkennbar sind, welche durch die vorliegende 
Bebauungsplan-Änderung tangiert werden könnten, und da es sich um eine räumlich und 
funktional sehr begrenzte Änderung eines rechtskräftigen Bebauungsplanes mit einer kon-
kreten Zielsetzung handelt, sind an dieser Stelle weitere (allgemeine) Aussagen zur Verein-
barkeit der Plan-Änderung mit sonstigen Vorgaben der Landes- und der Regionalplanung 
nicht notwendig, zumal die beiden durch die Bebauungsplan-Änderung ermöglichten Fach-
märkte unterhalb der Schwelle des großflächigen Einzelhandels bleiben (dazu s. Kap. 4.2).  

 
 

∗ Flächennutzungsplanung:  

Im wirksamen FNP der Stadt Bad Kreuznach ist das engere Änderungsgebiet als Wohn-
baufläche (W) dargestellt (s. Abb. 4); auch die rundum folgenden Bereiche im Süden 
(südlich der Rüdesheimer Straße), im Westen und im Norden sind ebenfalls so ausgewie-
sen. Der Spielplatz nördlich des Wendehammers der Weinsheimer Straße (nordöstlich 
des Plangebietes) ist als Grünfläche dargestellt.  

Östlich grenzt die Fläche des Sondergebietes Nahversorgungszentrum an, die im Jahr 
2016 (im Zuge der 3. Änderung des Bebauungsplanes für den REWE-Markt) im Rahmen 
einer Berichtigung bereits an die Bebauungsplanung angepasst wurde (s. u.).  
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Abb. 4: Auszug aus dem wirksamen FNP der Stadt Bad Kreuznach mit Markierung  
(rote Strichellinie) des zu berichtigenden Gebietes (unmaßstäblich). 

 

Somit weicht die bisherige W-Ausweisung im FNP zum größten Teil allerdings auch noch 
von dem rechtskräftigen Bebauungsplan ab, in dem das engere Änderungsgebiet sowie 
die gesamte Bebauung nördlich der Rüdesheimer Straße als Mischgebiet festgesetzt ist 
(dazu s. u.). 

Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB der Bebauungsplan, der 
von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der 
Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist (allerdings darf die geordnete städtebauliche 
Entwicklung des Gemeindegebiets nicht beeinträchtigt werden, und der Flächennutzungsplan 
ist im Wege der Berichtigung anzupassen).  

Im vorliegenden Fall wird der FNP in diesem Sinne im Rahmen einer Berichtigung ange-
passt und für den Änderungsbereich nun ebenfalls eine Sonderbaufläche 
´Nahversorgung` dargestellt (dazu s. Abb. 5). 
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Abb. 5: Entwurf der geplanten neuen Darstellung des Änderungsgebietes im  
entsprechend berichtigten FNP der Stadt Bad Kreuznach (unmaßstäblich). 

 

∗ Bebauungsplanung:  
Im Ursprungs-Bebauungsplan „Spelzgrunder Weg, Weinsheimer Straße, Gutenberger 
Straße, Im Winzenfeld“ (Nr. 14/1) waren für das nun überplante Teilgebiet folgende 
zeichnerische Festsetzungen getroffen worden (s. Abb. 6): 

� Der überwiegende Teil (etwa die südlichen zwei Drittel) des Änderungs-Geltungsberei-
ches ist als Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Es ist durch ein entspre-
chendes Planzeichen („Knödellinie“ parallel zur Rüdesheimer Straße in einem Abstand 
von ca. 25 Meter zu dieser) unterteilt in zwei Teilbereiche unterschiedlicher Nutzungen 
(dazu s.u.). 

� Etwa das nördliche Drittel des Änderungsgebietes ist als Reines Wohngebiet (§ 3 
BauNVO) festgesetzt. Es ist eine Baulinie zur Weinsheimer Straße hin festgesetzt (auf 
der gebaut werden musste), und die Bautiefe ab dieser Linie nach Süden ist auf eine 
Tiefe von 10 m beschränkt. 

� Für den nördlichen Teil der festgesetzten Mischgebiets-Fläche gilt eine maximale 
Firsthöhe von 5,50 m (Aufdruck in der Planzeichnung).  

� Für den südlichen, straßennahen Teil des Mischgebietes wurde das Höchstmaß an 
zulässigen Vollgeschossen auf 4 festgesetzt (Aufdruck „IV“ im Plan).  
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Abb. 6: Auszug aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan mit Markierung  

(blaue Strichellinie) des B-plan-Änderungsgebietes (unmaßstäblich). 

 
� Das Maß der baulichen Nutzung für die Flächen des Reinen Wohngebietes war eben-

falls durch die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse – hier auf maximal „II“ - defi-
niert. 

� Im Süden der MI-Baufläche war parallel zur Rüdesheimer Straße ebenfalls eine 
Baulinie vorgegeben, die etwa auf Höhe des Südrandes des Doppelhauses Nrn. 96 
und 96A parallel zur Rüdesheimer Straße verlief, die aber durch die damals bereits 
existierenden Gebäude im Änderungsbereich (u.a. die Haus-Nrn. 90 und 92) über-
schritten wurde. 

 
Laut den textlichen Festsetzungen wurde darüber hinaus das Maß der baulichen Nutzung 
für beide Baugebietskategorien im gesamten Geltungsbereich (Misch- und Wohngebiete) 
durch die Obergrenzen der Werte der Baunutzungsverordnung (BauNVO) für die Grund-
flächenzahl (GRZ) und die Geschossflächenzahl (GFZ) festgelegt. 
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4.2 Sonstige Vorgaben im Hinblick auf den Einzelhandel und die 
Nahversorgungsstruktur 

Zur Prüfung, welche Auswirkungen die geplante Ansiedlung eines Getränke- und eines 
Drogeriefachmarktes an diesem Standort auf die Nahversorgungsstrukturen der näheren 
Umgebung haben wird, wurde im Vorfeld dieser Bauleitplanung eine Verträglichkeitsstudie in 
Auftrag gegeben2.  

Mit dieser Studie sollte im Wesentlichen „die möglichen städtebaulichen und versorgungs-
trukturellen Auswirkungen des Vorhabens analysiert“ werden, wobei „besonders die Auswir-
kungen auf die Innenstadt von Bad Kreuznach und die Nahversorgungsstrukturen darzule-
gen“ waren (GMA 2015, S. 5).  

Grundlage für die Bewertung war die konkrete Planung eines Drogeriefachmarktes mit 
einer Verkaufsfläche (VK) von 700 qm und eines Getränkefachmarktes mit einer Verkaufs-
fläche von 600 qm. Diese beiden Werte werden im Bebauungsplan auch verbindlich als 
Höchstwerte festgesetzt (Getränkefachmarkt) bzw. gar unterschritten (Drogeriefachmarkt mit 
560 qm VK). Berücksichtigt bei der Untersuchung wurde zudem die Existenz des baupla-
nungsrechtlich gesicherten und inzwischen bereits genehmigten REWE-Marktes mit einer 
(per B-plan-Festsetzung maximal) zulässigen VK von 1.350 qm (genehmigt inzwischen mit 
einer VK von ca. 1.338 qm).  

Da diese beiden geplanten Fachmärkte (die auch getrennt voneinander zu betrachten sind) 
jeweils unterhalb der Schwelle des großflächigen Einzelhandels (Verkaufsflächen mehr oder 
weniger deutlich unter 800 qm) bleiben, wurden jedoch weder eine raumordnerische Prüfung 
noch eine Auswirkungsanalyse im Hinblick auf die entsprechenden Vorgaben der überge-
ordneten Planungen zum Einzelhandel sowie des § 11 Abs. 3 BauNVO erforderlich (GMA 
2017, S. 5; dazu siehe aber Erläuterungen am Ende dieses Kapitels). 

Eine Bewertung im Rahmen eines Einzelhandelskonzepts der Stadt Bad Kreuznach konnte 
nicht erfolgen, da ein solches derzeit noch in der Bearbeitung ist und noch nicht beschlossen 
wurde. Es ist allerdings anzumerken, dass im Entwurf dieses Konzepts der Standort Rüdes-
heimer Straße (bislang gleichwohl nicht in dem Flächenumfang, wie nun insgesamt über-
plant) bereits zur Ausweisung als Nahversorgungsgebiet vorgesehen ist.  

Grundlagen der Verträglichkeitsprüfung waren vor insbesondere folgende Untersuchungs-
schritte: 

- Beurteilung des Makrostandortes Bad Kreuznach und des Mikrostandortes Rüdesheimer 
Straße – Standortbewertung für die geplanten Nutzungen (Abschnitt I., Kap. 4f.),  

- Angebots- und Wettbewerbsanalyse in Bad Kreuznach und im Umland (Abschnitt II., 
Kap. 1 und 2) , 

- Berechnung der Umsatzerwartung für die beiden geplanten Märkte (Abschnitt III., Kap. 
1f.), 

- Analyse der zu erwartenden Kaufkraftumverteilungen und der sonstigen ökonomischen 
Auswirkungen (Abschnitt III., Kap. 2) , 

und schließlich, nicht zuletzt als städtebaulich relevantes Ergebnis auch für die Bauleit-
planung, 

- Bewertung der möglichen Auswirkungen der geplanten Ansiedlungen, insbesondere auf 
die Nahversorgungsstrukturen, auf die Innenstadt und auf das übrige Stadtgebiet von 
Bad Kreuznach sowie auf das potenziell betroffene Umland. 

                                                 

2  GESELLSCHAFT FÜR MARKT- UND ABSATZFORSCHUNG MBH - GMA (2017): Auswirkungsanalyse zur 
Ansiedlung eines Drogeriemarkts und eines Getränkemarkts an der Rüdesheimer Straße in Bad 
Kreuznach vom 13.03.2017 sowie ergänzende Standortbewertung Rüdesheimer Straße vom 
25.07.2017, Ludwigsburg. [= Anlage 2 zur vorliegenden Begründung] 
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Es sei an dieser Stelle auf die ausführlichen Aussagen in dem Gutachten verweisen, wel-
ches Anlage zur vorliegenden Begründung ist. Im Folgenden werden lediglich die wesent-
lichen, für die bauleitplanerische Abwägung bedeutsamen Ergebnisse der Untersuchung 
kurz zusammengefasst. 

• Fazit der Auswirkungen auf die Nahversorgungsstrukturen der Stadt Bad Kreuznach: 

Es wird nach der Analyse in der Bad Kreuznacher Innenstadt aber auch deshalb keine 
negativen Auswirkungen auf die Hauptversorgungslage eintreten, da es sich bei den von 
potenziellen Umsatzrückgängen hauptsächlich betroffenen Anbietern (dies sind vor allem 
die Drogeriemarkt-Filialisten durch den im Geltungsbereich geplanten Fachmarkt) um 
besonders leistungsfähige Betriebe handelt.  
Der größte Teil der Umsatzumverteilungen, die der geplante Getränkemarkt durch Kauf-
kraftumlenkungen bei umliegenden Wettbewerbern auslöst, wird „auf größere Lebens-
mittel- und Getränkemärkte in Bad Kreuznach entfallen (D). Lebensmittel- und Geträn-
kemärkte in Nahversorgungslagen oder der Bad Kreuznacher Innenstadt werden dagegen 
nur im untergeordneten Umfang tangiert. Im geringeren Maß werden auch Lebensmittel- 
und Getränkemärkte in Rüdesheim und im weiteren Umland (z. B. Globus in Gensingen) 
betroffen sein“ (GMA 2017, S. 19/20). 
Hingegen wird eines der wesentlichen Ziele der Stadt erreicht, dass „die Nahversor-
gungssituation in der nordwestlichen Kernstadt, einem bisher unterversorgten Stadt-
bereich, erheblich verbessert und langfristig gesichert“ wird. „Dies betrifft insbesondere 
die wohnortnahe Versorgung mit Lebensmitteln, Getränken und Drogeriewaren, den Trä-
gern der Grundversorgung. Wesentliche Auswirkungen auf andere Nahversorgungslagen 
in Bad Kreuznach konnten nicht festgestellt werden. 
Insgesamt wird das Vorhaben somit keine wesentlichen Beeinträchtigungen der wohnort-
nahen Versorgung oder der städtebaulichen Strukturen in Bad Kreuznach nach sich 
ziehen. Auch die Versorgungsfunktion des Mittelzentrums Bad Kreuznach wird nicht 
beeinträchtigt“ (GMA 2017, S. 22). 

• Fazit der Auswirkungen auf die Versorgungsstrukturen im Umland: 

Auch im Umland wird die Realisierung der geplanten Vorhaben keine wesentlichen 
Beeinträchtigungen der Versorgungsstrukturen bewirken: 

- Im Hinblick auf den geplanten Drogeriemarkt ist anzumerken, dass ein großer Teil der 
umliegenden Gemeinden derzeit nicht über eigene Drogeriemärkte verfügt, weshalb 
Kaufkraftumlenkungen aus diesen Gemeinden im Hinblick auf den geplanten Droge-
riefachmarkt nicht die eigenen Anbieter betreffen werden, sondern wohl v. a. die 
Anbieter in Bad Kreuznach, wo die Umlandbevölkerung einen Großteil ihrer Einkäufe 
tätigt. Hingegen handelt es sich bei den potenziell im nahe gelegen 
Nahversorgungszentrum Rüdesheim Betroffenen nicht um Drogerie-Fachanbieter, 
„sondern um Lebensmittelmärkte, die nur in ihren jeweiligen Drogeriewaren 
Randsortimenten Verluste hinnehmen müssen, in ihrem Kernsortiment jedoch nicht 
beeinträchtigt werden. Gefährdungen dieser durchweg leistungsstarken Lebensmittel-
Filialisten sind deshalb nicht abzuleiten“ (GMA 2017, S. 23). 

- Der geplante Getränkemarkt hingegen wird nach der Bewertung des Gutachters „mit 
seinem standardisierten Sortiment keine besondere eigenständige Attraktivität entwi-
ckeln und deshalb auch nicht zu gezielten Kaufkraftumlenkungen aus dem Umland füh-
ren“. Aus diesem Grunde werden sich „die eventuellen Auswirkungen deshalb auf eine 
Vielzahl von Anbietern verteilen (hauptsächlich leistungsstarke Lebensmittelmärkte). 
Eine übermäßige Belastung von standortprägenden Betrieben ist nicht erkennbar“ 
(ebda.). 
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Der Gutachter kommt zusammenfassend zu dem Schluss, dass „von dem Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in Bad Kreuznach ausgehen 
und dass die verbrauchernahe Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs nicht beein-
trächtigt wird“ (GMA 2017, S. 22).  

Dies ist im Wesentlichen bereits darin begründet, dass „in der geplanten Nahversorgungs-
lage Rüdesheimer Straße ausschließlich Anbieter des Grundbedarfs vorgesehen sind“ und 
„der Gesamtumfang der geplanten Nahversorgungslage (D)  klar unter 3.000 m² VK bleiben“ 
wird. 

Zu weiteren Aussagen sei auf die genannte Auswirkungsanalyse verwiesen.  

Das Gutachten bestärkt somit den Planungsträger in der Ergänzung dieses seit langem 
geplanten, im Zuge der rechtskräftigen 3. Änderung des Bebauungsplanes  bereits initiierten, 
kleinen Nahversorgungszentrums durch die mit der vorliegenden Änderung zusätzlich 
ermöglichten Vorhaben.  

Bereits in der gutachterlichen Standortprüfung für die Errichtung des ´benachbarten 
REWE-Marktes war als Einzugsgebiet dieses Nahversorgungsstandortes im Kern der nord-
westliche und nördliche Teil der Bad Kreuznacher Kernstadt angenommen worden, wo der-
zeit insgesamt ca. 7.600 Einwohner leben. Die Wettbewerbssituation ist im Einzugsgebiet 
relativ schwach, insgesamt aber wird in Bad Kreuznach eine hohe Wettbewerbsintensität 
konstatiert, zumal hier auch noch der Gewerbegebietsstandort Rüdesheim mit seinem Nah-
versorgungszentrum (mit Aldi, Netto und REWE) zu berücksichtigen ist.  

Obwohl, wie bereits erwähnt, die beiden geplanten Fachmärkte die Schwelle zur Groß-
flächigkeit mehr oder weniger deutlich unterschreiten, sei an dieser Stelle eine kurze Be-
wertung zur Vereinbarkeit des Nahversorgungszentrums sogar mit den landesplanerischen 
Vorgaben zum großflächigen Einzelhandel aufgeführt: 

• Das Nahversorgungszentrum ist durch seine Lage im Mittelzentrum Bad Kreuznach 
kongruent zu Ziel 57 (Zentralitätsgebot) des LEP IV Rheinland-Pfalz. 

• Der Nahversorgungsstandort ist aufgrund seiner Lage inmitten des Siedlungskörpers 
kongruent zu Ziel 58 (Integrationsgebot) des LEP IV Rheinland-Pfalz. 

• Durch dieses Nahversorgungszentrum werden – wie sowohl die gutachterliche Analyse 
zum großflächigen REWE-Hauptmarkt als auch die oben erläuterte Auswirkungsanalyse 
zu den beiden nun geplanten Fachmärkten belegt haben – weder die Versorgungs-
funktion der städtebaulichen integrierten Bereiche der Stadt noch die der Versorgungs-
bereiche (Nah- und Mittelbereiche) benachbarter zentraler Orte wesentlich beeinträch-
tigt. Das Vorhaben ist demnach kongruent zu Ziel 60 (Nichtbeeinträchtigungsgebot) des 
LEP IV Rheinland-Pfalz. 

Demnach ist also auch die Gesamtverträglichkeit im Hinblick auf die Vorgabe der Bau-
nutzungsverordnung zu großflächigen Einzelhandelsbetrieben (des § 11 Abs. 3 BauNVO) 
gewährleistet (die gleichwohl – wie im Gutachten erläutert; s. o. - im Rahmen der vorliegen-
den Bebauungsplan-Änderung nicht zu prüfen war). 

Zur Sicherung dieser Bewertungen werden im Bebauungsplan nun die o. g. maximalen 
Verkaufsflächen (die der Gutachter für die beiden Fachmärkte zugrunde gelegt hatte) ver-
bindlich festgesetzt (s. Kap. 7.1).  

Zudem werden weitere Festsetzungen mit Bedeutung für die Einzelhandelssituation der 
Stadt, so insbesondere zur Beschränkung der Sortimente, getroffen; auch diese werden in 
Kap. 7.1 erläutert.    

Um darüber hinaus auch mögliche Bedenken im Hinblick auf eine potenzielle Verletzung 
des Agglomerationsverbots (Z 61 im LEP IV) fundiert auszuräumen und die landesplane-
rische Zustimmung herzustellen, wurde das Gutachterbüro (um eine ergänzende Stellung-
nahme gebeten, in der geprüft werden sollte es sich um einen sog.“faktisch vorhandenen 
zentralen Versorgungsbereich“ handelt. Die ergänzende Stellungnahme der GMA vom 
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25.07.2017 ist der vorliegenden Begründung ebenfalls als Teil der Anlage 2 beigefügt. Auf 
Grundlage einer Beschreibung der Nutzungsstrukturen der näheren Umgebung (und der 
kartografischen Darstellung) kommt der Gutachter abschließend zu folgender Bewertung: 
„Insgesamt handelt es sich um eine etablierte Nahversorgungslage, die ergänzt wird durch 
zahlreiche Dienstleistungsbetriebe und öffentliche Einrichtungen. Der Standort liegt in zen-
traler Lage und übernimmt eine Nahversorgungsfunktion für die gesamten Wohngebiete 
nördlich der Nahe. Der Standort qualifiziert sich somit in Verbindung mit dem vorgesehenen 
Ausbau als faktischer zentraler Versorgungsbereich “(GMA, S. 6, s. ergänzende Stellung-
nahme in Anlage 2).  

Somit kann die Vereinbarkeit der durch den B-plan ermöglichten Vorhaben mit den Zielen 
der Raumordnung und der Landesplanung als gegeben angesehen werden. 

 
 

4.3 Schutzgebiete und sonstige planungsrelevante Vorgaben  

∗ Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht  

Das Plangebiet liegt im insgesamt ca. 71.061 ha großen Naturpark ´Soonwald-Nahe`, 
allerdings außerhalb von dessen Kernzonen. Allerdings gelten die Schutzbestimmungen 
des § 6 der entsprechenden Landesverordnung vom 28.01.2005 (GVBl S. 46), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 16.05.2014 (GVBl. S. 76) gemäß § 7 der Verordnung 
ausdrücklich nicht für „Flächen im Geltungsbereich eines Bauleitplans, für die eine bau-
liche Nutzung dargestellt oder festgesetzt ist“ und somit auch nicht für das in einem 
rechtskräftigen Bebauungsplan liegende Änderungsgebiet.  
Es ist aber unabhängig davon auch ausgeschlossen, dass durch die vorliegende Plan-
Änderung nachhaltige oder gar erhebliche negative Auswirkungen auf den Schutzzweck 
bewirkt werden. 

Darüber hinaus sind keine Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht betroffen. 

∗ Wasserrechtliche Schutzgebiete und sonstige wasserrechtliche Vorgaben / 
Hochwasserschutz:  

Der Geltungsbereich der Bebauungsplan-Änderung und der gesamte Geltungsbereich 
des Ursprungs-Bebauungsplanes liegen in der Wasserschutzzone III A eines zugunsten 
der Stadtwerke Bad Kreuznach abgegrenzten, aber noch nicht rechtskräftigen Wasser-
schutzgebietes (WSG „Bad Kreuznach, nördlich der Nahe“, EDV-Nr. 401 000 440). Das 
Wasserschutzgebiet hat durch die Abgrenzung Planreife erlangt und ist somit zu beach-
ten.  
Bis zum Erlass einer Rechtsverordnung sind den Trinkwasserschutz betreffende wasser-
wirtschaftliche Anforderungen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord – Obere 
Wasserbehörde – zu klären. Grundsätzlich sind - gemäß der Stellungnahme der Struktur- 
und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und 
Bodenschutz (Koblenz), vom 03.03.2016 (Az.: 324-133-00 006.02_04 N/Ba) zur 
3. Änderung des Bebauungsplanes folgende Hinweise für die Bebauung zu beachten: 

a) Für die Verlegung der Abwasserleitungen müssen die Anforderungen des ATV / DVGW 
Arbeitsblattes A 142 .Abwasserkanäle und –leitungen in Wasserschutzgebieten“ und 
der DIN 1986 T 30 zu erhöhten Anforderungen an das Rohrmaterial und die Über-
wachung auch für Grundstücksentwässerungsanlagen eingehalten werden. 

b) Die Lagerung wassergefährdender Stoffe muss nach der in Rheinland-Pfalz gültigen 
Landesverordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und 
über Fachbetriebe“ (VawS) und ab August 2017 nach der entsprechenden neuen Bun-
desverordnung AwSV erfolgen. Darüber hinaus ist zu beachten, dass, außer Kleinmen-
gen und Heizöl für den Hausgebrauch, die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen 
in der hier vorliegenden Schutzzone III A nicht zulässig sein wird. 
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c) Es dürfen keine wassergefährdenden auswasch- und auslaugbaren Materialien für den 
Straßen- und Wegebau verwendet werden. 

d) Es dürfen keine Erdaufschlüsse erfolgen, bei denen schützende Deckschichten dauer-
haft vermindert werden oder bei denen Grundwasser freigelegt wird. 

e) Bohrungen, z. B. für Erdwärme, sind ausgeschlossen. 
g) Bei Bautätigkeiten im Schutzgebiet dürfen Geräte und Maschinen nur auf dichten Flä-

chen unter Beachtung der nach der Landesverordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe sowie der zu beachtenden tech-
nischen Regeln erforderlichen Anforderungen betankt werden. Für die Wartung, bei der 
wassergefährdende Flüssigkeiten anfallen, sind diese Regelwerke auch zu beachten. 

h) Stellplatz- bzw. Parkplatzflächen sind wasserundurchlässig herzustellen. Das auf die-
sen Flächen anfallende Niederschlagswasser kann breitflächig über die belebte Boden-
zone versickert oder in das Kanalnetz eingeleitet werden. Eine Versickerung durch ge-
pflasterte Flächen ohne die Reinigung über eine belebte Bodenzone ist nicht zulässig.    

In Abschnitt II. des Bebauungsplantextes („nach anderen gesetzlichen Vorschriften ge-
troffene Festsetzungen / nachrichtliche Übernahmen“ gemäß § 9 Abs. 6 BauGB) wird dies 
entsprechend übernommen; zudem sind die oben zitierten Aussagen der SGD in Ab-
schnitt III. des Bebauungsplantext (Ziffer 15) aufgeführt.  

Es sind ansonsten keine Trinkwasserschutzgebiete und Heilquellenschutzgebiete von der 
Planung betroffen.  
Es sind auch keine Überschwemmungsgebiete oder Abstände zu Gewässern nach 
Wasserrecht zu beachten. 

∗ Schutzgebiete / -objekte nach Denkmalschutzrecht 

Es sind keine denkmalrechtlich begründeten Schutzgebiete oder –objekte (einschließlich 
Bodendenkmale und Grabungsschutzgebiete) oder deren Umgebung von der Plan-Ände-
rung betroffen. 

∗ Sonstige Schutzgebiete / -objekte  

Das Plangebiet berührt darüber hinaus auch keine weiteren Schutzgebiete nach anderem 
Recht.  

∗ Landschaftsplanung: Im Flächennutzungsplan wurden das Planänderungsgebiet und 
seine nähere Umgebung, wie in Kap. 4.1 (Unterpunkt  Flächennutzungsplanung`) bereits 
erläutert, bereits als Bauflächen dargestellt. Planungsrelevante Aussagen der 
Landschaftsplanung für den vom potenziellen Eingriff betroffenen Teilbereich sind daher 
auch nicht gegeben, da diese bereits von einer entsprechenden baulichen Nutzung aus-
ging, zumal das Gebiet des Geltungsbereiches damals auch größtenteils bereits bebaut 
war. 

∗ Biotopkataster Rheinland-Pfalz  

Flächen des Biotopkataster Rheinland-Pfalz sind in der näheren und weiteren Umgebung 
des Plangebietes nicht vorhanden. 

∗ Sonstige planungsrelevante Vorgaben  

Das Plangebiet wird von dem unter Bergaufsicht stehenden Solegewinnungsbetrieb 
"Karlshalle / Theodorshalle'' sowie von dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld "Karls-
halle" überdeckt (s. Abb. 7). Der Betreiber des Solegewinnungsbetriebes ist die GuT 
Gesundheit und Tourismus für Bad Kreuznach GmbH. Das Bergrecht für das Bergwerks-
feld "Karlshalle" wird durch die Stadt Bad Kreuznach aufrechterhalten. 

Zum Schutz der Bad Kreuznacher Sole sollten im Bereich der Bergwerksfelder grundsätz-
lich die wesentlichen Schutzkriterien von äußeren Zonen eines Heilquellenschutzgebietes 
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angewendet werden (so v. a. keine tieferen Eingriffe in den Untergrund über 20 m Tiefe 
und Veränderungen der Grundwasseroberfläche über 3 m Tiefe). 
 

 

Abb. 7: „Berechtsamskarte“ der GuT mit den Bergwerksfeldern (unmaßstäblich); die Lage 
des Plangebietes ist markiert (roter Kreis). [Quelle: GuT GmbH)]. 
[Berechtsame ist ein alter Ausdruck aus dem Bergbaurecht und bezeichnet das Nutzungs-
recht an bestimmten Bergbau- bzw. Grubenfeldern]. 

 

Weitere Erläuterungen zu planungsrelevanten Vorgaben aus umwelt- bzw. naturschutz-
fachlicher Sicht sind den diesbezüglichen Ausführungen in Kap. 9.1.1 zu entnehmen. 

 
 

4.4 Informationen zum Untergrund (Boden / Baugrund etc.),  
zu Altlasten / Altablagerungen und zur Radonprognose 

• Baugrund / Böden 

Spezielle Informationen zum Baugrund wurden für die vorliegende Bebauungsplan-Ände-
rung noch nicht erhoben.  

Die grundsätzliche Bebaubarkeit des Geländes war bereits im Rahmen der ursprünglichen 
Bebauung mit dem damaligen Aldi-Markt nachgewiesen worden; auch wurde dies im Rah-
men des jüngsten Baugenehmigungsverfahrens für den östlich folgenden REWE-Markt 
(2016) bestätigt.  

Lage des 
Plangebietes 
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Generell sollten die Anforderungen an den Baugrund der DIN 1054 (Baugrund – Sicher-
heitsnachweise im Erd- und Grundbau), DIN 4020 (Geotechnische Untersuchungen für 
bautechnische Zwecke) und DIN 4124 (Baugruben und Gräben - Böschungen, Verbau, Ar-
beitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der DIN EN 1997-1 und -2 (Entwurf, 
Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: Allgemeine Regeln und Teil 2: Er-
kundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet werden. 

 

• Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen  
oder Verdachtsflächen 

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachts-
flächen sind für das Gebiet des Geltungsbereiches der vorliegenden Änderung nicht be-
kannt. 

 

• Rutschungsgefährdung 

Die Fläche liegt außerhalb von bisher bekannten rutschungsgefährdeten Zonen [Quelle: 
http://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=6]. 

 
• Radonprognose 

Gemäß der Radonprognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz (Mainz) [s. Karte: http://www.lgb-rlp.de/radonprognosekarte.html] liegt das Plangebiet in einer 
Region, in der laut Legende zur genannten Karte in der Bodenluft ein erhöhtes Radonpoten-
zial (40-100 kBq / m3) mit lokal hohem (über 100 kBq / m3) Radonpotenzial in und über ein-
zelnen Gesteinshorizonten festgestellt wurde, das in Abhängigkeit von den jeweiligen Ge-
steinsschichten stark schwanken kann.  

Nach Einschätzung des Ministeriums für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz Rhein-
land-Pfalz lassen aber die bisher in Rheinland-Pfalz gemessenen Konzentrationen den 
Schluss zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall Gebäude errichtet werden 
können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. Mit steigender Radonkonzentration 
erhöht sich aber das Risiko einer Erkrankung an Lungenkrebs.  

Vom Bundesamt für Strahlenschutz werden bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen 
empfohlen, um den Eintritt von Radon in das Gebäude bzw. sein Einwirken auf den Men-
schen weitgehend zu verhindern. 

Die für die Radonvorsorgegebietsklasse I (RVK I - Radonaktivitätskonzentration über 20 
und unter 40 kBq / m3) empfohlenen Maßnahmen umfassen insbesondere 

1. Konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatten aus Beton (Dicke ≥ 15cm); 

2. Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angrei-
fende Bodenfeuchte mit radondichten Materialien in Anlehnung an die DIN 18915 mit 
Materialien, die auch zur Radonabwehr geeignet sind (in der Regel entstehen dadurch 
keine Mehrkosten); 

3. Abdichtungen von Zu- und Ableitungen, von Rissen, Fugen und Rohrdurchführungen in 
Boden berührenden Hausbereichen mit radondichten Materialien; 

4. Abdichten von Kellertüren; 
5. Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel, Kaminöfen u. ä. von außen (um ein 

Ansaugen von Raumluft und damit die Unterdruckerzeugung im Gebäude zu reduzie-
ren). 
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Für die gemäß der o.g. Karte im Plangebiet vorliegende Radonvorsorgegebietsklasse II 
(RVK II - Radonaktivitätskonzentration zwischen 40 und 100 kBq / m3) werden - zusätzlich 
zu den für die RVK I empfohlenen - noch folgende Maßnahmen empfohlen: 

6. Herstellung einer radondichten, komplett geschlossenen Hülle im erdberührten Rand-
bereich des Gebäudes; 

7. Ggf. Verlegung einer Dränage in der kapillarbrechenden Schicht unter der Bodenplatte 
(Grundwasserstand beachten).  

8. Hinterfüllung vor erdberührten Außenwänden mit nicht-bindigen Materialien und 
Gewährleistung dafür, dass die Hinterfüllung einen Anschluss an die kapillarbrechende 
Schotterschicht unter der Bodenplatte besitzt, um eine Entlüftung der letzteren zu 
gewährleisten (an den erdberührten Wänden kann diese Funktion auch eine vlies-
beschichtete Noppenfolie übernehmen); sollte die Verfüllung des Arbeitsraumes mit 
nicht-bindigem, rolligem Material aufgrund anderer Erfordernisse nicht möglich sein, wird 
eine Bodengasdrainage im Schotterbett unter der Bodenplatte empfohlen, wobei die 
hydrologischen Verhältnisse zu beachten sind und das Design der Bodengasdrainage 
und der Ableitung in starkem Maße von der Bauweise abhängig ist.  
Diese letztgenannten Maßnahmen werden vor allem auch für die Gebäude empfohlen, 
in denen Kellerräume dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt 
werden. 

Sorgfalt bei der Radonabwehr sollte auch für die Gebäude ohne Unterkellerung gelten, weil 
in nicht unterkellerten Gebäuden im statistischen Mittel die Radonkonzentrationen im Erd-
geschoss höher als in unterkellerten Gebäuden sind. Die Frostschürzen unter nicht unter-
kellerten Gebäuden verhindern, dass Bodenluft mit Radon über die kapillarbrechende 
Schotterschicht nach außen abgeleitet werden kann. Unter diesen Bedingungen können sich 
unter dem Gebäude höhere als die gemessenen Radonkonzentrationen einstellen. 

Weitere Informationen sind u. a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlen-
schutz, der Radon-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und 
Gewerbeaufsicht (Oppenheim) sowie folgender Seite zu entnehmen:  

http://mapserver.lgb-rlp.de/php_radon/meta/erlaeuterungen.pdf 

Um der kommunalen Hinweispflicht nachzukommen und eine höchst mögliche Transpa-
renz für Architekten und Bauherren zu sichern, wurden die vorstehend aufgeführten Aus-
sagen auch in den Satzungstext (unter ´Hinweise`) aufgenommen. 

 
 
 

5. Standortalternativen  
Bereits in Kap. 1 wurde begründet, warum die Erweiterung des bereits initiierten Nahver-

sorgungsstandortes um die beiden vorgesehenen Fachmärkte an diesem Planstandort 
städtebaulich geboten und sinnvoll ist. 

In Kap. 4.2 wurde darüber hinaus auch erläutert, dass – gemäß den Aussagen der dort 
zitierten Auswirkungsanalyse der GMA mbh – keine konfliktträchtigen oder gar städtebaulich 
unvertretbaren Auswirkungen des Vorhabens auf die Innenstadt und das Nahversorgungs-
gefüge in Bad Kreuznach zu erwarten sind. 

Weitere Aussagen zu möglichen Alternativen sind daher nicht erforderlich. 
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6. Erschließung 

Die Erschließung des bereits als Einzelhandels- bzw. Gewerbefläche genutzten Ände-
rungsgebietes ist durch die verkehrliche Anbindung über die Rüdesheimer Straße sowie 
durch die Anbindungsmöglichkeiten aller erforderlicher Ver- und Entsorgungsleitungen an 
bestehende, für die geplante Nutzung bereits hinreichend ausgelegte Anlagen im bzw. im 
unmittelbaren Randbereich des Geltungsbereiches vollständig gesichert.  

 

6.1 Verkehr 

Die Lage des nun erweiterten Nahversorgungszentrums an der stark frequentierten Haupt-
verkehrsachse Rüdesheimer Straße bewirkt grundsätzlich, dass die Verkehrsströme weiter-
hin weitgehend außerhalb der eigentlichen Wohngebiete fließen. Die Anbindung für Fahr-
zeuge und für Fußgänger kann städtebaulich sinnvoll geregelt bzw. neu hergestellt werden 
(dazu s. nachfolgende Unterkapitel). 

Die unweit der geplanten Zufahrt auf beiden Seiten der Rüdesheimer Straße gelegenen 
Bushaltestellen ermöglichen aber auch eine Nutzung dieses Nahversorgungsstandortes für 
nicht-motorisierte und fußläufig schlechter angebundene Bürger. 

 

6.1.1 Fahrzeugverkehr 

Die verkehrliche Erschließung des Plan-Änderungsbereiches durch Fahrzeuge ist zum 
einen vor allem über eine Zufahrt von der Rüdesheimer Straße aus gesichert. Der ursprüng-
lich für den seinerzeitigen Aldi-Markt bestehende Zufahrtsbereich wird allerdings in westliche 
Richtung auf die Erweiterungsparzelle 111/3 verlegt und nach den bereits in einem Verkehrs-
Gutachten zur 3. Änderung des Bebauungsplanes erstellten Vorgaben neu konzipiert. Durch 
die vorliegende 4. Änderung bleibt diese Einmündung erhalten. Zum anderen sieht die aktu-
elle Planung eine zusätzliche Ausfahrt (dort aber ohne Einfahrtmöglichkeit) am südwest-
lichen Rand des aktuellen Geltungsbereiches vor. 

Aufgrund der Erweiterung der Einzelhandels-Fläche in westliche Richtung und die daraus 
resultierenden Veränderungen der inneren Erschließung (Andienung, Zu-, Ab- und Umfahr-
ten, Parken) wurde zur vorliegenden 4. Änderung des Bebauungsplanes ein weiteres Ver-

kehrs-Gutachten3 erarbeitet (siehe Anlage). 

In diesem Gutachten wurden zunächst, auf Grundlage einer Verkehrszählung in der 
Rüdesheimer Straße vom April 2015 sowie der Auswertung aktueller Informationen und 
Daten, die bestehenden Verkehrsverhältnisse ermittelt und bewertet. Auf Höhe des Plange-
bietes wurde auf Grundlage dieser Daten dann eine durchschnittliche tägliche Verkehrs-
stärke von ca. 14.800 Kfz / Tag berechnet. Der Gutachter vermutet auf Grundlage weiterer 
Erhebungen in den Jahren 2006 und 2014, dass die Belastung an dieser Stelle seit 2006 
rückläufig ist. Auch der Zwischenbericht der Verkehrsuntersuchung der Stadt Bad Kreuznach 
hatte für den Bereich der östlich folgenden Hochstraße gar eine Abnahme in diesem Zeit-
raum um ca. 25 % festgestellt.  

Auf Grundlage der konkreten Planung des Nahversorgungszentrums mit dem REWE-Ein-
kaufsmarkt und den neuen Getränke- und Drogeriefachmärkten und einem dafür ermittelten 
Stellplatzbedarf (dazu s.u.) von 126 Stellplätzen erfolgte dann die Prognose des durch den 
Markt zusätzlich entstehenden Verkehrs, wobei einige „Sicherheiten“ zugrunde gelegt wur-
den. Darauf basierend wurde schließlich eine Leistungsfähigkeitsberechnung für den neuen 
Knotenpunkt der geplanten Einmündung von der bzw. in die Rüdesheimer Straße durchge-

                                                 

3  INGENIEURBÜRO GILOY & LÖSER GBR (2017): Verkehrsuntersuchung zum Einzelhandelsstandort 
Rüdesheimer Straße 86-92 in Bad Kreuznach. März 2017, Bad Kreuznach. [= Anlage 1 zur 
vorliegenden Begründung]. 
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führt, die ausdrücklich für die Nachmittags-„Spitzenstunde“ ermittelt wurde, um die Maximal-
Belastung zu bewerten und das Erfordernis einer Linksabbiegespur zu prüfen (um den Ver-
kehrsfluss auf der Rüdesheimer Straße nicht zu beeinträchtigen).  

„Im gewählten Ansatz wurde keine Linksabbiegespur für die Rüdesheimer Straße vorge-
sehen. Als Qualitätskriterium gilt allgemein die mittlere Wartezeit eines Verkehrsstromes 
als maßgebend. Im vorliegenden Fall gilt die Wartezeit der Linksabbieger auf der Rüdes-
heimer Straße als zu überprüfender Wert, da sich bei einem schlechten Verkehrszustand 
ein Rückstau ergeben könnte. Da aber als Ergebnis eine Wartezeit von lediglich 4 sec 
und damit eine Qualitätsstufe A (höchste Qualitätsstufe; der Verkehr wickelt sich bei ge-
ringer Wartezeit ab; Siehe Anlage Berechnungsformblätter) berechnet wurde, ist keine 
Staubildung zu erwarten“ (GILOY & LÖSER 2017, S. 6). 

Da der vom Gutachter zur Sicherheit angenommene „100-prozentige Ansatz der Verkehrs-
abwicklung des Standortverkehrs über den Knoten sich erfahrungsgemäß nicht einstellen 
wird, werden weit geringere Wartezeiten und damit Stauerscheinungen zu verzeichnen sein“ 
(ebda., S. 7). Der Gutachter führt daher zur zusammenfassenden Bewertung der Situation 
auch aus: 

„Somit, kann die Ansiedlung der gewählten Nutzungsstruktur als unkritisch betrachtet 
werden (D). Der Einsatz einer Linksabbiegerspur auf der Rüdesheimer Straße ist aus 
verkehrssicherheitstechnischen Gesichtspunkten (Verkehrsbehinderung für den fließen-
den Verkehr der Rüdesheimer Straße) nicht erforderlich“ (ebda., S. 7). 

Diese Bewertungen beruhen allerdings auf der Annahme, dass den im o. g. Gutachten zur 
3. Änderung des Bebauungsplanes bereits vorgeschlagenen Maßnahmen zur weiteren 
Optimierung des Zufahrtsbereiches auf dem privaten Gelände des Geltungsbereiches umge-
setzt werden. Dort war vor allem vorgeschlagen worden, durch die Anlage von zwei 
getrennten Fahrstreifen nur für die Ausfahrt auf die Rüdesheimer Straße eine Verbesserung 
in der Qualität des Verkehrsablaufs zu erzielen. Dies wurde bereits bei der 3. Änderung 
berücksichtigt und wird auch nun – nicht zuletzt auch im Sinne der Betreiber im Hinblick auf 
eine gute Erreichbarkeit eines attraktiven Nahversorgungszentrums - umgesetzt. 

� Diese Empfehlung wird daher auch in der vorliegenden Bebauungsplanung bereits ge-
sichert, indem der zentrale Ein- und Ausfahrtsbereich in der dafür erforderlichen Breite 
festgesetzt wird. Im Bebauungsplan werden auch die vorgeschlagenen Spuren aus dem 
Gutachten (nachrichtlich) eingezeichnet.  

Des Weiteren werden vom Gutachter ergänzende Empfehlungen für die Ausgestaltung der 
Zufahrt gegeben. Demnach ist zum einen eine gute Anfahrsicht gemäß den Richtlinien für 
die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) zu gewährleisten, die der Gutachter bereits skizziert 
hat (auch diese freizuhaltenden Sichtfelder werden nachrichtlich im Bebauungsplan einge-
zeichnet), „und zum anderen sollten die Eckausrundungen der Zufahrt derart groß sein, das 
ein ungehindertes Ein- und Ausbiegen auf die Rüdesheimer Straße möglich ist, auch wenn 
wartende KFZ in der Zufahrt stehen“ (GMA 2017, S. 8). Auch dies wird bei der Realisierung 
beachtet. 

Im vorliegenden Änderungs-Bebauungsplan wird dieser Bereich demzufolge als Bereich 
für Ein- und Ausfahrt ausgewiesen.  

Die zusätzliche Ausfahrtmöglichkeit am südwestlichen Rand des aktuellen Geltungsberei-
ches wird hingegen als Bereich für Ausfahrt festgesetzt 

Durch eine textliche Festsetzung wird zudem gesichert, dass Einfahrten von der Rüdes-
heimer Straße zum Sondergebiet bzw. Ausfahrten vom Sondergebiet in die Rüdesheimer 
Straße für motorisierte Fahrzeuge nur über diese beiden Bereiche und nur in der jeweils 
festgesetzten Richtung zulässig sind. 

Weitere Zufahrten zum geplanten Einkaufsmarkt sind aus Sicherheitsgründen und zur 
Vermeidung von zusätzlichen Rückstaupotenzialen auf der Rüdesheimer Straße) nicht zuläs-
sig.  
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6.1.2 Fußläufiger Verkehr 

Es sind vier Bereiche für die fußläufige Erschließung des Nahversorgungszentrums 
vorgesehen.  

Außer dem breit dimensionierten barrierefreien Hauptzufahrtsbereich und der für Fahr-
zeuge nur als Ausfahrt nutzbaren, ebenfalls barrierefreien Trasse am Südwestrand des 
Geltungsbereiches (s. Kap. 6.1.1) ist eine weitere Zugangsmöglichkeit zum künftigen 
Nahversorgungszentrum (nur für Fußgänger) am Südostrand von der Rüdesheimer Straße 
aus vorgesehen, wo allerdings aufgrund des Höhenunterschiedes eine Treppenanlage 
unvermeidlich ist, wie sie auch bisher an dieser Stelle bereits vorhanden ist. Diese 
letztgenannte Treppenanlage liegt allerdings im Geltungsbereich der 3. Änderung und wurde 
dort planungsrechtlich gesichert; über den Parkplatz gelangt man von dort aber ebenso zu 
den beiden Fachmärkten der Erweiterungsflächen der vorliegenden 4. Änderung.  

Um auch älteren oder gehbehinderten Menschen einen barrierefreien Zugang aus nörd-
licher Richtung (von der Weinsheimer und der Gutenberger Straße mit ihren Wohngebieten 
aus) zu ermöglichen, war im Geltungsbereich der 3. Änderung zudem eine barrierefreie 
Wegetrasse festgesetzt worden, die von dem vorhandenen Fußweg zwischen den beiden 
Wendehämmern nördlich des Plangebietes aus in das Nahversorgungszentrum (östlich des 
neuen REWE-Marktes) führt. Dieser Weg dient nun naturgemäß auch dazu, die beiden 
neuen Fachmärkte anzubinden.  

Ein zusätzlicher Fußweg aus nördlicher Richtung, der in barrierefreier Ausführung aufgrund 
des starken Gefälles von der deutlich höher liegenden Weinsheimer Straße ins Plangebiet 
hinein auch einen höheren Flächenbedarf zur Folge gehabt hätte, wird daher im Geltungs-
bereich der vorliegenden 4. Änderung nicht eingeplant. Es ist lediglich ein Notausgang über 
eine Freitreppe hinter dem Drogeriefachmarkt zur Weinsheimer Straße hin vorgesehen.  

 

6.1.3 Sonstige innere Erschließung / ruhender Verkehr 

Die innere Erschließung des Geländes des gesamten Nahversorgungsgeländes ist vom 
Erschließungsträger zu regeln und auf Baugenehmigungsebene zu belegen. Es liegt dazu 
bereits eine Konzeption für die Anordnung und Dimensionierung der Stellplätze, der Zu-, Ab- 
und Umfahrten sowie der Trassen für die Andienung des Einkaufsmarktes sowie der beiden 
Fachmärkte durch Lastkraftwagen (mit entsprechenden Schleppkurven und Wenderadien 
auch für die Andienungsbereiche etc.) vor. Dies ist jedoch nicht Gegenstand verbindlicher 
Festsetzungen der vorliegenden Bebauungsplan-Änderung (gleichwohl wird die Konzeption 
anhand der festgesetzten Stellplatzbereiche bereits größtenteils erkennbar).  

Auch die (gleichwohl bereits berücksichtigten) Zufahrtsmöglichkeiten für Feuerwehr und 
Rettungsfahrzeuge etc. sind auf Ebene des Bauantrages nachzuweisen.  

Der Nachweis ausreichender Stellplätze in Abhängigkeit von der tatsächlich geplanten 
Nutzungsdichte ist nach den einschlägigen Vorgaben der Stellplatzverordnung Rheinland-
Pfalz (Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge – Verwaltungsvor-
schrift des Ministeriums der Finanzen vom 24. Juli 2000 (12 150 - 4533) (MinBl. S. 231)) im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen.  

Gemäß ersten Abstimmungen wird demnach bei der Ermittlung für den Bedarf bei den bei-
den Fachmärkten im Geltungsbereich der vorliegenden 4. Änderung 1 Stellplatz je 35 qm 
Verkaufsfläche angenommen und bereits festgesetzt (s. Kap. 8.5), sodass – im Falle der 
Ausschöpfung der maximal zulässigen Verkaufsfläche von insgesamt [560 + 700 =] 
1.260 qm - insgesamt 36 Stellplätze im Änderungsbereich vorzuhalten wären. (Für den öst-
lich folgenden Einkaufsmarkt war im Rahmen der Baugenehmigung bereits die Vorhaltung 
von 90 Stellplätzen festgeschrieben worden, sodass im gesamten Nahversorgungszentrum 
beider Änderungs-Geltungsbereiche 136 Stellplätze anzulegen wären). 
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Auch separate Fahrrad-Abstellplätze werden in der Gesamtkonzeption für das Nahversor-
gungszentrum bereits vorgesehen (im Bebauungsplan nicht darzustellen).  

 

6.2 Ver- und Entsorgung 

Grundsätzlich wird festgesetzt, dass sämtliche Leitungen für Ver- und Entsorgungsanlagen 
unterirdisch zu verlegen sind, damit das Orts- bzw. Landschaftsbild nicht durch oberirdische 
Anlagen beeinträchtigt wird 

 

6.2.1 Versorgungsanlagen 
 

• Trinkwasser: 

Die Versorgung des Geltungsbereiches mit Trinkwasser aus dem vorhandenen Netz ist 
gesichert. Versorgungsträger sind die Stadtwerke Bad Kreuznach. 
Eine ausreichende Menge zur Löschwasserversorgung ist im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens vom Erschließungsträger nachzuweisen (diese war aber bereits für den 
östlich benachbarten Einkaufsmarkt gewährleistet). 

• Elektrizität: 

Das Plangebiet wird über Erdkabelleitungen mit elektrischer Energie versorgt; die evtl. 
neuen erforderlichen Anbindungen an das öffentliche Netz sind von den jeweiligen Bau-
herrn zu konzipieren mit dem Träger abzustimmen. Es ist angedacht, eine unterirdische 
Trafostation (Unterflurstation mit ca. 2 x 2 m Grundfläche) für das gesamte Nahversor-
gungszentrum im Geltungsbereich der 3. Änderung zu installieren.  

• Telekommunikation: 

Die fernmeldetechnische Versorgung der neu geplanten Gebäude ist durch entspre-
chende Anschlüsse an die vorhandenen Telekommunikationsanlagen des örtlichen 
Netzes herzustellen. 

 

6.2.2 Entsorgungsanlagen 
 

• Schmutzwasserentsorgung 

Das infolge der Nutzung des neuen Gebäudes anfallende Schmutzwasser wird der vor-
handenen Kanalisation in der Rüdesheimer Straße mit Anschluss an die Kläranlage zuführt. 

 
• Oberflächenwasserbewirtschaftung 

(Exkurs: Der Bauleitplan muss noch keine abschließende konkrete Regelung des Umgangs 
mit dem anfallenden Niederschlagswasser enthalten, aber grundsätzlich erkennen lassen, 
dass das Oberflächenwasser nach den einschlägigen wasserrechtlichen Vorgaben bewirt-
schaftet werden kann und (gleichwohl noch undetailliert) darlegen, wie dies gelöst werden 
soll. Darauf basierend, sind im Bebauungsplan ggf. entsprechende Flächen für Entwässe-
rungsanlagen oder auch Leitungsrechte festzusetzen, um die notwendigen Voraussetzungen 
zu schaffen, die dann im Rahmen der Erschließungsplanung bzw. der örtlichen Abwasser-
satzung und eines eigenständigen wasserrechtlichen Verfahrens zu konkretisieren bzw. um-
zusetzen sind. 
Für die Sammlung des Niederschlagswassers in Zisternen bzw. seine Wiederverwendung 
als Brauchwasser enthält jedoch § 9 (1) BauGB keine Rechtsgrundlage. Die Einrichtung von 
Zisternen mit Brauchwassernutzung kann demnach im Bauleitplan lediglich in Form eines 
Hinweises empfohlen werden, ist jedoch über eine entsprechend gestaltete örtliche Abwas-
sersatzung oder aber – in Abhängigkeit von den Eigentumsverhältnissen – über privatrecht-
liche Verträge regelbar.) 
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Die abzuleitende Oberflächenwassermenge soll generell möglichst gering gehalten wer-
den. Die Menge des von den Dach-, Hof- und Stellplatzflächen anfallenden Niederschlags-
wassers sollte durch Maßnahmen wie die Einrichtung von Zisternen mit Pumpen zur 
Brauchwassernutzung oder die Schaffung von Rückhaltungen aus ökologischen, aber auch 
aus wirtschaftlichen Gründen (geringere Dimensionierung von Kanälen etc., aber auch Mini-
mierung langfristiger volkswirtschaftlicher Kosten durch Hochwasserschäden etc.) minimiert 
werden – allerdings jeweils nur, soweit dies mit den von der SGD geforderten Auflagen für 
das noch nicht rechtskräftige, aber abgegrenzte Wasserschutzgebiet (s. o.) vereinbar ist. 

Bei den hydraulischen Berechnungen des örtlichen Abwassernetzes wurden die bereits 
seit langer Zeit baulich bzw. gewerblich genutzten Plangrundstücke bereits berücksichtigt. 

Näheres ist im Vorfeld des Baugenehmigungsverfahrens - auf Grundlage einer Gegen-
überstellung der künftigen Versiegelungen gegenüber dem bisherigen Versiegelungsgrad, 
sowie einer Bilanzierung der im Plangebiet getroffenen Maßnahmen zur Reduzierung des 
Regenwasserabflusses (wie z. B. Anlagen zur Rückhaltung / zur Versickerung; sonstige 
Maßnahmen wie wasserdurchlässige Befestigung von Teilflächen oder Dachbegrünung 
(teilweise bereits verbindlich festgesetzt; s. u.) - mit den Stadtwerken abzustimmen.  

Angesichts des derzeitigen sehr hohen Versiegelungsgrades im Geltungsbereich und den 
nun geplanten (und im Bebauungsplan bereits entsprechend festgesetzten) zu begrünenden 
Flächen ist aber sicher davon auszugehen, dass künftig keine nennenswert höhere Fläche 
versiegelt und somit abflusswirksam sein wird als bisher (dazu siehe Erläuterungen bzw. 
Bilanzierung in Kap. 9.2).  

(Eine erste Vorabstimmung zwischen Erschließungsträger und den Stadtwerken zum 
Bauvorhaben hatte bereits ergeben, dass bei Einhaltung der festgesetzten Vorgaben zur 
Minimierung der Abflussrate - so z. B. Dachbegrünungen etc. – auch keine erhöhte 
Abflussrate gegenüber dem Status quo zu erwarten und somit keine Verschlechterung der 
Funktionen des Wasserhaushalts gegeben ist).   

 
 
 

7. Planungsrechtliche Festsetzungen 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Zur planungsrechtlichen Sicherung des vorgesehenen Einkaufsmarktes wird ein Sonder-
gebiet „Nahversorgung“ (SO – Sonstige Sondergebiete gemäß § 11 BauNVO) festgesetzt.  

Zulässig darin sind gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO Nahversorgungsbetriebe (mit Verkaufs-
flächen-Beschränkungen und mit Sortiments-Beschränkungen) sowie die für diese Betriebe 
erforderliche Infrastruktur und Nebenanlagen. 

Die Gründe dafür sind bereits in Kap. 1 sowie in Kap. 4.2 erläutert. 
Wichtige Ziele der Stadt sind die Standortsicherung für ein (nach heutigen Erfordernissen 

von Angebot, Zuschnitt und Größe) konkurrenzfähiges Nahversorgungszentrum (mit dem 
bereits konkret geplanten und genehmigten Supermarkt sowie dem nun zu sichernden 
Getränkemarkt und einem Drogeriemarkt) und die für diesen nordwestlichen Teil des Mittel-
zentrums (mit einem – wie in Kap. 4.2 erläutert - relativ großen Einzugsgebiet) dringend 
erforderliche Verbesserung der Einkaufs-Situation.  
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• Verkaufsflächenbeschränkungen 

Das Sondergebiet wird gemäß der vorliegenden konkreten Planung in zwei verschiedene 
Teilbereiche unterteilt, für die (u. a.) unterschiedliche Verkaufsflächen festgesetzt werden: 

1. Der im westlichen Teilgebiet SO1 zulässige Betrieb (hier ist der Drogeriefachmarkt 

vorgesehen) darf eine maximale Verkaufsfläche4 - VK - von 700 qm aufweisen. 

2. Der im östlichen Teilgebiet SO2 zulässige Betrieb (hier ist der Getränkefachmarkt 
vorgesehen) darf eine maximale Verkaufsfläche von 560 qm aufweisen.  

Diese Differenzierung ist auch darin begründet, dass gemäß aktueller Rechtsprechung die 
Festsetzung einer baugebietsbezogenen, vorhabenunabhängigen Verkaufsflächenober-
grenze (somit die Festsetzung einer Gesamt-Verkaufsfläche für das Sondergebiet) zur 
Steuerung des Einzelhandels mangels Rechtsgrundlage unzulässig ist (sofern nicht nur ein 
einziger Handelsbetrieb zulässig ist, sodass die gebietsbezogene mit der vorhabenbezoge-
nen Verkaufsflächenbegrenzung identisch ist).  

Die festgesetzten Verkaufsflächen stellen zum einen einen Kompromiss dar zwischen der 
hier wirtschaftlich und versorgungsstrukturell geboten Größe der geplanten Betriebe einer-
seits sowie der Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen auf die Versorgungsstrukturen 
der Innenstadt andererseits. Zum anderen ermöglichen die verfügbaren Flächen aber ohne-
hin auch keine nennenswert größeren Verkaufsflächen - diese könnten nämlich gemäß den 
Ergebnissen der Auswirkungsanalyse (dazu s. Kap. 4.2) sogar größer ausfallen (für den Ge-
tränkemarkt wurde dort eine VK von 600 qm bewertet), ohne schädliche oder versorgungs-
strukturelle Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt und die Nahver-
sorgungslagen zur Folge zu haben. 

 

• Sortimentsbeschränkungen 

Gleichzeitig werden aber auch Beschränkungen der im Geltungsbereich der Änderung 
zulässigen Sortimente festgesetzt. 

Dies dient insbesondere dem Schutz des zentralen Versorgungsbereiches und den ein-
schlägigen landesplanerischen Vorgaben zum Einzelhandel (dazu siehe auch ausführliche 
Erläuterungen in Kap. 4.2), welche auch die zentralen Zielsetzungen des in Aufstellung 
befindlichen Einzelhandelskonzepts der Stadt Bad Kreuznach sind. 

Ein Entwurf dieses Einzelhandelskonzepts liegt inzwischen vor und ist zurzeit noch in 
der verwaltungsinternen Prüfung  
Bisheriger Stand der Beratungen ist, dass die Innenstadt als Zentraler Versorgungs-
bereich (ZVB) gesichert und weiter entwickelt werden soll. Parallel dazu sollen aber 
Nahversorgungsstandorte räumlich und im Hinblick auf ihre Nutzungsziele und 
-funktionen  definiert werden, die möglichst wohnortnah mit entsprechenden Sorti-
menten auch außerhalb des ZVB die Bevölkerung versorgen sollen.  
Im Entwurf dieses Konzepts war der Standort des genehmigten REWE-Einkaufs-
marktes bereits zur Ausweisung als Nahversorgungsgebiet vorgesehen, der zum 
Zeitpunkt der Erstellung dieses Entwurfes dort noch vorhandene Gewerbebetrieb war 
dementsprechend nicht erfasst.  

                                                 

4  Definition VK (aus LEP IV Rheinland-Pfalz; Kap. 3.2.3, S. 96): „Die Verkaufsfläche umfasst in der Regel alle Flächen 
eines Betriebes, die dem Kunden dauerhaft für Verkaufszwecke zugänglich sind. Nicht zur Verkaufsfläche zählen 
Büroräume, Lager- und Vorbereitungsflächen, Werkstätten und Flächen, die Personalzwecken dienen“. 
Laut aktueller Rechtsprechung sind bei der Berechnung der Verkaufsfläche u. a. „auch die Thekenbereiche, die vom 
Kunden nicht betreten werden dürfen, der Kassenvorraum (einschließlich eines Bereichs zum Einpacken der Ware und 
Entsorgen des Verpackungsmaterials) sowie ein Windfang einzubeziehen“ (aus: BVerwG, Urteil vom 24. 11. 2005 – 4 C 
10.04; VGH Mannheim (lexetius.com/2005,3236). 
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Zudem sollen im Einzelhandelskonzept Sonderstandorte für städtebaulich und raum-
ordnerisch sinnvolle Bestandssituationen sowie Ausschlüsse von Einzelhandels-
nutzungen in anderen Bereichen festgelegt werden, welche die genannten Zielset-
zungen gefährden könnten.  
Zum Schutz des ZVB werden u. a. auch eine Bestimmung der innenstadtrelevanten 
bzw. nahversorgungsrelevanten Sortimente sowie die der nicht-innenstadtrelevanten 
Sortimente erforderlich. Auch diese Listen liegen ebenfalls bereits im Entwurf vor. 

Aus diesen Gründen werden bereits im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplan-Änderung 
entsprechende Sortimentsbeschränkungen festgesetzt, die unverändert dem (zwar noch 
nicht beschlossenen, gleichwohl aber bereits relativ fundierten und auf vielfältigen Erfahrun-
gen mit der Einzelhandelsstruktur der Stadt beruhenden) Entwurf des Einzelhandelskonzepts 
entnommen sind.  

a. Generell zulässige Sortimente 

Somit wird zunächst festgesetzt, dass in dem zulässigen Nahversorgungsbetrieb folgende 
Waren der „nahversorgungsrelevanten Sortimente“ angeboten werden dürfen: 
- Nahrungs- und Genussmittel (Lebensmittel, Reformwaren, Brot- und Backwaren, 

Fleisch- und Wurstwaren, Getränke, Tabak) 

- Drogeriewaren, Kosmetik 
- Apothekenwaren 
- Schnittblumen 
- Bücher, Zeitschriften. 

Diese Sortimente stellen Güter des täglichen Bedarfes dar und dienen zweifellos der 
wohnortnahen Nahversorgung. Damit kann die Zielsetzung der Plan-Änderung erfüllt wer-
den, deren Verträglichkeit mit den Zielsetzungen für die Innenstadt und die Nahversor-
gungsstrukturen sowie mit den einzelhandelsbezogenen landesplanerischen Vorgaben 
durch die Auswirkungsanalyse (GMA 2017) nachgewiesen wurde, wie es bereits in Kap. 
4.2 erläutert wurde.   

b. Nur eingeschränkt zulässige Sortimente 

Darüber hinaus werden folgende Waren der „innenstadtrelevanten Sortimente“ nur einge-
schränkt, als Randsortimente in der Summe in einem Umfang von maximal 10 % der 
Gesamt-Verkaufsfläche zugelassen:  
- Sanitätswaren, Orthopädiebedarf (mit Abwägungsspielraum für Handwerksbetriebe) 
- Papier- und Schreibwaren, Büroartikel 
- Spielwaren, Bastelartikel 
- Bekleidung 
- Lederwaren 
- Schuhe 
- Sportbekleidung und –schuhe 
- Baby- und Kinderartikel (mit Abwägungsspielraum für sperrige Waren) 

- Unterhaltungselektronik, Computer, Elektrokleingeräte, Fotobedarf, Telekommunikation 
- Haushaltswaren, Glas, Porzellan, Keramik 
- Antiquitäten, Kunstgewerbe 
- Heimtextilien, Gardinen, Stoffe, Handarbeitsbedarf 
- Optik, Hörgeräteakustik 
- Uhren, Schmuck 
- Musikinstrumente, Musikalien. 
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Diese Beschränkung der innenstadtrelevanten Sortimente auf einen Umfang von maximal 
10 % der Gesamtverkaufsfläche dient dazu, dass hier keiner Ausweitung von Sortimenten 
außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche Vorschub geleistet wird, welche im Entwurf 
der Einzelhandelskonzeption ausdrücklich auch nur als innenstadtrelevant, nicht aber gleich-
zeitig als nahversorgungsrelevant gewertet werden. An diesem Nahversorgungs-Standort 
muss daher der Umfang der innenstadtrelevanten Sortimente (die keineswegs der Nahver-
sorgung des in der Verträglichkeitsstudie erläuterten Einzugsgebietes dienen) beschränkt 
werden.  

Auch das LEP IV schlägt als Regelwert 10 % für derartige Randsortimente vor. 

Mit diesen gestaffelten Festsetzungen kann die beabsichtigte Nah- bzw. Grundversorgung 
für die als Einzugsgebiete ermittelten Gebiete der näheren Umgebung gesichert werden, 
ohne aber den für die Stadt bedeutsamen Zentralen Versorgungsbereich zu beeinträchtigen 
oder gar zu gefährden. 

 
In den textlichen Festsetzungen werden zudem ausdrücklich Nebenanlagen für die Ver- 

und Entsorgung des zulässigen Nahversorgungsbetriebes als Ausnahmen - auch ohne die 
Festsetzung besonderer Flächen für derartige Anlagen – zugelassen. Damit sollen notwen-
dige Ver- und Entsorgungsanlagen auch ohne konkrete Festlegungen von Standorten, die 
derzeit noch nicht bekannt sind, realisierbar sein, wie es die Vorgabe des § 14 Abs. 2 S. 1 
BauNVO ausdrücklich ermöglicht. 

 
 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im Wesentlichen mit Hilfe der Maßfaktoren Grund-
fläche sowie Höhe der baulichen Anlagen bestimmt: 

 
• Maximale Grundfläche 

Das Maß der baulichen Nutzung wird zum einen durch die Festsetzung der maximal zuläs-
sigen Grundflächen (GR) geregelt. Diese betragen 990 qm für das Teilgebiet SO1 und 
1.160 qm für das Teilgebiet SO2, um die in Kap. 1 bereits erläuterten Errichtung der vorge-
sehenen Fachmärkte (Drogerie und Getränke) zu ermöglichen.  

Die Vorhaltung von attraktiven Märkten nach zeitgemäßen Bedürfnissen der Kunden und 
nach den erhöhten betrieblichen Erfordernissen kann durch die Gewährung dieser Grund-
flächen gesichert werden. 

Diese Maße sind - gemäß den bereits vorliegenden konkreten Planungen für die beiden 
Märkte - im vorliegenden Fall erforderlich. Die durchschnittliche Grundfläche von Einzel-
handels-Märkten ist in den letzten Jahren aufgrund veränderter Kundenbedürfnisse und 
Angebotsstrukturen zunehmend größer geworden. Dies liegt zum einen daran, dass die 
Gänge zwischen den Warenregalen breiter und damit komfortabler für den Kunden ge-
staltet werden. Außerdem wurde die Höhe der Warenregale gegenüber früheren Maßen 
aus mehreren Gründen reduziert. Alleine diese beiden Faktoren haben naturgemäß be-
reits eine entsprechende Vergrößerung der Grund- und der Verkaufsflächen zur Folge.  
Die zunehmende Vergrößerung der Verkaufsflächen – nicht nur bei Vollsortimentern, 
sondern in allen Markt-Kategorien - resultiert zum anderen aber auch aus betrieblichen 
Anforderungen (Vereinfachung der Bestückung des Verkaufsraums mit Waren durch 
Hubwagen; Reduzierung der Lagerfläche zulasten der VK etc.). Hinzu kommt eine Ver-
breiterung des Sortiments in allen Markt-Kategorien (selbst bei Discountern).  
Dies erfordert somit auch entsprechend hohe Grundflächen, wobei diese im vorliegen-
den Fall naturgemäß an die beschränkt verfügbaren Flächen des Plangebietes und die 
darin gleichzeitig vorzuhaltende Infrastruktur (insbesondere Stellplatz-, Umfahrt- und 
Andienungs-Flächen) anzupassen ist. 
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Diese festgesetzten Höchst-Grundflächen sind ausreichend groß bemessen, um einerseits 
den Nutzungs- und Gestaltungsspielraum für die Betreiber der beiden Fachmärkte nicht un-
angemessen einzuschränken, gleichzeitig aber auch dem baugesetzlich geforderten spar-
samen Umgang mit Grund und Boden gerecht zu werden. Zur Gewährleistung der in § 1a 
Abs. 2 BauGB geforderten Begrenzung von Bodenversiegelungen "auf das notwendige Maß" 
wird daher auch keine größere Grundfläche zugelassen.  

Der somit insgesamt festgesetzte GR-Höchstwert von [990 + 1.160 =] 2.150 qm 
entspräche einer Grundflächenzahl (GRZ) für das Sondergebiet von [2.150 : 5.103 = ] ca. 
0,42 und bewegt sich somit – gemessen am Höchstwert des § 17 BauNVO für 
Sondergebiete von 0,8 – trotz dieser eng gefassten Bezugsfläche (d. h. nur das SO - ohne 
Erschließungsstraßen-Flächen gemäß Bebauungsplan) in einem sehr niedrigen Bereich. 
(Diese Wertung ist allerdings durch die zulässige Überschreitung der Grundfläche für 
Stellplätze etc. zu relativieren; dazu s. u.).  

Die mit dieser Festsetzung einhergehende Überbauung muss für das angestrebte städte-
bauliche Ziel in Kauf genommen werden, wobei anzumerken ist, dass bisher im überwiegen-
den Teil sogar ein Mischgebiet festgesetzt war, dessen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO 
(die laut Textfestsetzungen hier galt) sogar bei 0,6 liegt, und im nördlichen Drittel war ein 
Wohngebiet festgesetzt, für die eine fast identische GRZ von 0,4 galt.  

Ergänzend wird aber textlich festgesetzt, dass über die festgesetzte Grundfläche hinaus für 
die in gemäß § 19 Abs. 4 S. 2 Ziffern 1 und 2 BauNVO aufgeführten Grundflächen (d. h. die 
von "Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten" und von "Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO") zusätzlich 2.670 qm überdeckt werden dürfen.  

Dafür ist im vorliegenden Fall ein zwingendes städtebauliches Erfordernis gegeben, wel-
ches vor allem in dem überproportionalen Flächenbedarf für derartige Nebenanlagen (insbe-
sondere für Stellplätze und die entsprechenden Zu- und Umfahrten) von Fachmärkten be-
gründet ist, der in einem Nahversorgungszentrum dieser Größenordnung zwangsläufig 
erforderlich wird. Da die maximale Grundfläche für den Baukörper aus den oben genannten 
Gründen (somit auch zur Minimierung des Eingriffes in den Bodenhaushalt und in das Land-
schaftsbild) entsprechend recht restriktiv auf die erläuterten Grundflächen festgesetzt wird, 
würde die Beibehaltung der Anrechnungs-Regelung des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO (nur 
50% zusätzlich für Stellplätze etc.) dazu führen, dass anderenfalls die „zweckentsprechende 
Grundstücksnutzung“ im Sinne der Ziffer 2 des § 19 Abs. 4 Satz 4 BauNVO „wesentlich 
erschwert“ würde, da die betriebswirtschaftlich hier erforderliche (und von der Stadt zur 
bestmöglichen Versorgung auch gewünschte) Mindestgröße der beiden Fachmärkte nicht 
noch weiter unterschritten werden kann.  

Diese Mindestgröße erfordert dann aber eine Mindestanzahl an Stellplätzen, welche auf 
Grundlage der Verkaufsfläche ermittelt wird. 

Dabei ist im vorliegenden Fall auch zu berücksichtigen, dass die verfügbare Fläche für das 
Sondergebiet auf der räumlich beschränkten innerstädtischen Fläche zwangsläufig eng 
abgegrenzt ist, sodass auf seinen Flächen lediglich die geplanten Märkte sowie deren zwin-
gend benötigte Infrastruktur und Nebenanlagen (sowie Pflanzflächen in den Randbereichen), 
aber ohne nennenswerte sonstige Spielräume, platziert werden können.  

Fast sämtliche nicht für die Marktgebäude, deren Stellplätze sowie Zu- und Umfahrten und 
Fußwege oder für die mit einem Leitungsrecht belastete Trasse benötigten Flächen des 
Sondergebietes werden bereits als Flächen für Anpflanzungen festgesetzt, sodass hier 
selbst auf der beschränkten Fläche zumindest in geringem Umfang lokalklimatisch bzw. 
ökologisch und stadtbildästhetisch wirksame Bereiche gesichert werden. 
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Aufgrund dieser besonderen städtebaulichen Gründe ist es aber auch gerechtfertigt, dass 
die eigentliche Sondergebiets-Fläche durch die Stellplätze und Zufahrten höher als der 
Höchstwert des § 17 BauNVO von 0,8 ausgenutzt werden kann (die nun insgesamt über-
baubaren [2.150+2.670=] 4.820 qm entsprechen bei der Größe des Sondergebietes von 
ca. 5.103 qm einer Gesamt-Ausnutzung des Sondergebietes von ca. 94,45 %).  

Der hohe Überbauungsgrad im engeren SO-Gebiet hat aber keine nennenswerten Beein-
trächtigungen der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im 
Plangebiet und der näheren Umgebung zur Folge, zumal die zusätzliche Überbauung ja 
nicht durch Hochbauten, sondern ausschließlich durch „flache“ Flächenversiegelungen ver-
ursacht wird, welche auf die Nachbarschaft kaum Auswirkungen hat.  

Auch spezielle nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind – über die mit einer solchen 
Überbauung zwangsläufig einhergehende Versiegelung – in diesem (im Sinne des § 13a 
BauGB) ausdrücklich zur Nachverdichtung und zur Wiedernutzbarmachung vorgesehenen 
und zudem durch die bestehende, sehr hohe Versiegelung auch bereits stark vorbelasteten 
Innenbereich - nicht gegeben bzw. werden durch die festgesetzten Vermeidungs- und Ver-
ringerungsmaßnahmen auf ein verträgliches Minimum reduziert.  

Die Bedürfnisse des Verkehrs werden durch die Befestigung von Zu- und Abfahrten sowie 
Stellplätzen naturgemäß in hohem Maße befriedigt.  

Auch sonstige öffentliche Belange stehen dieser erhöhten Überbaubarkeit durch die in 
Rede stehenden Nebenanlagen nicht entgegen. 

 
 

• Maximale Höhe der baulichen Anlagen  

Die Beschränkung der Höhe der baulichen Anlagen dient dazu, dass sich die zulässigen 
baulichen Anlagen weitestmöglich in das innerstädtische Gesamtbild - zwischen Wohnbe-
bauung, Gewerbenutzung und Straßen - einfügen.  

Es wird, zur besseren Eindeutigkeit und zur Vermeidung von Missverständnissen wegen 
eines Bezugspunktes, eine absolute Höhe in m ü. Normal-Null (NN) festgesetzt. Dies ist 
dadurch geboten, weil ein sinnvoller und eindeutig und rechtssicher bestimmbarer Bezugs-
punkt in der Nähe des geplanten Hauptbaukörpers (Baufenster) nicht vorhanden und das 
Gelände (vor allem im Norden) topografisch relativ stark bewegt ist und im Zuge der Er-
schließungsarbeiten wohl auch abschnittsweise verändert wird. 

a) Firsthöhe 

Im Hinblick auf die innerstädtische Lage ist die Festsetzung einer maximalen Firsthöhe 
(FH - höchster Punkt des Baukörpers; First bei geneigten bzw. Attika bei weniger geneigten 
bzw. flachen Dächern) Voraussetzung, um die ortsbild- bzw. landschaftsgerechte Außenwir-
kung sicher zu stellen, aber auch um den Nachbarschaftsschutz im Hinblick auf Besonnung, 
Belichtung usw. zu gewährleisten.  

Die gewählte Maximal-Bemessung von 134,50 m ü. NN sichert andererseits aber auch 
hinreichende Spielräume für ein zeitgemäßes (bereits geplantes) Marktgebäude. Das festge-
setzte Maß orientiert sich an der bereits vorliegenden Planung der konkret geplanten Markt-
gebäude, die eine „0,00-Ebene“ (OKF) von 125,10 m ü. NN (SO1 / Drogeriefachmarkt) bzw. 
von 124,80 m ü. NN (SO2 / Getränkefachmarkt) annehmen, sodass die Gebäude demnach 
am höchsten Punkt über dieser Ebene maximal 9,40 m (SO1 / Drogeriefachmarkt) bzw. von 
maximal 9,70 m (SO2 / Getränkefachmarkt) hoch sein dürfen.   

Zur Orientierung und demzufolge zur städtebaulichen Bewertung dieses Maßes seien an 
dieser Stelle die entsprechenden Maße der angrenzenden Gebäude und Straßenflächen 
aufgeführt, die dazu von einem Vermesser aufgenommen wurden (s. Darstellung in Abb. 8): 
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Abb. 8: Luftbild mit Markierung (gelbe Strichellinie) des Änderungs-Geltungsbereiches und  

den hier erläuterten Höhen-Bezugspunkten (unmaßstäblich).  
(Quelle der Grundlage: Stadtverwaltung Bad Kreuznach). 

 

Erläuterung der Bezugspunkte in Abb. 8:  

1. Das Doppelhausgebäude unmittelbar südwestlich des Geltungsbereiches (Rüdesheimer 
Straße 96, mit 4 Vollgeschossen) weist an der Grenze zum Plangebiet eine Firsthöhe 
von 139,88 m auf und liegt somit ca. 5,38 m über der maximal zulässigen Höhe der ge-
planten Gebäude.  

2. Das Mehrfamilienhaus unmittelbar nordwestlich des Geltungsbereiches (Weinsheimer 
Straße 12) weist eine Firsthöhe von 140,09 m auf und liegt somit ca. 5,59 m über der 
maximal zulässigen Höhe der geplanten Marktgebäude.  

3. Der Katasterpunkt am nordöstlichsten Punkt des Geltungsbereiches (an der Grenze zum 
Gehweg) liegt auf einer Höhe von 129,00 m ü. NN, sodass die maximal zulässige Höhe 
der neuen Baukörper ca. 5,50 m darüber liegen wird. 

4. Die Oberkante des Gehweges der südlichen Weinsheimer Straße liegen auf Höhe des 
Änderungsgebietes etwa auf Höhen von durchschnittlich 128,50 m ü. NN (zwischen 
128,48 und 128,77 m ü. NN) sodass die maximal zulässige Höhe der neuen Baukörper 
ca. 6,0 m darüber liegen wird. 

FH geplant:  
max. 134,50 m 
zulässig 

7. Haus Rüdesheimer 
Str. 92: FH 136,80 m 

2. Haus Weinsheimer 
Str. 12: FH 140,09 m 

1. Haus Rüdesheimer 
Str. 96: FH 139,88 m 

FH neuer REWE-
Markt: lt. B-plan 
max. 135,00m 

4. Angrenzender Gehweg 
südliche Weinsheimer 
Straße: OK ca. 128,50m 

6. Haus Rüdesheimer Str. 84: 
FH 135,70 m 

5. Haus Im Winzenfeld 10: 
FH 134,45 m 

3. Nordöstlichster Punkt 
Geltungsbereich (Katasterpunkt 
Grenze zum Gehweg): 129,00 m 
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5. Das Gebäude nordöstlich des alten Aldi-Gebäudes (Im Winzenfeld 10) weist eine First-
höhe von 134,51 m ü. NN auf und liegt somit fast exakt auf der maximal zulässigen 
Höhe der neuen Baukörper.  

6. Das Wohngebäude Rüdesheimer Straße 84 (unmittelbar südöstlich des gesamten Nah-
versorgungszentrums) weist eine Firsthöhe von 135,70 m auf und liegt somit ca. 1,20 m 
über der maximal zulässigen Höhe der geplanten Marktgebäude.  

7. Das zum Abriss vorgesehen Gebäude am Südrand des Geltungsbereiches (Rüdeshei-
mer Straße 92) weist eine Firsthöhe von 136,80 m auf und liegt somit ca. 2,30 cm über 
der maximal zulässigen Höhe der neuen Gebäude. 

8. Der bereits genehmigte REWE-Einkaufsmarkt darf laut Bebauungsplanung maximal 
135,00 m ü. NN hoch sein und liegt somit ca. 50 cm höher als die maximal zulässige 
Höhe der neuen Baukörper.  

Auch die Firste der Reihenhäuser an der Weinsheimer Straße (nördlich des Geltungsberei-
ches; nicht präzise aufgenommen) liegen demzufolge (auf nach Norden weiter ansteigendem 
Gelände mit 2 Vollgeschossen und ausgebautem Dachgeschoss) deutlich (nochmals min-
destens ca. 3-4 Meter) über der maximal zulässigen Höhe der geplanten Marktgebäude. 

An diesen Bezügen wird deutlich, dass (nicht zuletzt aufgrund der tief angesetzten OKF-
Punkte) hier keine Bauwerke realisiert werden können, welche unangemessen hoch aus der 
näheren Umgebung herausragen und städtebaulich nachteilige Außenwirkungen oder gar 
entsprechende nachbarschaftliche Spannungen zur Folge haben könnten. 

Vielmehr bleiben die geplanten Einkaufsbetriebe um mehrere Meter sogar deutlich unter 
den Firsthöhen der unmittelbar angrenzenden und somit potenziell am stärksten betroffenen 
Gebäude (Nrn. 1 und 2). 

Im Bebauungsplan werden die aufgenommenen Höhen von drei weitgehend unveränder-
baren Katasterpunkten (auf öffentlichen Verkehrsflächen unmittelbar nördlich bzw. südlich 
der Sondergebietsfläche) nachrichtlich eingezeichnet, um die Relationen zwischen den ma-
ximalen Gebäudehöhen und den Bestandshöhen „am Boden“ transparent zu machen.  

 

b) Traufhöhe 

Die zudem festgesetzte maximale Traufhöhe (TH) von 131,50 m ü. NN ermöglicht eine 
Höhe von 6,40 m bei der oben erläuterten Bezugs-Linie von 125,10 m ü. NN (SO1 / Droge-
riefachmarkt) bzw. von von 6,70 m bei der oben erläuterten Bezugs-Linie von 124,80 
m ü. NN (SO2 / Getränkefachmarkt). 

Definiert ist die TH als die Höhe der Schnittlinie der Flucht der Außenwand-Außenseite mit 
der Dachhaut-Oberkante oder mit dem oberen Abschluss der Wand (Attika) über der 
Bezugshöhe NN. Bei Gebäuden mit einfachem Pultdach (welches es bei der aktuellen 
Gebäudeplanung vorgesehen ist) ist für die Traufhöhe die tiefer liegende Seite des Pult-
daches maßgebend. 

 

c) Überschreitung der Firsthöhe 

Die zusätzliche Begrenzung der Überschreitung der maximal zulässigen Gebäudehöhe 
durch untergeordnete, betrieblich oder technisch notwendige Bauteile um max. 1,0 m 
(sowie die Beschränkung ihres Grundflächen-Anteils auf maximal 5 % der gesamten Gebäu-
degrundfläche), dient ebenfalls der Wahrung eines nicht durch weithin sichtbare technische 
Elemente verfremdeten Orts- bzw. Landschaftsbildes.  
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7.3 Bauweise 

Im Sondergebiet wird, zur Ermöglichung der für die relativ platzintensive Nutzung geplan-
ten Baukörper des Einkaufsmarktes, in den Textfestsetzungen eine abweichende Bauweise 
festgesetzt.  

Zulässig sind zwar nur Gebäude mit seitlichem Grenzabstand, um die Vorteile der offenen 
Bauweise (Durchlüftung; Beschränkung der Ausdehnung von Bauköpern, die dazu allzu 
massiv wirken können etc.) weitgehend aufrechterhalten zu können. Die gemäß § 22 Abs. 4 
BauNVO festgesetzte Abweichung von der offenen Bauweise besteht darin, dass das Ge-
bäude innerhalb der in der Planzeichnung definierten Baugrenzen liegen muss – somit ggf. 
aber abweichend von der offenen Bauweise, welche die Länge auf 50 m beschränkt, welche 
durch die beiden geplanten, aneinander gebauten Gebäude überschritten wird. 

Auch dies resultiert aus dem bereits in Kap. 7.2 (im Unterpunkt „Maximale Grundfläche“) 
begründeten erhöhten Flächenbedarf zeitgemäßer Einkaufsmärkte. 

 
 

7.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen 
gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt.  

Wie aus dem Plan ersichtlich ist, wird die überbaubare Fläche für die geplanten Fach-
marktgebäude (Baufenster) auf den Bereich in der Nordhälfte des Sondergebietes be-
schränkt, während die südliche Hälfte zur Rüdesheimer Straße hin - wie auch bereits im 
benachbarten Geltungsbereich für den großflächigen Einkaufsmarkt vorgesehen - für Stell-
platzbereiche mit Zu- und Abfahrten sowie für Begrünungsmaßnahmen vorgesehen ist.  

Zu den westlich angrenzenden, wohnbaulich genutzten Grundstücken wird der landesbau-
ordnungsrechtlich vorgegebene Mindestabstand von 3 m festgesetzt, der sich an dem Ver-
sprung der Grundstücksgrenzen auf bis zu ca. 4 m erhöht.  

Im Norden wird ein Abstand zur Straßenparzelle der Weinsheimer Straße von mindestens 
3,30 m (schmalste Stelle an einem Katasterpunkt, die im Bebauungsplan auch bemaßt wird) 
festgesetzt, sodass sich - durch die gerade Baugrenze und die ungerade Straßenparzellen-
grenze –Abstandstiefen von ca. 5,0 m im Westen und von ca. 6,60 m im Osten ergeben, in 
denen (außerhalb der freizuhaltenden Leitungsrecht-Fläche am Nordostrand) auch eine 
flächendeckende Begrünung vorgenommen werden soll, die dort (oberhalb der dort vorhan-
denen und weiterhin konzipierten Stützmauer unterhalb der deutlich höher liegenden Straße) 
einen Abstand von 90 cm von der Baugrenze einhält. 

Im Süden wird die Baugrenze durch den 3m-Abstand zum Nordostrand des Doppelhaus-
Grundstückes Flst. 113/2 definiert. Ansonsten verläuft die Baugrenze hier parallel zur rück-
wärtigen Grenze und weist eine Tiefe (Nord-Süd-Richtung) von ca. 29 m auf. Im Südosten 
verspringt die Baugrenze dann auf den östlichen ca. 11 m des Geltungsbereiches um 9 m 
nach Süden und bindet dann dort – wo die einzuhausende Andienungshalle zwischen dem 
geplanten Getränkemarkt und dem östlich folgenden Einkaufsmarkt vorgesehen ist, an die 
Baugrenze des Geltungsbereiches der 3. Änderung des Bebauungsplanes an, welche den 
Südrand des großflächigen Einzelhandelsbetriebes definiert. Im Osten geht das Baufenster 
dann dementsprechend auch in das des Nachbargebietes über (im Plan nachrichtlich darge-
stellt). 

Auf Grundlage des § 23 Abs. 3 Satz 3 i. V. m. § 23 Abs. 2 Satz BauNVO wird ausdrücklich 
festgesetzt, dass am Südrand des Baufensters ein Vortreten von untergeordneten Gebäu-
deteilen (wie bspw. Pfeiler und Dachvorsprünge bzw. Überdachungen) über die Baugrenze 
hinaus um bis zu maximal 3,0 m zulässig ist. Dies dient dazu, dass die ansonsten recht 
restriktiven Vorgaben zu den Baufenstern in den geplanten Zugangsbereichen zu den 
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Fachmärkten nicht unverhältnismäßig starke Einschränkungen für Bauherrn bzw. Markt-
betreiber im Hinblick auf diese untergeordneten und nur gering außenwirksamen Elemente 
zur Folge haben. 

 
 

7.5 Nebenanlagen und Stellplätze 

Zur Gewährleistung von Spielräumen für den Bauherrn bzw. den Einkaufsmarkt-Betreiber 
wird festgesetzt, dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, 
die nach LBauO in den Abstandsflächen zulässig sind, gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO aus-
drücklich auch außerhalb der Baugrenzen des Sondergebietes errichtet werden können.  

Damit derartige oberirdische Anlagen aber nicht störend im Bereich der Straßenflucht im 
Süden (zur Rüdesheimer Straße hin) oder auch im Norden (zur Weinsheimer Straße und 
den begleitenden Gehweg) hin wirken, müssen sie außerhalb der Baugrenzen allerdings 
einen Mindestabstand zu öffentlichen Verkehrsflächen von mindestens 3 Metern aufweisen.  

Diese Vorgabe gilt aber ausdrücklich nicht für Anlagen, die der Sicherheit dienen (Stütz-
mauern, Geländer o. ä.) sowie für Stellplätze und Werbeanlagen. Damit sollen zum einen die 
genannten sicherheitsrelevanten Anlagen in den topografisch bewegteren Bereichen unein-
geschränkt ermöglicht werden, zum anderen dem Einkaufsmarkt-Betreiber die Spielräume 
für Stellplätze und Werbeanlagen (für die ohnehin bereits starke Einschränkungen vorgege-
ben werden; dazu s. u.) nicht unangemessen eingeschränkt werden.  

 
Aus den genannten Gründen sind auch Stellplätze, einschließlich überdachter Stellplätze / 

Carports, außerhalb der Baugrenzen zulässig. Wie in Kap. 6.1.3 bereits erläutert, ist der 
Nachweis ausreichender Stellplätze in Abhängigkeit von der tatsächlich geplanten Nut-
zungsdichte nach den einschlägigen Vorgaben der Stellplatzverordnung Rheinland-Pfalz im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen.  

Gleichwohl werden im Bebauungsplan bereits einige zusammenhängende Bereiche in der 
südlichen Hälfte des Sondergebietes als Flächen für Stellplätze zeichnerisch festgesetzt, 
sodass die (auch städtebaulich relevante) grundsätzliche Struktur des Sondergebiets-Gelän-
des bereits erkennbar wird und zudem Flächen für Pflanzungen sowie Standorte für Bäume 
im Randbereich der Stellplatzreihen verbindlich festgelegt werden können. 

Ausdrücklich wird aber für diese in der Planzeichnung zusammenhängend festgesetzten 
Flächen für Stellplätze bereits eingeräumt, dass diese durch Zuwegungen, Durchgänge, 
Abstellflächen für Einkaufswagen o. ä. Anlagen unterbrochen werden können. Damit wird 
dem Betreiber der erforderliche Spielraum für diese notwendigen und bekanntlich regelmä-
ßig in Stellplatzreihen integrierten Flächen gewährt. 

Da die eingezeichneten Flächen voraussichtlich aber nicht ausreichen werden, um den 
Bedarf an Stellplätzen zu decken, wird textlich festgesetzt, dass Stellplätze eben auch 
außerhalb dieser zeichnerisch festgesetzten Flächen im Sondergebiet zulässig sind – selbst-
verständlich aber nur dann, wenn dem keine sonstigen Festsetzungen (z. B. flächige Pflanz-
gebote o. ä.) entgegenstehen. 

 
 

7.6 Verkehrsflächen 

Die Rüdesheimer Straße wird auf Höhe des Änderungsgebietes in der Planzeichnung 
nachrichtlich als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

Außerdem werden am Südostrand des Sondergebietes Bereiche für die Ein- und Ausfahrt 
bzw. der „Anschluss anderer Flächen an Verkehrsflächen“ gemäß § 9 (1) Nr. 11 BauGB 
festgesetzt, die bereits im Geltungsbereich der 3. Änderung an dieser Stelle festgesetzt 
waren.  
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Am südwestlichen Rand des aktuellen Geltungsbereiches wird eine zusätzliche Ausfahrt-
möglichkeit als Bereich für Ausfahrt festgesetzt 

Durch eine textliche Festsetzung wird gesichert, dass Einfahrten von der Rüdesheimer 
Straße zum Sondergebiet bzw. Ausfahrten vom Sondergebiet in die Rüdesheimer Straße für 
motorisierte Fahrzeuge nur über diese beiden Bereiche und nur in der jeweils festgesetzten 
Richtung zulässig sind. Weitere Zufahrten zum geplanten Einkaufsmarkt sind aus Sicher-
heitsgründen und zur Vermeidung von zusätzlichen Rückstaupotenzialen auf der Rüdeshei-
mer Straße) nicht zulässig.  

Dies sowie die jeweiligen Breiten und auch die nachrichtlich in der Planzeichnung 
übernommenen Fahrspuren resultieren aus der Empfehlung aus dem Verkehrs-Gutachten - 
dies wurde bereits in Kap. 6.1.1 erläutert.  

Dort wurde auch bereits die nachrichtliche Übernahme der freizuhaltenden Sichtfelder aus 
dem Gutachten in der Planzeichnung (Kennzeichnung mit einer schrägen Schraffur) erläu-
tert, die eine gute Anfahrsicht an der Ausfahrt vom Sondergebiet in die Rüdesheimer Straße 
gemäß den Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) sichern sollen.  

Sie werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB als „Flächen, die von Bebauung freizuhalten 
sind“, festgesetzt, wobei textlich vorgegeben wird, dass diese Sichtfelder von jeglicher sicht-
behindernder Nutzung über 0,80 m Höhe - gemessen jeweils von Oberkante der angrenzen-
den Straße - freizuhalten sind, soweit anderweitige Nutzungen keinen Bestandsschutz 
genießen. 

 
 

7.7 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Es werden gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB verschiedene Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft textlich festgesetzt. 

 

7.7.1 Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen 

Zur Gewährleistung der artenschutzrechtlichen Erfordernisse (die nicht der bauleitplane-
rischen Abwägung unterliegen, sondern zwingend zu beachten sind) werden zum Schutz der 
Fauna Zeitfenster für Rodearbeiten verbindlich im Bebauungsplan festgesetzt. So ist die 
Rodung von Gehölzen nur im Zeitraum zwischen dem 01. Oktober und dem 28./29. Februar 
eines Jahres zulässig; dies bedeutet die nachrichtliche Übernahme einer ohnehin gültigen 
Vorgabe des Bundesnaturschutzgesetzes. 

 

7.7.2 Dachbegrünung Hauptgebäude  

Es wird verbindlich festgesetzt, dass im Teilgebiet SO2 mindestens 210 qm der Dach-
flächen fachgerecht (mit einer mindestens 8 cm hohen Aufbaustärke des von Pflanzen nutz-
baren Substrats) zu begrünen und dauerhaft fachgerecht zu unterhalten ist. 

Dies resultiert aus der Übernahme von entsprechenden Festsetzungen aus dem Geltungs-
bereich der 3. Änderung, dessen westlicher Randbereich, wie bereits erläutert, in der vorlie-
genden Änderung in einer Breite von ca. 15 Metern neu überplant wird. Auf Grundlage dieser 
Bebauungsplanung war die Errichtung des geplanten Einkaufsmarktes bereits im Dezember 
2016 genehmigt worden; dabei war auch auf einem Teil des nun neu überplanten Bereiches 
eine solche Dachbegrünung eingeplant worden, dies wird nun für diesen neu überplanten 
Teilbereich nachrichtlich übernommen.   
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Ausnahmen von der Flächendeckung der Begrünung werden lediglich für technisch oder 
betrieblich notwendige Aussparungen bzw. Aufbauten zur natürlichen Belichtung, zur Be- 
oder Entlüftung, für Aufzugs- und / oder Aufgangs- bzw. Wartungseinrichtungen zugelassen. 

Die Vorgabe einer Dachbegrünung dient 

- der Verbesserung des Arbeits- und Wohnumfeldes für die umgebende Bebauung, insbe-
sondere unmittelbar östlich sowie nordwestlich (dort bereits in größerem Abstand, aber 
höher gelegen) des Geltungsbereiches, insbesondere bei Blickbeziehungen aus höher 
gelegenen Fenstern, 

- der lokalklimatischen Anreicherung (durch die Verdunstung des gespeicherten Wassers 
ergibt sich eine Verbesserung des Umgebungsklimas - Kühlung und Luftbefeuchtung; 
wichtig infolge der diesbezüglich relativ starken Belastung des Bad Kreuznacher Sied-
lungsbereiches),  

- der Verringerung des Oberflächenwasserabflusses: Minderung der Spitzenabflüsse, 
Verzögerung der Ableitung des Regenwassers und (durch die Verdunstung bzw. die 
Aufnahme durch die Pflanzen) Minderung der Abflussmenge, 

- der ökologischen Aufwertung (Lebensräume für Tiere), 
- der Filterung von Luftschadstoffen und Feinstaub durch die Vegetation und das 

Substrat, 

- der Minderung der möglichen Beeinträchtigungen des Stadt- bzw. Landschaftsbildes 
durch den neuen Baukörper, 

- der optischen Aufwertung der Gebäudearchitektur. 

Die für den Träger daraus resultierende Mehr-Investition beim Neubau ist in der Gesamt-
abwägung bereits aus diesen (vor allem den beiden erstgenannten, hoch zu gewichtenden) 
Gründen gerechtfertigt. 

Außerdem wirkt sich eine Dachbegrünung – trotz zunächst höherer Investitionskosten - 
langfristig sogar zumeist Kosten mindernd aus, insbesondere durch die Minimierung der 
Materialbeanspruchung:  

- sie bewirkt bei einem flachen Dach eine wirkungsvollere Temperaturdämpfung als eine 
Kiesschicht, bei geringerer Auflast;  

- sie bewirkt Wärmedämmleistungen im Winter und Hitzeschild im Sommer und damit 
einen Beitrag zur Energieeinsparung; 

- sie bewirkt einen Schutz der Dachabdichtung vor Wind- und Witterungseinflüssen wie 
Sturm, Hagel, UV-Strahlung – damit verlängerte Lebensdauer der Dachabdichtung 
gegenüber unbegrünten Varianten; 

- sie bewirkt einen Schutz der Dachabdichtung vor Extrembeanspruchung bei Spitzentem-
peraturen im Sommer und Winter; 

- sie bewirkt eine Reduzierung des ´Flatterns` und damit einer Verringerung von Bauschä-
den und auch der Verdichtungen des Dämmmaterials sowie der Scher-Spannungen und 
hat somit letztlich geringere Reparaturkosten und längere Haltbarkeit des Daches zur 
Folge; 

- sie bewirkt eine Verbesserung der Luftschalldämmung aufgrund der größeren Schwin-
gungsträgheit der Gesamtfläche und eine gute Schalladsorption wegen der Struktur der 
Vegetation. 
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7.7.3 Wasserdurchlässige Befestigung von Stellplatzflächen  

Auf eine (zunächst vorgesehene) wasserdurchlässige Befestigung von Stellplatzflächen 
musste –wegen der Lage in einem noch nicht rechtskräftigen, aber abgegrenzten und daher 
zu beachtenden Wasserschutzgebietes und der daraus resultierenden Forderung der SGD 
Nord – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz (Koblenz) – verzichtet 
werden. 

 
 

7.8 Anpflanzungen und sonstige Begrünungs-Vorgaben 

Obwohl für die Eingriffe in diesem Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a 
BauGB formal kein Ausgleich erforderlich ist (dazu s. Erläuterungen in Kap. 9) und im 
Ursprungs- Bebauungsplan für den Geltungsbereich auch überhaupt keine Pflanzgebote 
oder sonstige grünordnerische Maßnahmen vorgegeben sind, werden für den Geltungs-
bereich der vorliegenden Änderung (ebenso wie bereits für den Geltungsbereich der 
3. Änderung) relativ umfangreiche grünordnerische Maßnahmen festgesetzt.  

Diese sollen vorwiegend der Durch- und Eingrünung des Nahversorgungs-Geländes und 
somit auch der Verbesserung der Aufenthaltsqualität für Kunden und die im Umfeld 
Wohnenden und Arbeitenden dienen.  

Damit sollen zum einen laubreiche Grünstrukturen (mit ihren lokalklimatischen, lufthygie-
nischen, ästhetischen und faunistischen Gunstwirkungen) neu geschaffen und zum anderen 
die durch die neue Bebauung entstehenden ökologischen Nachteile (auch ohne förmlichen 
Kompensationsbedarf) ausgeglichen werden. 

 
• Anpflanzung von Bäumen 

So sind an den in der Planzeichnung nach § 9 (1) Nr. 25a BauGB vorgegebenen Baum-
Standorten insgesamt mindestens 6 stadtklimatolerante, hochstämmige Bäume I. oder II. 
Ordnung gemäß den in Kap. V. des Bebauungsplantextes (Pflanzenliste) getroffenen Vorga-
ben für Pflanzfestsetzungen (Artenauswahl, Mindestqualitäten etc.) zu pflanzen. Die Bäume 
sind dauerhaft zu erhalten; bei Verlust eines Baumes ist er gleichwertig zu ersetzen. 

Um den Bauherrn bzw. den Marktbetreiber nicht unangemessen einzuschränken werden 
Spielräume eröffnet, wonach die im Plan zeichnerisch festgelegten Baumstandorte den 
Bedürfnissen der Erschließungsplanung angepasst werden können. Dabei darf aber die 
Anzahl der Bäume nicht unterschritten werden, und es muss ein Abstand von mindestens 
5 m untereinander eingehalten werden. Zudem sind zu Nachbargrundstücken hin selbstver-
ständlich die Mindestabstände nach Landesnachbarrechtsgesetz zu beachten. 

Es wird textlich festgesetzt, dass für alle in Randbereichen von versiegelten Flächen zu 
pflanzenden Bäumen Vorrichtungen anzubringen sind, die das Befahren der Baumscheiben 
sowie das Anfahren der Stämme wirksam verhindern (Baumschutzgitter; hinreichend hohe 
Bordsteine, stabiler Zaun, Findlinge, Poller o. ä.), was angesichts der Erfahrungen an ande-
ren Einzelhandelsstandorten dringend geboten erscheint.  

� Zunächst sind in dem funktionsbedingt relativ schmalen Pflanzstreifen zur Rüdesheimer 
Straße hin 2 Bäume zu pflanzen, welche die im Nachbar-Bebauungsplan festgesetzte 
Baumreihe aus 6 Bäumen ergänzen, sodass ein (lockerer, nicht geschlossener und 
Durchblicke gewährender) optischer Abschluss des Nahversorgungszentrums zur 
Rüdesheimer Straße hin gebildet werden kann. 

� In dem zeichnerisch bereits festgesetzten zentralen Stellplatzbereich ist eine weitere 
Baumreihe aus 4 Bäumen vorgesehen. Diese Vorgabe dient nicht nur der ortsbildästhe-
tischen Aufwertung und der Strukturierung bzw. Gliederung des Parkplatzes, sondern 
auch der zur warmen Jahreszeit für die Kunden angenehmen Beschattung der hier 
abgestellten Kraftfahrzeuge. 
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• Begrünung von Park- und Stellplätzen  

Zudem werden Vorgaben zur Begrünung von Stellplätzen getroffen. So muss mindestens 
alle angefangene 8 Stellplätze im Randbereich derselben ein standortgerechter, stadtklima-
toleranter Hochstamm-Baum gepflanzt werden. Die in der Planurkunde bereits zeichnerisch 
verbindlich festgesetzten Bäume können dabei angerechnet werden, sofern sie sich im 
Randbereich der Stellplätze (in einem Abstand von maximal 3 m dazu) befinden – demnach 
wären allerdings keine zusätzlichen Bäume mehr zu pflanzen. 

Diese Vorgabe dient, wie bereits erwähnt, nicht nur der ortsbildästhetischen Aufwertung 
und der Strukturierung bzw. Gliederung des Einkaufsmarkt-Parkplatzes, sondern auch der 
zur warmen Jahreszeit angenehmen Beschattung der hier abgestellten Kraftfahrzeuge. 
Daher wird hier auch diese relativ hohe Dichte festgesetzt. 

 

• Gestaltung der zeichnerisch festgesetzten Flächen für Anpflanzungen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen im Sondergebiet 

Im Bebauungsplan werden, überwiegend an den Rändern des Sondergebietes bzw. von 
festgesetzten Stellplatzflächen, Flächen mit Pflanzgeboten nach § 9 (1) Nr. 25a BauGB fest-
gesetzt. Die Abgrenzungen dieser Flächen, die vor allem der visuellen sowie der lokalklima-
tischen Aufwertung des Einkaufsmarkt-Geländes dienen sollen, beruhen auf der bereits vor-
liegenden Freiflächenplanung des Erschließungsträgers für das Nahversorgungszentrum.  

- Die derart festgesetzten Flächen sind - abgesehen von den ggf. mit einem Pflanzgebot 
für Einzelbäume belegten Standorten (dazu s.o.) und evtl. vorzusehenden Rückhalte- 
und Versickerungsmulden zur Bewirtschaftung des Oberflächenwassers - flächen-
deckend mit Kleingehölzen, Bodendeckern und / oder Stauden zu bepflanzen, soweit die 
landesnachbarrechtlich einzuhaltenden Mindestabstände dies erlauben.  

- Um einen vom Erschließungsträger bereits vorgesehenen, aber noch nicht abschließend 
räumlich festgelegten Notausgang über eine Treppenanlage zur Weinsheimer Straße 
hin zu ermöglichen, wird dies - als Unterbrechung des dortigen Pflanzstreifens - aus-
drücklich zugelassen, wobei die Breite auf maximal 2,50 qm beschränkt wird, damit die 
eigentliche Zielsetzung der Begrünung nicht unangemessen unterlaufen werden kann.    

 
All diese Pflanz- und Grüngestaltungsmaßnahmen (verbindlich festgesetzt bereits auf Flä-

chen in einem Umfang von ca. 290 qm und somit auf ca. 5,7 % des Sondergebietes) sowie 
die zusätzliche Wiederbegrünung der (mit Leitungsrechten belasteten) Böschung weisen 
neben ihren (hier aufgrund der Lage gleichwohl untergeordneten) tier- und pflanzenökolo-
gischen Funktionen vor allem lokalklimatische und stadtbildästhetische Positiv-Wirkungen 
auf. 

 
 

7.9 Erhalt von Pflanzungen  

Zur Vermeidung und Minderung des Eingriffes wird der einzige nennenswerte heimische 
Laubbaum im gesamten Geltungsbereich, eine Weichselkirsche in der Rabatte am Nord-
westrand, verbindlich zum Erhalt festgesetzt.  

Im rechtskräftigen Bebauungsplan waren bisher keine diesbezüglichen Vorgaben getroffen. 
Die somit mit dieser Festsetzung einhergehende Einschränkung für den Grundstückseigen-
tümer ist dadurch gerechtfertigt, dass dieser nun Baum in den öffentlichen Raum hineinwirkt 
und somit neben seinen ökologischen inzwischen auch eine stadtgestalterische Funktion 
aufweist. Der Baum steht aber auch den Zielsetzungen der Nahversorgungszentrum-Pla-
nung nicht im Wege.  

Weitere erhaltenswerte Vegetationsbestände sind im Geltungsbereich nicht vorhanden.   
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7.10 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht  

Am nordöstlichen Rand des Änderungs-Geltungsbereiches verläuft eine städtische Abwas-
serleitung, die von der Weinsheimer Straße aus über den Nordwestrand des Flurstücks 
111/5 in östliche Richtung über die Böschung des Geltungsbereiches der 3. Änderung und 
das daran östlich angrenzende Wohnbaugrundstück bis zur Gutenberger Straße verläuft. Die 
Trasse der Leitung wird nachrichtlich im Bebauungsplan übernommen.  

Es wurde inzwischen bereits notariell eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit bestellt, 
durch die der Stadt Bad Kreuznach (als dem Träger der Abwasserbeseitigung) von den 
Eigentümern der genannten Parzellen die Befugnis zur Betretung und Befahrung einer 6,0 m 
breiten Fläche (je 3,0 m ab der Leitungsmitte) zum Zwecke der Errichtung, des Betriebes, 
der Unterhaltung, der Änderung und der Reparatur der Abwasserleitung eingeräumt wurde.  

Dieses Leitungsrecht wird im Bebauungsplan demzufolge nachrichtlich - durch eine Kenn-
zeichnung der 6,0 m breiten Fläche im Plan sowie eine textliche Festsetzung zum Umfang 
dieses Rechts - übernommen. Dieser Bereich ist freizuhalten von Gebäuden sowie von 
Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern. Auch die Schächte dieser Anlage sind jederzeit frei 
zugänglich zu halten. 

Baum- und Strauchpflanzungen zur weiteren Eingrünung und optischen Abschirmung des 
Einkaufsmarkt-Geländes können in diesem (gleichwohl nur relativ kleinen) Teilabschnitt des-
halb nicht realisiert werden.    

Es werden im Bebauungsplan keine Vorgaben zur Gestaltung dieser Fläche getroffen, da 
dies eine überflüssige Selbstbindung bedeutete: Dies bleibt ohnehin der Stadt Bad Kreuz-
nach (als Träger der Abwasserleitung und Dienstbarkeits-Begünstigter) vorbehalten (welche 
die Fläche voraussichtlich begrünen wird). 

 
 

7.11 Immissionsschutz 

Da das Plangebiet in der Nachbarschaft zu schutzwürdigen Nutzungen liegt, wurde im 

Vorfeld der Bebauungsplan-Änderung ein schalltechnisches Gutachten erarbeitet5, welches 
die Geräuscheinwirkungen des bereits konkret geplanten Nahversorgungszentrums (mit 
einem Einkaufsmarkt, einem Getränkemarkt und einem Drogeriemarkt) in der Umgebung 
des Vorhabens auf Grund der Schallemissionen der vorgesehenen Nutzungen ermittelt und 
beurteilt.  

Bei der Prüfung war insbesondere zu beachten, dass die im Norden an den Änderungs-
Geltungsbereich angrenzende Wohnbebauung (Reihenhäuser der Weinsheimer Straße) 
sowie das am Nordwestrand angrenzende Mehrfamilienhaus Weinsheimer Straße 12) im 
rechtskräftigen Ursprungs-Bebauungsplan als Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO 
(WR) festgesetzt sind, sodass für diese – unabhängig von der Vorbelastung und von bisher 
bzw. früher bereits erfolgten (und geduldeten) Emissionen durch damalige gewerbliche 
Nutzungen (auch durch einen Supermarkt oder den künftig entfallenden Kfz.-Betrieb) ein 
entsprechend hoher Schutzanspruch erfüllt werden muss, um eine rechtssichere Planung 
erzielen zu können.  

Die südlich, südwestlich (Rüdesheimer Straße 92) und südöstlich (Rüdesheimer Straße 84) 
an das Plangebiet unmittelbar angrenzenden bebauten Grundstücke hingegen sind als 
Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO (MI) festgesetzt.  

Auch die auf der gegenüber liegenden Seite der Rüdesheimer Straße liegende Bebauung 
(mit der Gärtnerei Averesch etc.) stellt eine Gemengelage dar und ist im Hinblick auf ihren 
Gebietscharakter und die immissionsschutzrechtliche Schutzbedürftigkeit als Mischgebiet zu 
werten. Das östlich des Geltungsbereiches der 3. Änderung angrenzende Anwesen liegt in 

                                                 

5  GSB SCHALLTECHNISCHES BERATUNGSBÜRO (2017): Stadt Bad Kreuznach - Nahversorgungszentrum 
´Rüdesheimer Straße`. Schalltechnische Untersuchung. Stand: 10.04.2017. Nohfelden-Bosen. 
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einem WR-Gebiet, während das unmittelbar südlich davon liegende Anwesen Rüdesheimer 
Straße 84 bereits wieder im MI-Gebiet liegt – auch diese beiden Anwesen werden nun 
nochmals mit begutachtet. 

Aufgabenstellung war somit die Untersuchung des absehbaren Gewerbelärms auf die 
umliegenden schutzwürdigen Nutzungen und – im Falle der Ermittlung von potenziellen 
immissionsschutzrechtlichen Konflikten – die Erarbeitung eines Lärmschutzkonzepts, wel-
ches die Vereinbarkeit der Nutzungen gewährleisten kann und dessen Ergebnisse dann 
durch verbindliche Vorgaben vertraglicher Art und / oder planungsrechtlich im Bebauungs-
plan zu sichern sind. 

Obwohl die Schallschutzproblematik für den Einkaufsmarkt im Osten des Nahversorgungs-
zentrums (Geltungsbereiche der 3. Änderung) bereits im Rahmen dieser Bebauungsplan-
Änderung (mit umfangreichen Festsetzungen dazu) sowie abschließend auf Ebene des 
konkreten Baugenehmigungsverfahrens geregelt worden war, erfolgte für die vorliegende 4. 
Änderung des Bebauungsplanes eine Gesamtbetrachtung des vollständigen Nahversor-
gungszentrums (d. h. sämtlicher Nutzungen in beiden Geltungsbereichen der 3. und der 4. 
Änderung des Bebauungsplanes), um auch die potenziellen Gesamt-Belastungen der 
schutzwürdigen Umgebungsnutzungen sachgerecht bewerten zu können. Außerdem waren 
die bestehenden Vorbelastungen der betroffenen Immissionspunkte, so v.a. durch die beste-
hende Gärtnerei südlich der Rüdesheimer Straße und durch den Verkehr der Rüdesheimer 
Straße, bei den Ermittlungen berücksichtigen. 

Das Gutachten ist Anlage zur vorliegenden Begründung. 
 
 

• Grundlagen der Untersuchung 

Das Gutachten beruht auf umfangreichen Annahmen zur emissionsträchtigen Aktivitäten 
und Anlagen im Rahmen der Betriebs- und Nutzungsbeschreibung und berücksichtigt insbe-
sondere alle denkbaren zusätzlichen Schallquellen, so v. a. die Fahr- und Rangiervorgänge 
von Lkw, die Einzelgeräusche der Lkw, die Be- und Entladevorgänge der Lkw, die Fahrbe-
wegungen von Pkw, die Parkvorgänge von Pkw, das Ein– und Ausstapeln von Einkaufs-
wagen sowie die emissionswirksamen haustechnischen Anlagen der Nahversorgungs-
betriebe (Lüftungs- und Klimaanlagen, Wärmepumpen etc.). Für die Ermittlung der Emis-
sionswerte sind sodann die Einwirkzeiten der jeweiligen Schallquellen (Maximalpegel) in die 
Bewertungen eingeflossen (GSB 2017, Kap. 5.1.2, S. 6-9). 

Zur Ermittlung der Geräuscheinwirkungen wurden dann an die nächstgelegenen geplanten 
schutzwürdigen Nutzungen repräsentative Immissionsorte gelegt, die zudem je nach Gebäu-
detyp etagenbezogen gegliedert wurden. 

 
• Ergebnisse der Untersuchung ohne Maßnahmen zur Minderung der 

Schalleinwirkungen 

Die Berechnungsergebnisse für diese Immissionsorte wurden in den beiden Abbildungen 
A02 und A03 in Anhang A des Gutachtens grafisch dokumentiert und in Kap. 5.1.5 (ebda., S. 
11) erläutert. 

- Als Ergebnis wurde festgestellt, dass - ohne Maßnahmen zur Minderung der Schall-
einwirkung - zur Tageszeit Überschreitungen vor allem im nordwestlich angrenzenden 
Mehrfamilienhaus Weinsheimer Straße 12 in allen Stockwerken zu erwarten wären. 
Auch im 3. Stock der südwestlich angrenzenden Doppelhaushälfte Rüdesheimer Straße 
96 wäre eine (gleichwohl sehr geringe) Überschreitung des Richtwertes der TA Lärm 
anzunehmen, und auch im Erdgeschoss des WR-Anwesens Im Winzenfeld 12 würde 
der Höchstwert überschritten. An allen übrigen Immissionsorten würden die maximalen 
Werte eingehalten bzw. mehr oder weniger deutlich unterschritten. 
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- Auch zur Nachtzeit wäre - ohne Maßnahmen zur Minderung der Schalleinwirkung – 
insbesondere das Mehrfamilienhaus Weinsheimer Straße 12 von Überschreitungen 
betroffen, ebenfalls in fast allen Etagen. Darüber hinaus hätte die nächtlichen Emissio-
nen, die aus den zunächst geplanten haustechnischen Anlagen resultierten, aber auch 
zu Richtwertüberschreitungen an den beiden nächst gelegenen Reihenhäusern nördlich 
des Plangebietes (Weinsheimer Straße 37 und 49) geführt, dort allerdings nur im 
2. Obergeschoss.  

 
• Folgerungen aus der Ermittlung der Immissionen 

Aufgrund dieser abschnittsweisen Überschreitungen der Immissionsrichtwerte am Tag und 
in der Nacht wurde somit die Erarbeitung eines Schallschutzkonzeptes erforderlich, welches 
zum Ziel hatte, die Einhaltung der Richtwerte vollständig zu sichern.  

Da nach den Vorgaben der TA Lärm die Immissionsrichtwerte vor dem geöffneten Fenster 
zu messen bzw. einzuhalten sind, kamen nur aktive Schallschutzmaßnahmen an den zuvor 
festgestellten Lärmschutzquellen in Betracht oder aber Maßnahmen, welche die Schall-
ausbreitung zwischen Emissionsquelle und schutzwürdiger Nutzung verringern. Die Gut-
achterin führt zu den infrage kommenden Möglichkeiten in Kap. 5.1.6 folgendes aus: „Aktive 
Schallschutzmaßnahmen, um die Schallausbreitung zwischen Emissionsquelle und schutz-
würdiger Nutzung zu verringern, können z. B. Schallschutzwände oder Erdwälle in unmittel-
barer Nähe zur Emissionsquelle und/oder des Immissionsortes sein. Das Verlegen von 
Schallquellen, um die Distanz zwischen Emissionsquelle und Immissionsort zu vergrößern, 
kann ebenfalls als Maßnahme dienen. Bei allen aktiven Maßnahmen wird den Grundgedan-
ken des Gebietsschutzes der DIN 18005 Rechnung getragen“ (GSB 2017, S. 12). 

 

• Schallschutzkonzept / Maßnahmen zur Minderung der Schalleinwirkungen 

In diesem Sinne wurden im Gutachten dann umfangreiche Maßnahmen zur Vermeidung 
und zur Minderung der Immissionen vorgeschlagen, die im Folgenden aufgeführt sind. 

Hinweis:  

Insbesondere organisatorische Maßnahmen (wie bspw. Ladenöffnungszeiten u. ä., können in 
einem Bebauungsplan – mangels Rechtsgrundlage - nicht geregelt bzw. verbindlich festgesetzt 
werden (da dies weder Anlagen oder Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen noch zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung und Verminderung 
solcher Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen im 
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind). Derartige Vorgaben müssen daher verbindliche Auf-
lagen im Baugenehmigungsverfahren werden; ihre verbindliche Beachtung wird aber darüber 
hinaus auch über den Städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt und dem Grundstücks-
eigentümer bzw. dem Erschließungsträger gesichert. 

An dieser Stelle ist zunächst auch darauf hinzuweisen, dass das Gutachten die Aufgabe 
hatte, die Gesamtbelastung des gesamten Nahversorgungszentrums, d. h. also ein-
schließlich der bereits im Rahmen der 3. Änderung gesicherten Vorhaben (für die 
inzwischen sogar bereits die Baugenehmigung erteilt wurde) zu ermitteln, um „kumulative“ 
Immissionen bzw. energetische Summierungen des Schalls berücksichtigen zu können. 
Nur auf diesem Wege können die zu erwartenden potenziellen Beeinträchtigungen für die 
Anwesen der näheren Umgebung erst sachgerecht bewertet werden.  
Daher werden im Schallschutzkonzept des aktuellen GSB-Gutachtens aber auch Maß-
nahmen zur Minderung bzw. Vermeidung (nachrichtlich) aufgelistet, welche bereits über 
die rechtskräftige 3. Änderung des Bebauungsplanes planungsrechtlich und / oder über 
vertragliche Regelungen sowie nicht zuletzt auch über die bereits erteilte Baugenehmi-
gung gesichert worden sind. 
Dies betrifft insbesondere die auf Seite 12 des Gutachtens (unter der Überschrift „REWE-
Supermarkt und REWE-Getränkemarkt“) aufgelisteten Maßnahmen im Geltungsbereich 
der 3. Änderung, wie vor allem die am Ostrand des Nahversorgungszentrums-Geländes 
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herzustellende Lärmschutzanlage, die lückenlos an das bestehende Einkaufsmarkt-
gebäude anzuschließen und in festgelegten Mindesthöhen nach Süden fortzuführen ist, 
oder auch die Vorgabe der Einhausung des Andienungs- / Verladebereiches etc..  
In der vorliegenden 4. Änderung können von diesem Schallschutzkonzept somit aber 
lediglich diejenigen Maßnahmen in die Bebauungsplanung übernommen werden, die sich 
auf den aktuellen Geltungsbereich beziehen. 

 
In den folgenden beiden Tabellen wird der Maßnahmenkatalog nachrichtlich (und somit 

auch getrennt nach den räumlich zusammenhängenden Vorhaben „REWE-Supermarkt und 
REWE-Getränkemarkt“ einerseits sowie „dm-Drogeriemarkt“ andererseits) aufgeführt, und es 
wird erläutert, in welcher Form die Umsetzung der jeweiligen Maßnahme gesichert wird.  

Tabelle 1: Maßnahmen gemäß Schallschutzkonzept für den geplanten Supermarkt und den 
Getränkemarkt im Teilgebiet SO2 (Original-Wortlaute aus dem Gutachten;  
GSB 2017, S. 12-13, S. 18) 

Maßnahme gemäß Schallschutzkonzept  Sicherung der Umsetzung der Maßnahme 

Die Andienungszone ist einzuhausen.  Textliche Festsetzung im Bebauungsplan  
(vorliegende 4. Änderung) 

Alle Entladevorgänge müssen in der eingehausten 
Andienungszone stattfinden.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Das Tor der eingehausten Andienungszone ist 
während der Be- und Entladevorgänge geschlossen 
zu halten.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Während lärmintensiver Vorgänge, wie dem Betrieb 
der Müllpresse, ist das Tor der Andienungszone 
ebenfalls geschlossen zu halten.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Die in dem Gutachten zur 3. Änderung aufgeführten 
bewerteten Schalldämmaße R‘w für das Dach und die 
Fassade von 25 dB und für das Rolltor von 21 dB 
müssen eingehalten werden.  

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan  
(vorliegende 4. Änderung 

Die Entladung der Bäckereiwaren kann außerhalb der 
Andienungszone stattfinden. 

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Es sind lärmarme Rollcontainer einzusetzen.  Textliche Festsetzung im Bebauungsplan  
(vorliegende 4. Änderung 

Es müssen lärmarme Einkaufswagen mit Plastik-
körben und Leiselaufrollen (…) verwendet werden.  

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (Vorgabe gilt 
für beide Geltungsbereiche - 3. und 4. Änderung) 

Auf den Kundenparkflächen des Verbrauchermarktes 
dürfen vor 06.00 Uhr und nach 22.00 Uhr keine Park-
vorgänge stattfinden.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Die angegebenen Öffnungszeiten zwischen 07.00 und 
21.30 Uhr dürfen nicht erweitert werden.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Die Fahrgassen der Parkplätze sind asphaltiert aus-
zuführen.  

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (Vorgabe gilt 
für beide Geltungsbereiche - 3. und 4. Änderung) 

Die REWE-Filialen und die Bäckerei dürfen nicht 
während der Nachtzeit (22.00-06.00 Uhr) angedient 
werden. 

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Ein Gastronomiebetrieb der Bäckerei im Außenbereich 
ist nicht zulässig.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Die Wärmepumpen dürfen maximal einen Schalleis-
tungspegel von 73 dB(A) je Wärmepumpe aufweisen. 

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan  
(vorliegende 4. Änderung 

Die Andienungszone ist einzuhausen.  Textliche Festsetzung im Bebauungsplan  
(vorliegende 4. Änderung 
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Tabelle 2: Maßnahmen gemäß Schallschutzkonzept für den geplanten Drogeriemarkt im 
Teilgebiet SO1 (Original-Wortlaute aus dem Gutachten; GSB 2017, S. 13, 19) 

Maßnahme gemäß Schallschutzkonzept  Sicherung der Umsetzung der Maßnahme 

Das Schallschutzkonzept umfasst eine Einhausung der 
Anlieferzone.  

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (vorlie-
gende 4. Änderung) 

Die Einhausung ist so auszuführen, dass Richtung 
Westen und Süden keine baulichen Lücken zulässig 
sind.  

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (vorlie-
gende 4. Änderung) 

Die Entladung der andienenden Lkw muss in der Ein-
hausung stattfinden.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Die andienenden Lkw dürfen nicht auf den Flächen des 
Kundenparkplatzes entladen werden.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Außen montierte haustechnische Anlagen dürfen nicht 
Richtung Westen orientiert werden. Sie sind auf dem 
Dach oder an der Südfassade auszuführen. 

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (vorlie-
gende 4. Änderung) 

Die im schalltechnischen Gutachten berücksichtigte 
Lage ist in der Form einzuhalten, dass die haustech-
nische Anlage nicht nördlich der dargestellten Lage 
umgesetzt werden darf.  

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (vorlie-
gende 4. Änderung) 

Die haustechnischen Anlagen dürfen maximal einen 
Schallleistungspegel von 65 dB(A) (bei Installation auf 
dem Dach) bzw. von 70 dB(A) (bei Installation an der 
Südfassade) aufweisen. 

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (vorlie-
gende 4. Änderung) 

Auf den Kundenparkflächen des Drogeriemarktes 
dürfen vor 06.00 Uhr und nach 22.00 Uhr keine Park-
vorgänge stattfinden.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Die angegebenen Öffnungszeiten zwischen 08.00 und 
21.00 Uhr dürfen aus schalltechnischer Sicht auf die 
Öffnungszeiten der REWE-Märkte von 07.00-21.30 Uhr 
erweitert werden.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Eine Erweiterung der Öffnungszeiten über diesen 
Zeitraum hinaus ist nicht zulässig.  

Regelung über Städtebaulichen Vertrag; wird Auflage 
im Baugenehmigungsverfahren 

Die Fahrgassen der Parkplätze sind asphaltiert aus-
zuführen. 

Textliche Festsetzung im Bebauungsplan (Vorgabe 
gilt für beide Geltungsbereiche - 3. und 4. Änderung) 

 
 

• Ergebnisse der Untersuchung im Falle der Umsetzung des Schallschutzkonzepts  

Auf Grundlage der Annahme, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen realisiert werden, 
erfolgte im Gutachten dann zunächst eine Neuberechnung der durch die geplanten Vorha-
ben zusätzlich zu erwartenden Immissionen, wobei die Tages- und die Nachtrichtwerte sowie 
der Spitzenpegel nach TA Lärm getrennt voneinander bewertet wurden.  

� In der Abbildung A05 im Anhang A des Gutachtens werden die Berechnungsergebnisse 
(Beurteilungspegel) unter Berücksichtigung der im Schallschutzkonzept vorgegebenen 
aktiven und organisatorischen Lärmschutzmaßnahmen für den Beurteilungszeitraum 
Tag dargestellt. Diese Beurteilungspegel werden in Tabelle 3 des Gutachtens (GSB 
2017, S. 14) mit und ohne Lärmschutzkonzept angegeben, und es ist dort jeweils das 
Geschoss aufgeführt, in dem der höchste Beurteilungspegel auftritt.  

⇒ Daraus wird deutlich, dass durch die gezielten und umfangreichen Maßnahmen nun-
mehr die Tages-Richtwerte an sämtlichen Immissionsorten eingehalten bzw. mehr 
oder weniger deutlich unterschritten werden.  
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� Entsprechend sind für den Beurteilungszeitraum Nacht die Berechnungsergebnisse 
(Beurteilungspegel) in Abbildung A06 im Anhang A – ebenfalls unter Berücksichtigung 
der Lärmschutzmaßnahmen aus dem Konzept dargestellt; analog zu Tabelle 3 (s.o.) 
werden diese Ergebnisse auch in Tabelle 4 des Gutachtens (GSB 2017, S. 15) aufge-
führt.  

⇒ Daraus ist ersichtlich, dass bei Umsetzung des Schallschutzkonzepts ebenfalls an 
allen Immissionsorten eine Einhaltung auch der nächtlichen Immissionsrichtwerte 
gewährleistet wird. 

� Nach den Vorgaben der TA Lärm dürfen kurzzeitige Geräuschspitzen (Spitzenpegel) 
die Immissionsrichtwerte am Tag um nicht mehr als 30 dB(A) überschreiten. Gemäß den 
in Abbildung A07 im Anhang A des Gutachtens dargestellten Berechnungsergebnissen 
tritt „der höchste Maximalpegel mit 80,2 dB(A) im 1. Obergeschoss des Immissionsortes 
03 ‘Rüdesheimer Straße 84‘ auf. Der zulässige Maximalpegel von 90 dB(A) wird um 
9,8 dB(A) unterschritten. An allen anderen Immissionsorten werden die zulässigen Spit-
zenpegel am Tag um mindestens 10,0 dB(A) unterschritten. Für den Nachteitraum ist 
kein Spitzenpegel zu berücksichtigen“ (GSB 2017, S. 15). 

⇒ Demnach werden also auch die zulässigen Spitzenpegel von 80 dB(A) (WR) bzw. 
90 dB(A) (MI) bei Umsetzung des Schallschutzkonzeptes an allen Immissionsorten 
eingehalten.  

Anschließend wurde die Gesamtbelastung an den betroffenen Immissionsorten ermittelt, 
wobei dann auch die Vorbelastungen durch den südlich des Geltungsbereiches liegenden 
Gärtnereibetrieb berücksichtigt wurden. Die (ebenfalls nach Tages- und Nachwerten unter-
schiedenen) Ergebnisse der energetischen Summation aus dieser Vorbelastung und der 
oben erläuterten Zusatzbelastung durch die neuen Vorhaben sind in Tabellen 5 (Gesamt-
belastung Tag) und 6 (Gesamtbelastung Tag) des Gutachtens (GSB 2017, S. 16-17) 
zusammengefasst. 

⇒ Auch diese Prüfungen der Gesamtbelastung kommen zu dem Ergebnis, dass bei 
Beachtung des Schallschutzkonzepts an allen Immissionsorten die Immissionsricht-
werte eingehalten werden. 

 
Das Gutachten kommt zusammenfassend zu dem Schluss: „Das Schallschutzkonzept stellt 

sicher, dass die Beurteilungspegel der Gesamtbelastung die Immissionsrichtwerte einhalten. 
Die Beurteilungspegel ergeben sich aus der energetischen Summation der Zusatzbelastung 
durch das Planvorhaben ‘Nahversorgungszentrum Rüdesheimer Straße‘ und der (D) ermit-
telten Vorbelastung durch die Gärtnerei ‘Averesch‘. Immissionsorte, für die keine detaillierte 
Vorbelastung (D) ermittelt wurde, liegen räumlich weit von der Gärtnerei ‘Averesch‘ entfernt. 
An diesen Immissionsorten ist nicht von einer pegelerhöhenden Wirkung durch die Immis-
sionen der Gärtnerei ‘Averesch‘ auszugehen. Für den Beurteilungszeitraum Nacht liegt keine 
Vorbelastung vor. Hier ist die Gesamtbelastung durch die Zusatzbelastung gegeben“ (GSB 
2017, S. 19). 

 

• Aussagen zur Prognose 

Zur Qualität der Prognose und somit zur „Sicherheit“ für die Bauleitplanung führt die Gut-
achterin (in Kap. 6) u. a. aus, dass alle in der Immissionsprognose angesetzten Emissions-
daten der im Gutachten berücksichtigten Schallquellen auf validierten Studien basieren. „Es 
handelt sich um konservative Annahmen. Die Schallausbreitung erfolgt unter Mitwindbedin-
gungen (D). Das bedeutet, dass immer eine Windrichtung von den einzelnen Schallquellen 
in Richtung der Immissionsorte vorausgesetzt wird und damit der schalltechnisch ungüns-
tigste Fall betrachtet wird. 
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Es ist deshalb davon auszugehen, dass die berechneten Beurteilungspegel die in der Rea-
lität auftretenden Geräuschimmissionen überschätzen. Erfahrungsgemäß lassen die ver-
wendeten Berechnungsverfahren und die Emissionsannahmen eine Prognosesicherheit von 
≤ 2 dB(A) erwarten“ (GSB 2017, S. 17). 

 

• Auswirkungen für die Baugenehmigungsverfahren 

Der gutachterlichen Prüfung zugrunde gelegt wurden naturgemäß die im Gutachten detail-
liert erläuterten Inhalte der Betriebsbeschreibungen für die künftigen Nahversorgungs-
betriebe und ihre geplante Infrastruktur, welche auch den späteren Bauantragsunterlagen 
beizufügen sind.  

Dazu gehören bspw. die Lage, die Frequentierung und die Zeiten der Warenandienungen, 
die Zu- und Abfahrt, die Lage, die Frequentierung und die Nutzungszeiten der Stellplätze 
etc.. Außerdem werden die geplanten Öffnungszeiten und die Anlieferzeiten der Betriebe als 
emissionswirksame Parameter angesetzt. 

Es handelt sich dabei um mehrere Parameter, die auf Ebene der Bauleitplanung nicht fest-
gelegt werden können, zumal es sich hier ja nicht um einen Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan, sondern um einen „Angebots-Bebauungsplan“ handelt. 

Daher ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens für Vorhaben im Sondergebiet von 
den jeweiligen Betreibern der Betriebe zu belegen, dass die immissionsschutzrechtlichen 
Vorgaben eingehalten werden.  

Somit ist im Baugenehmigungsverfahren eben der Nachweis der Einhaltung der im schall-
technischen Gutachten (so v. a. in Kap. 5.1.1 und 5.1.2.) zugrunde gelegten Annahmen bzw. 
der Nachweis zu erbringen, dass die Schalleinwirkungen des Betriebes die Immissionsricht-
werte der TA Lärm gemäß den Vorgaben des Gutachtens nicht überschreiten.  

Im Einzelfall einer Abweichung von den im Gutachten zugrunde gelegten Annahmen ist der 
Nachweis zu erbringen, dass diese Abweichung keine stärkeren Emissionen bewirkt. 

Auch diese Vorgehensweise ist in den Textfestsetzungen festgeschrieben. Sie ist zudem 
dem vorgesehenen Erschließungsträger bekannt, und ihre Einhaltung wird vom Planungs-
träger im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens überwacht, sodass die immissions-
schutzrechtliche Vereinbarkeit der Planung gesichert werden kann. 

Aufgrund der Ergebnisse des Gutachtens kann aber an dieser Stelle bereits davon aus 
ausgegangen werden, dass die durch die Bebauungsplan-Änderung ermöglichten Vorhaben 
im geplanten Nahversorgungszentrum aus immissionsschutzrechtlicher Sicht mit den umge-
benden Nutzungen – somit sogar mit den hohen Schutzansprüchen eines reinen Wohnge-
bietes – vereinbar sein werden.  

Belegt werden kann dies aber abschließend erst im Baugenehmigungsverfahren. 

Darüber hinaus gibt es weitere Parameter, die – unabhängig von den später zu erbringen-
den Nachweisen - bereits im vorliegenden Bauleitplan planungsrechtlich gesichert werden 
sollten, da sie wirksame Maßnahmen zur Schallminderung darstellen, die nach heutigen 
Standards bei einem derartigen Vorhaben zur Minimierung von Beeinträchtigungen für um-
gebende Wohnbebauung die Regel sein sollten, und deren verbindliche Vorgabe für den 
Erschließungsträger zumutbar erscheint.  

Daher werden - über die im Gutachten zugrunde gelegten sowie die zur Minderung vorge-
schlagenen Maßnahmen (s. o.) hinaus – weitere Maßnahmen verbindlich vorgegeben, die 
zusätzliche Minderungen der Immissionen in der Umgebung bewirken.  

Auch diese werden im Bebauungsplan durch entsprechende textliche Festsetzungen (von 
baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des BImSchG gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) planungsrechtlich 
gesichert, um den Schutz für die nähere Umgebung zu optimieren. Es handelt sich um fol-
gende Vorgaben:  
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− Sonstige emissionsträchtige haustechnische Anlagen, wie z. B. Rückkühl-Anlagen 
(Aggregate / Verflüssiger) o. ä. (die nicht durch sonstige Festsetzungen geregelt wer-
den), dürfen in den Sondergebieten ansonsten nur innerhalb des Gebäudes angeordnet 
werden. Es ist zu gewährleisten, dass diese beim Betrieb in der Summe einen Schall-
pegel von 70 dB(A) nicht überschreiten und dass ihre Geräusche nicht tonhaltig sind; 
dies ist durch einen Garantienachweis des Lieferanten sicherzustellen und zu belegen.  

− Müllpress-Container sind ausschließlich innerhalb von eingehausten Anlieferungshallen 
anzuordnen. 

− Bei der Errichtung von Fahnenmasten für Werbeanlagen sind ausschließlich Elemente 
mit innenliegender und nach dem Stand der Technik lärmarmer Seilführung (ohne stö-
rende Schlaggeräusche am Mast) zulässig. 

Somit kann - bereits aufgrund der Ergebnisse des Gutachtens, erst recht nun aber durch 
die zusätzlichen Maßnahmen – sicher davon ausgegangen werden, dass bei Einhaltung der 
festgesetzten und vom Gutachter vorgegebenen Maßnahmen die durch die Bebauungsplan-
Änderung künftig zulässigen Nutzungen aus immissionsschutzrechtlicher Sicht mit den 
umgebenden Nutzungen vereinbar sind.  

 
Das schalltechnische Gutachten weist die Verträglichkeit der geplanten Nahversorgungs-

Nutzung mit der umgebenden Bebauung und somit die baugesetzlich vorgeschriebene 
Wahrung der ´gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse` (zumindest für die konkret beur-
teilten Vorhaben) nach. Nach den Ergebnissen des Gutachtens ist sicher davon auszuge-
hen, dass die Lärmbelastung für die angrenzende Bebauung vertretbar sein wird; hinzu 
kommen die vorstehend aufgeführten Maßnahmen, durch die eine zusätzliche Immissions-
minderung gesichert werden kann.  

Daher erscheint dem Planungsträger die Realisierung des Vorhabens an diesem Standort 
auch unter den Aspekten Immissions- bzw. Nachbarschaftsschutz vertretbar. Dem Gebot der 
Rücksichtnahme gegenüber der folgenden Bebauung wird nach Auffassung des Planungs-
trägers durch diese Planung in hohem Maße Rechnung getragen.  

Die in § 1 Abs. 6 BauGB als städtebaulicher Belang zu berücksichtigenden "gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse" können demnach gewährleistet werden. 

Das Baugesetzbuch benennt in § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB ausdrücklich aber auch als 
Belange, die in der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind, "die Belange der Wirtschaft, 
auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung", sowie die "der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen". 

Es ist außerdem bundes- und landespolitische Zielsetzung (s. u.a. auch Landesentwick-
lungsprogramm IV), großflächige Einzelhandelsbetriebe nur in sog. ´städtebaulich integrier-
ten Bereichen` zuzulassen, die dann aber zwangsläufig in Nähe derjenigen Nutzer errichtet 
werden, welche diese Einkaufsmärkte auch nutzen (idealer Weise in fußläufiger Verbin-
dung), sofern sie nicht in Einkaufszentren auf der grünen Wiese an Ortsrändern errichtet 
werden.  

Der nun gewählte Standort für das Nahversorgungszentrum ist aus den in Kap. 1 und 5 
genannten Gründen aus infrastrukturellen Gründen und wegen der Größe des Einzugs-
gebietes ideal, zumal er für Fahrzeuge gut angebunden ist, zum anderen aber auch am 
Rand von ausgedehnten Wohn- und Mischgebieten liegt, für die er auch fußläufig sehr gut 
erreichbar ist. 

Die Vorteile des Standortes für die von der Stadt für ihre Bürger zu sichernde „verbrau-
chernahe“ Grundversorgung sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen sind als öffentliche 
Belange in der Abwägung ebenfalls hoch zu gewichten. 
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Dem Planungsträger ist bewusst, dass durch den geplanten Einkaufsmarkt (gleichwohl 
gemäß Gutachten vertretbare) neue Lärmbelästigungen auch an Wohnhäusern in der Um-
gebung entstehen können, die - trotz der gegebenen Vorbelastungen durch die umgebenden 
gewerblichen Nutzungen - über die derzeitigen Immissionen hinausgehen. Da aber  

- umfangreiche Maßnahmen zur Vermeidung bzw. zur Minderung dieses Lärms festge-
setzt werden (s. o.),  

- das Gutachten (welches zudem auf Grundlage einiger "Sicherheiten" / ´worst case`-An-
nahmen bei der Berechnungen erstellt wurde) die Vereinbarkeit nach den Immissions-
richtwerten der TA Lärm bestätigt hat, und  

- der Standort für einen Einkaufsmarkt aus den in den bereits aufgeführten Gründen hier 
als sehr gut zu werten ist,  

sind diese Nachteile für einige Bürger als vertretbar anzusehen und werden daher – in der 
Gesamtabwägung aller vorstehend genannten städtebaulichen Belange – in Kauf genom-
men.  

 
 
 

8. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

In Abschnitt 2. der Textfestsetzungen werden mehrere gestalterische Festsetzungen 
getroffen, die dazu dienen sollen, ästhetisch unerwünschte Erscheinungen vom Stadtbild 
fernzuhalten, ohne aber gleichzeitig den Bauherrn allzu viel Gestaltungsspielraum für die 
beabsichtigten Nutzungen in dem geplanten Nahversorgungszentrum in diesem diesbezüg-
lich auch stark vorbelasteten Gebiet zu nehmen.  

Aus diesem Grunde werden auch zumeist möglichst breite Spektren für die einzelnen 
Gestaltungsparameter festgesetzt und nicht unverhältnismäßig eng gefasste Vorgaben.  

Auch werden die Vorgaben auf wenige, für die Außenwirkung in den öffentlichen Raum 
wesentlich erscheinenden Anlagen (so v. a. Dächer und Werbeanlagen sowie auf Abstell-
flächen für Müllgefäße) beschränkt, während die übrige Gestaltung von Gebäuden und 
Freianlagen freigestellt bleiben soll. 

Zum anderen wird aber auch darauf verzichtet, da derartige Vorgaben mit dem Tenor der 
entsprechenden Rechtsprechung der jüngeren Zeit kollidieren würden.  

Laut einschlägiger Rechtsprechung (so u.a. VG Trier, Urteil vom 26. September 2012 - 5 
K 441/12.TR  -; oder auch Urteil des OVG Rheinland-Pfalz vom 1. Oktober 2008, Akten-
zeichen: 1 A 10362/08.OVG) ist nämlich wegen der grundgesetzlich garantierten Baufrei-
heit ein uneingeschränktes Gestaltungsrecht der Gebietskörperschaften nicht gegeben. 
Vielmehr muss stets ein gewichtiges öffentliches Interesse für den Erlass gestalterischer 
Vorschriften bestehen. Ein solches liegt aber nur vor, wenn für ein abgegrenztes Gemein-
degebiet eine gestalterische, gebietsspezifische Absicht verfolgt werde; diese muss durch 
die Besonderheiten des betreffenden Gemeindegebietes geprägt sein.  
An solchen für die Gestaltung des Ortsbildes notwendigen Anlässen fehlt es jedoch im 
Plangebiet und seiner näheren Umgebung. Die Bebauung im Umfeld des geplanten 
Marktgebäudes wird vielmehr geprägt durch ein relativ unstrukturiertes Neben- und Mit-
einander unterschiedlicher Baustile, Dachformen und –neigungen und Fassadengestal-
tungen. Die umgebende (und umso mehr auch die im Geltungsbereich derzeit beste-
hende) Bebauung ist somit bereits Ausdruck einer großen Baufreiheit, weshalb sich ange-
sichts der Vielfalt von vorhandenen Gestaltungselementen ein Zwang für eine einheitliche 
Dachform oder gar Dachneigung hier städtebaulich kaum begründen ließe. 

Schließlich ist auch zu berücksichtigen, dass im rechtskräftigen Ursprungs-Bebauungsplan 
überhaupt keine bauordnungsrechtlich–gestalterischen Festsetzungen getroffen worden 
waren, sodass diesbezüglich völlige Freiheit für die Eigentümer gegeben war, die nun nicht 
unangemessen eingeschränkt werden soll. 
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Die nun getroffenen Festsetzungen korrespondieren nachvollziehbarerweise stark mit de-
nen für den benachbarten Geltungsbereich der 3. Änderung, mit dem zusammen das künf-
tige Nahversorgungszentrum als (auch gestalterisch) relativ homogene Einheit entstehen 
soll. 

 
 

8.1 Dächer 

Als Vorgabe zu Dächern wird lediglich festgesetzt, dass für Hauptgebäude lediglich flach 
oder flach geneigte Dächer (mit Neigungen von 0° bis maximal 7°) zulässig sind. Damit kann 
vermieden werden, dass durch ein stärker geneigtes Dach auf der relativ großen Grund-
fläche eine nachteilige Außenwirkung entstehen könnte; ein flacheres Dach verringert die 
Außenwirkung und ermöglicht die Beschränkung der Gesamthöhe des Baukörpers. 

Außerdem wird damit wird auch gewährleistet, dass die bereits für den Geltungsbereich 
der 3. Änderung und nun auf Teilflächen im Sondergebiet SO2  festgesetzte Dachbegrünung 
technisch und funktional problemlos installiert und dauerhaft gesichert werden kann.  

Zudem sind die Regenwasser-Rückhaltekapazität eines begrünten Daches und damit auch 
die lokalklimatische Wirkung bei einer fehlenden oder sehr flachen Neigung naturgemäß am 
höchsten. 

 
 

8.2 Abstellplätze für Müllbehälter 

Es wird textlich festgesetzt, dass Abstellplätze für Müllbehälter, Leergut oder ähnliche An-
lagen oder Gegenstände durch geeignete Vorkehrungen (z. B. Verkleidungen, Einhausun-
gen, Sichtblenden, Hecken- oder Strauchpflanzungen oder mit rankenden, klimmenden oder 
schlingenden Pflanzen zu begrünenden Rankgerüsten o. ä.) wirksam und dauerhaft gegen 
Einblicke abzuschirmen sind.  

Die nicht derart abgeschirmten bzw. abschirmbaren Zugangsbereiche sind auf ein funktio-
nal notwendiges Minimum zu beschränken. Außerdem müssen diese Plätze mindestens 
40 m von der Rüdesheimer Straße entfernt liegen, sodass ihre Platzierung nahe an (oder 
eben auch in) den Gebäuden gesichert wird – dies wurde auch bereits für den Geltungs-
bereich der 3. Änderung festgesetzt. 

Diese Festsetzung soll dazu dienen, diese gerade auf Einzelhandelsstandorten häufig 
unschönen Elemente wirksam und dauerhaft vor Einblicken aus dem öffentlichen Raum und 
aus den Zufahrts- und Stellplatzbereichen sowie aus den bereits baulich genutzten Nachbar-
grundstücken zu schützen. 

 
 

8.3 Werbeanlagen  

Es werden mehrere Vorgaben zu Werbeanlagen getroffen, die zum Erhalt des innerstädti-
schen Ortsbildes inmitten vorhandener Wohn-, Misch- und Gewerbe-Bebauung sowie ober-
halb der stark frequentierten Rüdesheimer Straße und nicht zuletzt unterhalb der Weinshei-
mer Straße mit der dort prägenden Wohnbebauung notwendig erscheinen.  

Dabei war ein Kompromiss herzustellen zwischen diesen städtebaulich-ästhetischen 
Belangen einerseits und dem durchaus berechtigten Interesse der künftigen Nahversor-
gungs-Betriebe an angemessener Werbung andererseits. 

- So sind Werbeanlagen zunächst nur am Ort der eigenen Leistung zulässig, nicht jedoch 
für Erzeugnisse oder Dienstleistungen fremder Hersteller, um den zunehmenden 
´Wildwuchs` von Werbetafeln für ortsfremde Firmen an exponierten Fassaden von gut 
wahrnehmbaren Gebäuden zu mindern, die zunehmend zur Verfügung gestellt werden 
und das Orts- und Landschaftsbild zumeist nachteilig beeinflussen.  
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- Auch stark außenwirksame und / oder gar die Verkehrssicherheit gefährdende Werbe-
anlagen (solche mit bewegtem Licht oder Wechselbildern sowie Werbeanlagen nach Art 
sog. ´Skybeamer` o. ä.) werden grundsätzlich ausgeschlossen, damit solche 
´großstädtischen` bzw. ´industriell` anmutenden Elemente den Charakter dieses auch 
von Wohnnutzung geprägten Stadtteils Bad Kreuznachs nicht beeinträchtigen. 

- In dem sehr stark wahrgenommenen Teilgebiet im Nahbereich der Rüdesheimer Straße 
werden Werbeanlagen in beschränkter Form zugelassen. Hier ist lediglich eine (obliga-
torische und auch der Verkehrssicherheit dienende) Hinweistafel / -stele im Bereich der 
Ein- und Ausfahrt zulässig, die allerdings auf eine Höhe von maximal 3,50 m und eine 
Breite von maximal 1,50 m begrenzt wird.    

- Zum Schutz der bestehenden Wohn- und Mischbebauung vor optisch unerwünschten 
Anlagen sind Werbeanlagen an den Ost-, Nord- und Westfassaden sowie östlich, nörd-
lich und westlich der Nahversorgungs-Gebäude bzw. der Baugrenzen unzulässig, zumal 
Werbung in diese Richtungen – im Gegensatz zur Rüdesheimer Straße mit ihrem star-
ken Durchgangsverkehr und den dort angeordneten Ein- und Ausfahrten - auch nicht 
zwingend notwendig ist.  

- Schließlich wird auch die Anbringung von Werbeanlagen auf dem Dach eines Hauptge-
bäudes bzw. oberhalb der Firsthöhe ausgeschlossen, um die bereits mit der Höhen-
beschränkung des Baukörpers beabsichtigten (in Kap. 7.2 erläuterten) stadtbildästhe-
tischen Ziele nicht durch derartige Anlagen zu unterlaufen. 

 
 

8.4. Zahl der Stellplätze  

Die Festsetzung, dass je angefangene 15 qm eines großflächigen Einzelhandelsbetrie-
bes bzw. je angefangene 35 qm Verkaufsfläche eines sonstigen Nahversorgungs-
betriebes ein PKW-Stellplatz herzustellen und dauerhaft vorzuhalten ist, dient der Sicherung 
einer ausreichenden Anzahl an Stellplätzen auf der Sondergebietsfläche. Dadurch wird die 
Gefahr minimiert, dass im Falle einer stärkeren Frequentierung des Marktes Fahrzeuge 
mglw. unkoordiniert außerhalb des Baugebietes, im Randbereich der angrenzenden Stra-
ßen, geparkt werden. 

Der festgesetzte Wert hat sich bei zahlreichen Einzelhandels-Vorhaben an vergleichbaren 
Standorten in der Stadt (und auch in anderen Gebietskörperschaften) bewährt. 

Durch die Festsetzung dieser Vorgabe im verbindlichen Bauleitplan kann ein Betreiber 
frühzeitig mit diesem Wert planen, sodass (schwieriger vorzunehmende) Korrekturen der 
konkreten Planungen wegen diesbezüglicher Forderungen auf der späteren Ebene der Bau-
genehmigung nicht erforderlich werden.  

 
 
 

9. Berücksichtigung der Belange von Umwelt- und Natur-
schutz 

Da die Planung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 2 BauGB erstellt wird, 
gelten die Vorgaben des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1, wonach fol-
gende Vorschriften nicht anzuwenden sind: 

- die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

- die Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2a BauGB 

- die Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind 

- das Monitoring nach § 4c BauGB. 
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Da es sich zudem, wie in Kap. 1 bereits erwähnt, um einen Fall des § 13a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 BauGB handelt (die zulässige Grundfläche liegt deutlich unter 20.000 qm), gelten ge-
mäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans 
zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig. Somit ist auch ein Ausgleich nicht erforderlich. 

Allerdings müssen auch die im vereinfachten Verfahren aufgestellten Bauleitpläne mit einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung und insbesondere mit § 1 BauGB vereinbar sein. 
Dies schließt somit selbstverständlich auch die Ermittlung und Berücksichtigung even-
tueller Auswirkungen der Bauleitpläne auf berührte Umweltbelange ein, damit diese in 
die Abwägung eingestellt werden können. 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere zu be-
rücksichtigen "(D) 

7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, insbesondere 
a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 

Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 
b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-

tung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes, 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 

Abwässern, 
f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 

Energie, 
g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere 

des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 
h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechts-

verordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemein-
schaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach 
den Buchstaben a, c und d, 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkun-
gen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben 
für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den 
Bauchstaben a bis d und i, (D)".  

 

Unabhängig von dem fehlenden förmlichen Erfordernis, einen Ausgleich herzustellen, ist 
anzumerken, dass im vorliegenden Fall bei der umwelt- bzw. naturschutzfachlichen Beurtei-
lung und bei der städtebaulichen Abwägung unterschieden werden muss zwischen  

1. dem (aus rechtlicher Sicht) gegebenen Eingriff, der sich aus der Gegenüberstellung der 
rechtskräftigen Festsetzungen der vorhandenen Bauleitplanung mit denen der aktuellen 
Bebauungsplan-Änderung ergibt, sowie  

2. dem tatsächlichen Eingriff in die derzeit vorhandenen Biotoptypen. 

Aus der Tatsache, dass kein Ausgleichserfordernis besteht, darf auch nicht pauschal ab-
geleitet werden, dass jeder Eingriff, der zulässig ist (wie z. B. die Rodung eines nicht zum 
Erhalt festgesetzten Baumes oder Gehölzstreifens), ohne Weiteres möglich ist.  

Denn unabhängig davon gilt das naturschutzrechtliche, auch im Baurecht (in § 1a Abs. 3 
Satz 1 BauGB) verankerte Gebot der weitest möglichen Vermeidung von Eingriffen, welches 
in die Abwägung einzustellen ist.  
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Im Folgenden wird daher auch unterschieden zwischen diesem grundsätzlich zu beachten-
den Vermeidungs- und Verminderungsgebot bei Eingriffen in den aktuellen tatsächlichen 
Bestand im Änderungsgebiet und dem darüber hinaus vorzunehmenden bilanzierenden Ver-
gleich zwischen alter und neuer Planung. 
 
 
9.1 Beschreibung und Bewertung des Änderungs-Geltungsbereiches 

aus Sicht des Umwelt- und Naturschutzes 

 
9.1.1 Planungsrelevante Vorhaben aus umwelt- bzw. naturschutzfachlicher Sicht 

Wie bereits in Kap. 4.3 erläutert, liegt das Plangebiet im Naturpark ´Soonwald-Nahe` (dazu 
siehe aber Erläuterungen in besagtem Kapitel).  

Darüber hinaus sind keine nationalen oder internationalen Schutzgebiete / -objekte nach 
Naturschutzrecht, keine wasserrechtlichen Schutzgebiete und sonstige wasserrechtliche 
Vorgaben, keine denkmalschutzrechtlich bedeutsamen Anlagen und keine sonstigen 
Schutzgebiete nach anderen Rechtsgrundlagen von der Plan-Änderung betroffen. 

Auch Flächen des Biotopkatasters Rheinland-Pfalz sind in der näheren und weiteren Um-
gebung des Plangebietes nicht vorhanden. 

In der Planung vernetzter Biotopsysteme (VBS) wurden keine Flächen im Geltungsbereich 
oder seiner näheren Umgebung als Bestand erfasst. Es wurden auch keine Zielvorstellungen 
für den Geltungsbereich oder seine nähere Umgebung definiert. Somit stehen auch Aussa-
gen der VBS der Planung nicht entgegen. 

Schließlich sind auch Aussagen der Landschaftsplanung für den vom Eingriff betroffenen 
Teilbereich nicht zu berücksichtigen, da diese bereits von der damaligen Bebauung und der 
entsprechend starken Belastung ausging. 

 

9.1.2 Biotoptypenausstattung (dazu siehe auch Anlage 4) 

Im Folgenden erfolgt zunächst eine Beschreibung der vorhandenen Biotoptypen und der 
Vegetation (teilweise bereits mit Hinweisen zu tierökologischen Aspekten), soweit dies für die 
Abwägung im vorliegenden Änderungs-Bebauungsplan erforderlich ist.  

(Der im Folgenden textlich erläuterte Bestand an Biotoptypen ist auch kartogra-
fisch in der Karte „Biotoptypenkartierung“ im Maßstab 1:250 dargestellt, welche 
(als Bestandteil des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages) Anlage zur vorliegen-
den Begründung ist]. Die Erfassung erfolgte in Form von zwei GPS-gestützten 
Begehungen am 06.07. und vom 12.07.2016). 

Das eingriffsrelevante Plangebiet besteht  

1. aus den westlichsten ca. 15 Metern des Flurstückes 111/5, welches (damals noch als 
eigenständige Flurstücke 111/3 und 111/4) bereits den Westrand des Geltungsbereiches 
der 3. Änderung bildete und überwiegend als Stellfläche eines Automobilhändlers 
genutzt wird und am südlichen Rand das Wohnhaus Rüdesheimer Straße 90 beinhaltet), 
und 

2. aus der im Rahmen der vorliegenden 4. Änderung nun neu überplanten Fläche auf dem 
Flurstück 113/22.  
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Zu Teilfläche 1. (auf den westlichsten 5 Metern der Parzelle 111/5 (bereits im Rahmen der 
3. Änderung überplant): 

• Wohnhaus Rüdesheimer Straße 90 

Das Wohnhaus Rüdesheimer Straße 90 ist bewohnt und von einem kleinen Garten 
umgeben.  
Das Wohnhaus selbst weist keine Strukturen auf, die Fledermäusen oder Gebäude 
besiedelnden Vögeln eine besondere Quartiereignung bieten würde. 
Im Garten fällt vor allen ein sehr großer Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) im 
Nordwesten des Hauses ins Auge.  
Aufgrund seiner isolierten Lage ist der Garten nicht für Reptilien erreichbar. 

• Lagerfläche nördlich des Wohnhauses Rüdesheimer Straße 90  

Die als Stellplatz für Kraftfahrzeuge genutzte Lagerfläche ist komplett geschottert. In 
weiten Bereichen ist der Schotter lückig bewachsen mit einer Mäusegersten-Gesell-
schaft (Hordeetum murini), bestehend aus Mäuse-Gerste (Hordeum murinum), Ge-
wöhnlichem Leinkraut (Linaria vulgaris), Mäuseschwanz-Federschwingel (Vulpia 
myuros), Kompass-Lattich (Lactuca serriola), Kanadischem Katzenschweif (Conyza 
canadensis), Klatsch-Mohn (Papaver rhoeas), Rauer Gänsedistel (Sonchus asper), 
Tauber Trespe (Bromus sterilis), Hirtentäschel (Capsella bursa-pastoris), Wiesen-
Löwenzahn (Taraxacum sect. Ruderalia) Strahlenloser Kamille (Matricaria discoidea) 
und Gewöhnlichem Ferkelkraut (Hypochaeris radicata). 

Entlang der Grundstücksgrenzen, wo die Vegetationsbelastung durch Befahren fehlt, 
hat sich ein schmaler Saum des Stinkrauken-Kriechqueckenrasens (Diplotaxi tenui-
foliae-Agropyretum repentis) mit Schmalblättrigem Wiesen-Rispengras (Poa angusti-
folia), Stinkrauke (Diplotaxis tenuifolia), Weiß-Klee (Trifolium repens), Wiesen-Löwen-
zahn (Taraxacum sect. Ruderalia) und Seifenkraut (Saponaria officinalis) entwickelt. 

Zu Teilfläche 2. (Parzelle 113/22 nun neu überplant): 

Dieses Flurstück ist quasi komplett versiegelt. Es ist mit mehreren Häusern und Neben-
gebäuden bestanden, welche von weiträumigen Hofflächen umgeben sind, die als Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge dienen. Es sind auf diesem Flurstück überhaupt lediglich zwei 
bodenoffene Flächen mit Vegetationsstrukturen vorhanden: 

• Ziergrün-Bereich im Nordwesten 

Im Nordwesten, an der Grenze zur Weinsheimer Straße hin gibt es einen kleinen 
Bereich (ca. 90 qm) mit Ziergrün. Dieses besteht aus immergrünen Bodendeckern, wie 
der Teppich-Zwergmispel (Cotoneaster dammeri). Vereinzelt kommen Ruderalarten 
wie Rote Zaunrübe (Bryonia dioica) und Echte Nelkwurz (Geum urbanum) sowie 
Gehölzpflanzen wie Brombeere (Rubus fruticosus agg.), Efeu (Hedera helix) und 
Hunds-Rose (Rosa canina) auf.  

Im äußersten Nordwesten des Flurstücks steht in der kleinen Grünfläche eine große, 
weit ausladende und vielstämmige Weichsel-Kirsche (Prunus mahaleb). Diese ist vital, 
sie besitzt weder Totholz noch Höhlungen oder Morschungen. In der Krone rankt 
Gewöhnliche Waldrebe (Clematis vitalba). Etwas östlich davon steht ein junger Götter-
baum (Ailanthus altissima), zudem gibt es einige kleine Wurzelschösslinge der Art. 

• Rasenfläche an der Ausfahrt am Nordrand 

Zudem gibt es am Nordrand des Flurstücks, am dortigen Tor zur Weinsheimer Straße 
hin, einen Gänseblümchen-Scherrasen (Bellidetum perennis) mit Ausdauerndem 
Weidelgras (Lolium perenne), Wiesen-Löwenzahn (Taraxacum sect. Ruderalia), Weiß-
Klee (Trifolium repens), Weiße Lichtnelke (Silene latifolia ssp. alba), Acker-Kratzdistel 
(Cirsium arvense), Gänseblümchen (Bellis perennis), Hopfenklee (Medicago lupulina), 
Echter Vogelknöterich (Polygonum aviculare), Kleinköpfiger Pippau (Crepis capillaris), 
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Reiherschnabel (Erodium cicutarium), Breit-Wegerich (Plantago major), Wilde Möhre 
(Daucus carota) und Acker-Winde (Convolvulus arvensis). Er ist sehr arten- und struk-
turarm.  

Diese Rasenfläche wird mitunter auch zum Abstellen von Fahrzeugen genutzt.  

An den intakten Gebäuden des Kfz-Betriebes und den Wohngebäuden sind keine Vogel-
nester zu finden, es gibt jedoch Quartiermöglichkeiten für Fledermäuse in Form von Dach- 
und Wandverkleidungen. 

 
 

9.1.3 Habitateignung für streng geschützte Arten 

Zur Ermittlung der Eignung von Biotoptypen für streng geschützte Arten sowie als Grund-
lage einer artenschutzrechtlichen Vorprüfung erfolgten zunächst zwei Begehungen.  

Auf Basis von deren Ergebnissen war dann zu prüfen, ob mglw. weitere Untersuchungen 
erforderlich werden, um – trotz der geringen Größe, der starken Vorbelastung, der besonde-
ren Lage inmitten bestehender Bebauung und umgebenden Straßen, durch die entspre-
chende Konflikte als relativ unwahrscheinlich erschienen - zu gewährleisten, dass den stren-
gen, der Abwägung nicht zugänglichen Vorgaben des § 44 BNatSchG Rechnung getragen 
werden kann. 

• Methode: 

Die Artenschutzrechtliche Untersuchung umfasst das als Gewerbefläche (Kraftfahrzeug-
handel) genutzte Flurstück Bad Kreuznach, Flur 9, Nummer 113/22. Dieses schließt sich 
im Westen nahtlos an die bereits 2015 zur rechtskräftigen 3. Änderung erfolgte Beurtei-
lung des Flurstücks 111/5 an (s. Kap. 9f. der Begründung zur 3. Änderung).  

Die Begehungen erfolgten am 06.07. und 12.07.2016.  
Im Rahmen der querschnittsorientierten Begehungen wurden das Biotoptypenspektrum 
des Grundstücks erfasst und die Biotoptypen kartiert (s. Karte). Zudem wurde die Bio-
topausstattung hinsichtlich ihrer Habitateignung für streng bzw. europarechtlich 
geschützte Arten, die im Bereich Bad Kreuznach vorkommen, geprüft. 
Die Gebäude des Autohauses wurden gezielt auf Strukturen mit Habitateignung als Ruhe- 
und Reproduktionsquartier für Gebäude besiedelnde Fledermaus- und Vogelarten abge-
sucht (Hohlräume hinter Verkleidungen, Spalten, Nischen). 
Analog wurden die wenigen Bäume gezielt auf Höhlen, Morschungen, größerflächige Rin-
denablösungen und Spalten abgesucht, die baumbewohnenden Fledermäusen, Vögeln 
und Kleinsäugern als Ruhe- oder Reproduktionsquartier dienen können. Des Weiteren 
wurde das Vorkommen von absterbenden oder abgestorbenen Ästen oder Stamm-
abschnitten mit Habitatqualität für streng geschützte xylobionte Käfer geprüft.  

Zudem wurde anhand der Biotoptypen- und Habitatausstattung die Möglichkeit des Vor-
kommens streng geschützter Reptilien überprüft. Im Rahmen der unter günstigen Witte-
rungsbedingungen erfolgten Biotoptypenkartierung wurde zudem an beiden Tagen gezielt 
nach Reptilien Ausschau gehalten. 

 

• Ergebnis der Prüfung der Habitateignung für streng geschützte Arten 

Die Gebäude auf dem Flurstück besitzen in geringem Maße Strukturen, die Fledermäusen 
Quartiermöglichkeiten bieten könnten (Metallmanschetten bzw. Asbestzement-Formteile 
als Dachmanschetten, kleinflächig Holzvertäfelungen an Wänden). Zum Ausschluss der 
Besiedlung durch Fledermäuse wurden diese Versteckplätze einer differenzierten Prüfung 
unterzogen (s. u.). 
Nester von Vögeln gibt es keine auf dem Grundstück, weder an oder in Gebäuden noch in 
der kleinen Grünfläche im Norden des Flurstücks. 
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Die großzügigen Hofflächen sind als Lebensraum völlig bedeutungslos. Auch die beiden 
Ziergrün- bzw. Rasenflächen im Norden sind aufgrund ihrer geringen Breite und der 
Strukturarmut nur sehr eingeschränkt als Nahrungshabitat für die verbreiteten Arten des 
Siedlungsraumes nutzbar. Sie bieten lediglich den verbreiteten Arten der Siedlungen 
einen geringwertigen (Teil-)Lebensraum. So könnte die Weichsel-Kirsche von freibrüten-
den Vogelarten als Nistplatz genutzt werden, in den kleinen Grünflächen und auf den Hof-
flächen können anspruchslose Tiere auf Nahrungssuche gehen. Der Verlust dieses Berei-
ches als Nahrungshabitat ist für solche Arten nicht erheblich, da in den Gärten der Umge-
bung vergleichbare Flächen in großer Zahl und wesentlich besserer Ausprägung zur Ver-
fügung stehen. 
Arten mit komplexeren Habitatansprüchen bzw. mit speziellen Bedürfnissen an die Aus-
stattung des Lebensraumes hingegen finden im Plangebiet keine geeigneten Lebens- und 
Reproduktionsbedingungen. 
Von den im Bereich Bad Kreuznach vorkommenden streng geschützten Vogelarten 
Habicht (Accipiter gentilis), Sperber (Accipiter nisus), Mäusebussard (Buteo buteo), Rot-
milan (Milvus milvus), Wespenbussard (Pernis apivorus), Baumfalke (Falco subbuteo), 
Turmfalke (Falco tinnunculus), Turteltaube (Streptopelia turtur), Waldohreule (Asio otus), 
Waldkauz (Strix aluco) und Schleiereule (Tyto alba) kann keine das Gebiet als Bruthabitat 
nutzen. Alle diese Arten legen ihre Nester bevorzugt in größeren Bäumen als den im 
Gebiet (und der näheren Umgebung) vorhandenen an. 
Die Weichsel-Kirsche als einziger größerer Baum auf dem Grundstück ist vital, sie bietet 
keine Habitateignung für Baumhöhlen und Rindenablösungen besiedelnde Fledermäuse, 
Vögel und Kleinsäuger.  
Vermutlich jagen gelegentlich Fledermäuse wie Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 
oder Abendsegler (Nyctalus noctula) über der Brachfläche, ebenso im Luftraum jagende 
Vögel wie Mehlschwalbe (Dilichon urbicum) und Mauersegler (Apus apus). Aufgrund der 
geringen Größe des Vorhabensgebietes besitzt dieses keinen maßgeblichen Anteil am 
Nahrungshabitat der hochmobilen Vögel und Fledermäuse, so dass dessen Verlust keine 
erheblichen Beeinträchtigungen der lokalen Populationen von Vögeln und Fledermäusen 
zur Folge hat.  

Das Grundstück weist keinerlei Lebensraumeignung für Reptilien auf. So kann auch ein 
Vorkommen der im Kreuznacher Raum relativ häufigen Arten Zauneidechse (Lacerta agi-
lis) und Mauereidechse (Podarcis muralis) ausgeschlossen werden.  

Durch die Nichtanwesenheit von Feuchtbiotopen im Gebiet und der näheren Umgebung 
kann die Existenz von Amphibien im Plangebiet verneint werden. 
Bedingt durch das Fehlen von absterbenden Bäumen oder deren Teilen kann das Plan-
gebiet als Habitat für xylobionte (absterbendes und totes Holz besiedelnde) Käfer ausge-
schlossen werden. 
Es gibt auf der Fläche keine Nahrungspflanzen für die Raupen streng geschützter 
Schmetterlingsarten. 

Im Plangebiet kommen zudem keine streng geschützten Pflanzenarten vor. 

• Eignung der Gebäude als Fledermausquartier 
Durch verschiedene Dach- und Wandverkleidungen gibt es somit kleinflächig an mehre-
ren Gebäuden Strukturen mit potenzieller Eignung als Quartier für Fledermäuse. Diese 
potenziellen Quartiere mussten daher gezielt auf eine eventuelle Nutzung durch 
Fledermäuse untersucht werden.  
Dazu schreibt der Gutachter folgendes: „Am 17.5.2017 wurden die Gebäude des Auto-
hauses von außen auf Fledermäuse und deren Spuren abgesucht. Das Wetter war in den 
vorangegangenen Tagen so mild, dass Fledermäuse bereit in den Sommer-
/Wochenstubenquartieren erwartet werden konnten und somit Spuren sichtbar sein soll-
ten. 
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Es fanden sich jedoch keinerlei Hinweise auf Fledermausbesatz, wie Kot am Boden oder 
auf Fensterbänken oder Urinspritzer an Fenstern. Es ergibt sich damit kein begründeter 
Anlass, tiefergehende Untersuchungen durchzuführen. Einem Abriss steht aus Sicht des 
Fledermausschutzes nichts im Wege“ (VIRIDITAS 2017, S. 3). 

 

9.1.4 Artenschutzrechtliche Beurteilung 

Aufgrund der geringen Größe des Vorhabensgebietes, seiner Lage inmitten des Stadtge-
bietes von Bad Kreuznach und der erheblichen Vorbelastung durch Bebauung und Nutzung 
als Gewerbefläche ist nicht damit zu rechnen, dass die Vorhabensfläche streng bzw. 
europarechtlich geschützten Arten als Reproduktionsstätte oder als für die lokale Teil-
population wesentliches Nahrungshabitat dient.  

Eine gezielte Überprüfung der wenigen potenziellen Quartiermöglichkeiten an den 
Gebäuden erbrachte keinen Hinweis auf eine Quartiernutzung durch Fledermäuse.  

Das Gebiet besitzt lediglich in sehr kleinen Teilbereichen (zwei kleine Grünflächen im 
Norden und Nordwesten) für Arten des Siedlungsraumes eine Eignung als (Teil-) Lebens-
raum. Die Funktion als fakultatives Nahrungshabitat ist angesichts der geringen Größe des 
Vorhabensgebietes und seiner Lage im verdichteten Stadtbereich für streng bzw. 
europarechtlich geschützte Arten (wie auch für sonstige Arten) nicht erheblich, da sich in 
dem umgebenden Siedlungsraum großflächig wesentlich hochwertigere Lebensräume 
finden, welche die Funktion übernehmen können.  

Da die Weichsel-Kirsche im Nordwesten und die Bodendecker von freibrütenden Vogel-
arten als Nistplatz genutzt werden könnten ist bei Realisierung des Vorhabens eine Rodung 
außerhalb der Brutphase der Vögel im Zeitraum vom 01.10. bis 28./29.02. zu empfehlen, 
obgleich 2016 kein Brutnachweis auf dem Grundstück erbracht werden konnte. (Diese 
naturschutzgesetzliche Vorgabe wird zur Sicherung textlich festgesetzt). 

Somit ist zu konstatieren, dass eine Umsetzung der Planungsabsicht (bei Durchführung der 
Rodungsarbeiten außerhalb der Brutzeit) aller Voraussicht nach ohne Verstoß gegen die 
Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG realisierbar ist.  

Hinweis: Diese Artenschutzrechtliche Beurteilung basiert auf einer querschnittsorien-
tierten Begehung des Geländes, der Ermittlung und Analyse der dort vorkommenden 
Biotoptypen und Habitatqualitäten sowie der Untersuchung potenzieller Fledermaus-
quartiere an den Gebäuden. Es wurden aufgrund der vorstehend erläuterten Ergebnisse 
keine weiteren faunistischen Erhebungen durchgeführt. 

 
 

9.2 Erläuterung des möglichen Eingriffes  

Wie bereits in Kap. 4.1 erläutert, war bereits im rechtskräftigen Ursprungs-Bebauungs-
plan (siehe auch Abb. 6) fast der gesamte Änderungs-Geltungsbereich – mit Ausnahme der 
Rüdesheimer Straße, die damals nicht in das Bebauungsplangebiet einbezogen worden war  
- als Baugebiet festgesetzt. 

Der überwiegende Teil (etwa die südlichen zwei Drittel) des Änderungs-Geltungsbereiches 
war als Mischgebiet (MI) festgesetzt, lediglich etwa das nördliche Drittel war als Reines 
Wohngebiet (WR) vorgesehen. Die beiden Baugebietsflächen, welche nun der Fläche des 
festgesetzten Sondergebietes entsprechen, waren insgesamt ca. 5.100 qm groß.  

Als Maß der baulichen Nutzung galt im gesamten Geltungsbereich die Obergrenze des 
§ 17 der Baunutzungsverordnung für die Grundflächenzahl (GRZ). Diese betrug bei der 
damals ausdrücklich gültigen BauNVO von 1962 bei 1- oder 2-geschossigen Gebäuden 0,4 
(sowohl für das WR als auch für das MI). Allerdings wurden nach dieser damals gültigen 
Verordnung gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO „die Grundflächen von Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 nicht angerechnet. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht 
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im Bauwich oder in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können“. Die 
heute nach diesem § 19 Abs. 4 gültige Beschränkung für derartige Anlagen war seinerzeit 
nicht definiert. 

 
Durch die nun getroffene Festsetzung, dass die festgesetzten GR-Höchstwerte für die bei-

den SO-Teilgebiete von insgesamt 2.150 qm (der einer GRZ von lediglich ca. 0,42 für das 
reine Sondergebiet entspräche; s. Kap. 7.2) um bis zu 2.670 qm (für die gemäß § 19 Abs. 4 
Satz 2 BauNVO überbaubaren Grundflächen von baulichen Anlagen wie Garagen und Stell-
plätzen mit ihren Zufahrten etc.) zusätzlich überbaut werden dürfen, ergäbe sich bei voller 
Ausschöpfung insgesamt etwa eine Gesamt-Überbauung von ca. 94,45% (dazu siehe aus-
führliche Erläuterungen in Kap. 7.2, Unterpunkt ´Grundfläche`). 

Insgesamt kann somit rein rechnerisch mehr Fläche versiegelt werden als bisher im 
rechtskräftigen Bebauungsplan. Allerdings kann dieser -  durch die inzwischen realisierten 
und abschnittsweise stark von den alten Festsetzungen abweichenden, gleichwohl aber Be-
standsschutz genießenden Vorhaben - wohl kaum bzw. allenfalls noch beschränkt als Maß-
stab angesetzt werden: So ist die nun neu überplante Parzelle 113/22 quasi komplett (zu ca. 
97 %) versiegelt, lediglich zwei insgesamt 160 qm große) unversiegelte Flächen gibt es hier. 
Auf dem nun nochmals überplanten Wohnhaus-Grundstück am Ostrand (Rüdesheimer 
Straße 90) sind große Teile des dortigen Hausgartens um das Wohnhaus unversiegelt (ca. 
105 qm „Hausgarten“-Fläche gemäß der Bestandskarte), die übrigen Flächen sind entweder 
überbaut oder werden (die nördlichen zwei Drittel) als Schotterflächen mit hohem Verdich-
tungs- und somit entsprechend geringem Vegetationsgrad als Abstellflächen für Fahrzeuge 
genutzt. 

Im vorliegenden Änderungs-Bebauungsplan werden ca. 290 qm als zu bepflanzende Flä-
chen bereits verbindlich festgesetzt, während im Ursprungs-Bebauungsplan dazu für den 
vorliegenden Geltungsbereich überhaupt keine Vorgaben festgesetzt waren.  

Auch die übrigen, in den Kap. 7.7, 7.8. und 7.9 erläuterten grünordnerischen Vorgaben 
(Dachbegrünung, sonstige Anpflanzungs- und Begrünungs-Vorgaben, artenschutzrechtliche 
Auflagen und Baumerhaltungsbindung) waren im rechtskräftigen Bebauungsplan nicht ge-
troffen worden.  

 
 

9.3 Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter 

Auf Grundlage der vorstehenden Bewertung des durch die Änderung bewirkten Eingriffes 
und der Ausführungen im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird die Betroffenheit der ge-
nannten Belange durch die Planung in folgender Tabelle stichwortartig erörtert. 

 

Belang Situation im Plangebiet 
Auswirkungen auf Bio-
tope / auf Pflanzen 

• Bestand: dazu s. Beschreibung in Kap. 9.1. 

• Auswirkungen der B-Plan-Änderung gegenüber dem rechtskräftigen Plan: 

Gegenüber den Festsetzungen des Ursprungs-Bebauungsplanes ist aus 
vegetationsökologischer Sicht überhaupt kein Verlust festzustellen, da dort 
keinerlei textliche oder zeichnerische Festsetzungen für das Plangebiet 
getroffen wurden. In der vorliegenden Änderung werden (über die Über-
nahme der Dachbegrünung von 210 qm aus der 3. Änderung hinaus) ca. 
290 qm Pflanzflächen, der Erhalt des einzigen markanten Baumes im Ge-
biet sowie die Pflanzung von mindestens 6 standortgerechten Hochstamm-
Laubbäumen verbindlich festgesetzt. 
Somit ist im Hinblick auf dieses Schutzgut eine Verbesserung gegenüber 
dem rechtlichen Status quo des Ursprungs-Bebauungsplanes zu konstatie-
ren.  
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• Auswirkungen der durch die B-Plan-Änderung ermöglichten Vorhaben auf 
den aktuellen Bestand: 

Die in Kap. 9.1 beschriebenen Biotopstrukturen gehen bei Realisierung der 
Planung vollständig verloren. Dies betrifft, wie auch die Karte 
´Biotoptypenkartierung` zeigt, vor allem bereits voll versiegelte Flächen, so 
insbesondere die bestehenden Gebäude und die Fahr- bzw. Stellflächen 
des Kfz.-Betriebes. Außerdem sind das Wohnhaus Rüdesheimer Straße 90 
und das hinter diesem liegenden Nebengebäude betroffen. Auf diesen 
Flächen findet somit kein Eingriff statt.  

Der zweitgrößte Flächenanteil im Eingriffsgebiet wird von den gewerblich 
genutzten Abstellflächen des Autohandelsbetriebes nördlich des genannten 
Wohnhauses eingenommen, die befestigt sind und als Hof- bzw. Schotter-
flächen (fast oder völlig vegetationsfrei, abschnittsweise mit spärlicher Pio-
niervegetation mit geringem Deckungsgrad) auskartiert sind. Auch für diese 
strukturfreie und größtenteils von Fahrzeugen bestandene Fläche ist ein 
allenfalls sehr geringer Eingriff in sehr leicht ersetzbare Biotoptypen festzu-
stellen. 

Darüber hinaus gehen die ca. 70 qm große (teilweise als Pkw.-Abstell-
fläche genutzte) Rasenfläche vor der nördlichen Ausfahrt des Kfz-Betriebes 
sowie der insgesamt ca. 105 qm große Hausgartenbereich rund um das 
Wohnhaus (Ziergrün, mit einem Holunder) sowie sehr schmale ruderale 
Randflächen / Saumstreifen am Ostrand verloren, die allerdings aus vege-
tationsökologischer Sicht aufgrund ihrer Größe, Ihrer Lage und ihrer Struk-
tur bzw. Artenzusammensetzung durchweg als geringwertig einzustufen 
sind. 

Demgegenüber stehen die genannten grünordnerischen Maßnahmen, so 
vor allem der Erhalt der Weichselkirsche am Nordwestrand, die Pflanzung 
von insgesamt 6 hochstämmigen standortgerechten Laubbäumen, die 
Stellplatzbegrünung mit Bäumen, die bereits erläuterte Dachbegrünung 
sowie die sonstigen flächigen Pflanz- und Grüngestaltungsmaßnahmen auf 
Flächen in einem Umfang von mindestens ca. 290 qm und somit auf im-
merhin ca. 5,7 % des Sondergebietes). Diese Maßnahmen dienen der Mi-
nimierung des Eingriffes sowie ebenso dem (partiellen) Ausgleich. 

Auswirkungen auf 
Biotope / auf Tiere 
 

• Dazu s. Erläuterungen zur Habitateignung für streng geschützte Arten in 
Kap. 9.1.3. 

• Erläuterungen zu den speziellen artenschutzrechtlichen Belangen siehe 
Kap. 9.1.4. 

Über die streng geschützten bzw. die artenschutzrechtlich relevanten Arten 
hinaus ist die Betroffenheit der Tierwelt vor allem durch die starke Vorbe-
lastung durch den hohen Versiegelungsgrad sowie die unmittelbar umge-
benden Strukturen (v.a. Wohn- und Mischbebauung; Gewerbe) - als stark 
begrenzende Faktoren für die Habitatqualität - beschränkt. Austausch- und 
Vernetzungsbeziehungen sind (mit Ausnahme der Hausgartenbereiche in 
der Nähe) allenfalls in Richtung der einzigen unbebauten Fäche der Umge-
bung, dem Spielplatz ca. 35 m nordöstlich des Geltungsbereiches, festzu-
stellen, der aber bereits durch Straße, Fußweg und Wendeanlage vom 
Gebiet getrennt ist und dessen Vegetation selbst sich nur aus artenarmem 
Scherrasen und Zierbepflanzung aufbaut. 
Die entfallenden Biotopstrukturen stellen nur Teil bzw. Trittstein-Habitate, 
zudem auch nur für mehr oder weniger siedlungsangepasste und störungs-
unempfindliche Allerwelts-Arten, dar.  
Selbst wenn eine weitere Art das Gebiet temporär als Jagd-(Flug-/Brut-
/Nist-)Habitat nutzen würde, kann aber angesichts seiner Ausstattung, 
Größe und Lage ausgeschlossen werden, dass eine Art dieses Teilgebiet 
zwingend benötigt, wie auch in Kap. 9.1.4 erläutert wurde. 
Durch die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen ist abschnittsweise 
mittelfristig sogar mit einer Verbesserung des Habitatangebotes zu rech-
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nen, wobei allerdings gleichzeitig die Störintensität nochmals zunehmen 
und sich das Artenspektrum auf mehr oder weniger siedlungsangepasste, 
weniger störanfällige Arten beschränken wird. 
Auch die Vorgabe einer Dachbegrünung dient u.a. der Schaffung eines 
(Teil-) Lebensraumes für an solche Strukturen angepasste Kleintiere. 

Auswirkungen auf 
Boden 

• Wie in Kap. 9.2 erläutert, können durch die Planung künftig mehr Flächen 
überbaut werden als mit dem Ursprungs-Bebauungsplan, was eine rein 
rechnerische Erhöhung des bisher zulässigen Versiegelungsrades (aller-
dings unabhängig von der inzwischen tatsächlich vorhandenen Versie-
gelung, welche die der Festsetzungen deutlich übersteigt) bewirkt. Der 
Verlust von Boden ist im naturwissenschaftlichen Sinne nicht ausgleich-
bar, denn Boden ist nicht beliebig vermehrbar, sondern braucht sehr 
lange Entstehungszeiträume.  

• Es werden aber auch diesbezüglich wirksame eingriffsminimierende Maß-
nahmen festgesetzt, wie u. a. die Beschränkung der Grundflächen oder 
die Festsetzung der oben erläuterten Pflanzflächen; auch die festgesetzte 
Dachbegrünung bewirken die Herstellung von neuen Boden- bzw. 
Substratflächen, die zumindest Funktionen für die spezifische neu anzu-
siedelnde Vegetation aufweisen (dazu siehe auch nachfolgende Ausfüh-
rungen zum Schutzgut Wasser). All diese Vorgaben waren im Ursprungs-
Bebauungsplan nicht festgesetzt. 

Auswirkungen auf Was-
ser 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird die neue Planung aufgrund des (for-
mal) höheren Versiegelungsgrades gegenüber dem rechtskräftigen Bebau-
ungsplan (dazu s.o.) zunächst eine (rechnerische) Verschlechterung bewir-
ken. Wie aber bereits erläutert, sollen verschiedene Maßnahmen dazu 
dienen, dennoch eine weitest mögliche Rückhaltung des anfallenden 
Oberflächenwassers im Gebiet sicherzustellen (siehe Ausführungen in Kap. 
6.2.2 Unterpunkt ´Oberflächenwasserbewirtschaftung`), sodass der derzei-
tige Abflussgrad nicht oder allenfalls in nicht nennenswertem Maße erhöht 
wird. Über die vollversiegelten Flächen hinaus ist nämlich auch der ge-
schotterte, seit sehr langer Zeit als Abstellfläche für Fahrzeuge genutzte 
Bereich in den nördlichen zwei Dritteln des Grundstückes Rüdesheimer 
Straße 90 als annähernd undurchlässig anzusehen (wie auch der äußerst 
geringe Vegetationsgrad zeigt). 
Das im Plangebiet anfallende, unverschmutzte Oberflächenwasser von 
Dach-, Hof-, Platz- und ähnlichen Flächen soll so weit wie möglich im Plan-
gebiet zurückgehalten und – soweit nicht es nicht gesammelt und für eine 
Brauchwassernutzung verfügbar gemacht wird - möglichst breitflächig über 
die belebte Bodenzone in den (gleichwohl insgesamt recht kleinen) Pflanz-
flächen zurückgehalten und versickert werden. Dies gilt allerdings nur, 
soweit dies mit den Auflagen der SGD Nord – Regionalstelle Wasserwirt-
schaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz wegen des noch nicht rechtskräf-
tigen, aber abgegrenzten Wasserschutzgebietes vereinbar ist – so musste 
auf eine zunächst vorgesehene wasserdurchlässige Befestigung der Stell-
platzflächen deswegen bereits verzichtet werden. Soweit dies nicht oder nur 
unzureichend möglich ist, sind Maßnahmen zu ergreifen, welche zumindest 
eine zeitverzögerte Ableitung des Oberflächenwassers durch die belebte 
Bodenzone (mit Filter- und Reinigungswirkung) sichern. Die bereits im 
Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmen dienen auch der Minderung des 
Eingriffes in das Schutzgut Wasser. Aber auch die Vorgabe der Dach-
begrünung im Teilgebiet SO2) dient, wie in Kap. 7.7.2 erläutert, der 
Verringerung des Regenwasserabflusses: Minderung der Spitzenabflüsse, 
Verzögerung der Ableitung des Regenwassers und (durch die Verdunstung 
bzw. die Aufnahme durch die Pflanzen) somit eben Minderung der Abfluss-
menge. 
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Belang Situation im Plangebiet 
Auswirkungen auf  
Luft / Klima 

Durch die neue Bebauung erfolgt – gegenüber dem Plangebiet als unbebaute 
Freifläche (idealisierte Vorstellung) - eine Erhöhung der Wärmebelastung 
(´Stadtklima`) im Plangebiet selbst und an den angrenzenden Siedlungsab-
schnitten (durch Emissionen aus zusätzlichem Verkehr und Hausbrand, durch 
den Verlust von Kaltluft produzierenden und durchlassenden Freiflächen sowie 
durch erhöhte Abstrahlungswerte von Wänden und Belägen). Gegenüber der 
rechtskräftigen Bebauungsplanung sowie gegenüber dem aktuellen Zustand mit 
den Gebäudekörpern und dem hohen Versiegelungsgrad bewirkt die vorlie-
gende Änderung allerdings allenfalls nur geringfügige diesbezügliche Ver-
schlechterungen. So werden die neuen Baukörper, die (s. Abb. 8 und Erläute-
rungen dazu) maximal ca. 5,50 m bis 6,0m über der Weinsheimer Straße liegen 
dürfen, zwar als Hindernis für die potenziell von Norden abfließende Kaltluft 
wirken. Allerdings wird diese Kaltluft bereits an der nördlichen folgenden, relativ 
dichten Reihenhaus-Bebauung gestaut, deren Baukörper nochmals deutlich 
höher liegen. Auch nördlich von diesen Reinhaus-Blöcken folgen weitere mehr-
geschossige, nochmals höhere und zudem quer zum Hang stehende Baukörper, 
sodass Kaltluftabflüsse aus nördlicher Richtung am Plangebiet so gut wie gar 
nicht mehr ankommen können. Weiterhin stellen auch die zurzeit bestehenden 
Gewerbebauten (hallen des Kfz-Betriebes und das Wohnhaus Nr. 90 bereits 
aktuell weitere Abflusshindernisse dar, sodass ungehinderte Kaltluftschneise 
also bereits heute nicht gegeben sind. Generell ist die lokalklimatische Funktion 
des Plangebietes also derzeit schon äußerst beschränkt, sodass eine sehr 
geringe bis fehlende siedlungsklimatische Bedeutung festzustellen ist. Somit 
können die neuen Gebäude-„Hindernisse“ aufgrund der Höhe und der Lage 
keinesfalls erhebliche Beeinträchtigungen auf das Kleinklima zur Folge haben, 
die über die unmittelbare Umgebung hinausgehen. Es sei hier nochmals auf die 
(gerade im Hinblick auf das Lokalklima) mindernden und ausgleichenden Maß-
nahmen im übrigen Plangebiet verwiesen - alleine die Dachbegrünung muss 
(nur die auf dem Hauptgebäude) mindestens 210 qm betragen, die übrigen 
Pflanzflächen sind über 290 qm groß; hinzu kommen mindestens 6 hochstäm-
mige Laubbäume u.a. Der einzige nennenswerte, auch klimaökologisch wirk-
same Laubbaum wird zum Erhalt festgesetzt. Im Übrigen ist eine Nachverdich-
tung (wie der Begriff schon nahelegt) von Innenbereichen, die aus anderen 
Gründen in der ökologischen Gesamtabwägung zweifellos sinnvoll sind, so gut 
wie nie ohne den Verlust von Freiflächen zu erreichen.  
So werden also im Rahmen der festgesetzten Begrünungsmaßnahmen eben 
neue Grünstrukturen im Plangebiet entstehen, die mittel- bis langfristig bioklima-
tisch günstig wirken und die genannten Beeinträchtigungen teilweise auszuglei-
chen vermögen. 
Auch die Vorgabe der Dachbegrünung im Teilgebiet SO2 dient der lokalklima-
tischen Anreicherung (durch die Verdunstung des gespeicherten Wassers ergibt 
sich eine Verbesserung des Umgebungsklimas - Kühlung und Luftbefeuchtung; 
wichtig infolge der diesbezüglich relativ starken Belastung des Bad Kreuznacher 
Siedlungsbereiches), aber auch der Filterung von Luftschadstoffen und Fein-
staub durch die Vegetation und das Substrat. 
Dazu sei auf die ausführlichen Erläuterungen in Kap. 9.4 verwiesen. 
Diesen genannten Vorteilen ist aber wiederum die Zunahme an Emissionen aus 
dem neu zu erwartenden Verkehr durch den Einkaufsmarkt gegenüberzustellen. 
Begrenzt auf die Bauzeit sind zudem verstärkt Immissionen von Lärm, Staub 
und Abgasen zu erwarten. 
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Belang Situation im Plangebiet 
Auswirkungen auf Land-
schaft 

Es ist von dem möglichen Eingriff ein innerstädtisches, von Gewerbe, bau-
lichen Anlagen und großflächigen Pkw.-Abstellflächen geprägten Bereichen 
geprägtes Gebiet inmitten der Siedlungsstruktur betroffen.  
Lediglich die mit der Weichselkirsche, mit immergrünen Zier-Bodendeckern 
und Wildwuchs bestandene Böschungsrabatte am Nordwestrand des Plan-
gebietes bildet einen (allerdings auch nur schwach) wirksamen optischen 
Puffer zwischen der Gewerbefläche und dem nördlich folgenden Teilgebiet 
mit Weinsheimer Straße, Gehweg und Wohnbebauung. Ansonsten wird das 
relativ unansehnliche Gewerbegrundstück für die Reihenhäuser an der 
Weinsheimer Straße überhaupt nicht abgeschirmt. Da der Baum erhalten 
und der Pflanzstreifen am Nordrand fast über die gesamte Breite (bis zur 
freizuhaltenden Leitungsrecht-Fläche) sogar erweitert werden kann, erfolgt 
somit auch kein Verlust, sondern vielmehr eine Neuschaffung stadtbild- 
oder landschaftsästhetisch bedeutsamer Strukturen. Der allerdings nun 
verschwindende Hausgarten rund um das Wohnhaus Rüdesheimer Straße 
90 weist eine sehr geringe Einsehbarkeit und somit auch Wahrnehmbarkeit 
auf – er ist nur von den jeweils unmittelbar angrenzenden Strukturen gege-
ben, sodass derartige Nachteile räumlich relativ stark (eben auf die unmit-
telbare Nachbarschaft) beschränkt sind.  
Die geplanten 6 Hochstamm-Bäume dienen auch dazu, mittelfristig den 
neuen, relativ breiten, jedoch nicht einmal 10 m hohen (und zudem mit dem 
Boden ca. 4m unter der Weinsheimer Straße liegenden) Marktgebäude-
Riegel zumindest partiell in Richtung Rüdesheimer Straße zu verdecken.  
Durch die zu erwartende innere Durchgrünung des Sondergebietes (s.o., 
alleine 6 Hochstamm-Laubbäume und ca. 290 qm Pflanzflächen erfolgt 
mittel- bis langfristig eine Minderung von mglw. nachteiligen Eindrücken des 
geplanten Gebäuderiegels. Insgesamt dienen insbesondere die neuen 
Bäume mittelfristig der zunehmenden, in fast alle Richtung wahrnehmbaren 
ästhetischen Aufwertung der nicht bebauten Bereiche des bisher diesbe-
züglich „kahlen“ Sondergebietes. 
Auch die Vorgabe einer Dachbegrünung zumindest auf der Teilfläche im 
Osten dient der Minderung von möglichen Beeinträchtigungen des Stadt- 
bzw. Landschaftsbildes durch die neuen Baukörper, vor allem für die nörd-
lich benachbarte, höher gelegene Bebauung (es wird allerdings auch fast 
nur aus den dortigen Obergeschossen zu sehen sein), sowie auch der 
optischen Aufwertung der Gebäudearchitektur. 

Umweltbezogene Aus-
wirkungen auf den 
Menschen und seine 
Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt 
 
 
 
 

Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 
sind überwiegend in Form der Zunahme von Lärm durch die Nutzung der 
Nahversorgungsbetriebe, insbesondere durch den neu entstehenden Fahr-
zeug-Verkehr und den Parkplatzbetrieb, zu erwarten, wovon naturgemäß 
die vorhandene Wohnbebauung im Nordwesten und im Norden am stärks-
ten betroffen sein wird.  
Zur Minimierung der nachteiligen Auswirkungen werden aber mehrere Fest-
setzungen getroffen, welche – gemäß den Aussagen des Schalltechnischen 
Gutachtens – die Vereinbarkeit der unterschiedlichen Nutzungen zu sichern 
vermögen (was letztlich auf Ebene der Baugenehmigung nochmals nach-
zuweisen ist). Es sei dazu an dieser Stelle auf die ausführlichen Ausführun-
gen in Kap. 7.11 (´Immissionsschutz`) verwiesen. 

Die Veränderung des Ortsbildes wird auch Auswirkungen auf den unmittel-
bar angrenzenden Bau-Bestand haben, da hier Ausblicke verändert wer-
den. Auch dies kann aber angesichts der seit langem existierenden Vorbe-
lastung in keinem Fall als (gar erhebliche) Beeinträchtigung für die hier 
wohnenden bzw. arbeitenden Menschen gewertet werden, zumal die um-
fangreichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, zu Nebenan-
lagen und zur sonstigen Gestaltung übermäßig hohe Gebäude und sonstige 
stadtbildästhetische Nachteile ausschließen. Potenzielle Beeinträchtigun-
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gen können somit weitgehend nur dem üblichen und zweifellos vertretbaren 
Maß entsprechen, das bei jeder Umnutzung bzw. Nachverdichtung der 
Ortslage durch Nahversorgungsbetriebe auftritt, wobei im vorliegenden Fall 
die Vorbelastung durch die baulichen Anlagen des Autohandels und die 
großflächigen unstrukturierten Kfz.-Abstellflächen  bereits hoch ist.  

Auswirkungen auf das 
Wirkungsgefüge zwi-
schen den vorstehend 
genannten Parametern 

Wechselwirkungen – über die bereits bei den einzelnen Schutzgütern ge-
nannten Beeinträchtigungen hinaus - insgesamt von sehr geringer, ver-
nachlässigbarer Bedeutung. 

Auswirkungen auf biolo-
gische Vielfalt 

In dem innerörtlichen und von mehr oder weniger dichter Besiedlung und / 
oder Straßen und Wegen umgebenen Gebiet dieser Größe weist der Gel-
tungsbereich im Hinblick auf dieses Kriterium eine ungünstige Lage auf, 
sodass diesbezüglich keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten sind 
(dazu s. auch Aussagen in Kap. 9.1f. sowie oben bei den ersten beiden 
bearbeiteten Schutzgütern dieser Tabelle). 

Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der 
NATURA2000-Gebiete im 
Sinne des BNatSchG 

Von der Planung sind keine NATURA2000-Gebiete betroffen. 

Umweltbezogene Aus-
wirkungen auf Kultur-
güter und Sachgüter 

Es sind keine Kulturgüter und auch keine Sachgüter von der Planung be-
troffen. 

Vermeidung von 
Emissionen sowie der 
sachgerechte Umgang 
mit Abfällen und Abwäs-
sern 

Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern wird durch die 
Bauleitplanung – soweit darin regelbar – bzw. durch die anschließende 
Erschließungsplanung gewährleistet; ansonsten kein Einfluss durch die 
Planung, der über das übliche Maß eines Sondergebietes in dieser Art und 
Dimensionierung hinausgeht. 

Nutzung erneuerbarer 
Energien sowie die 
sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie 

Ist grundsätzlich Ziel der Stadt; kein Einfluss durch die Bauleitplanung. 

Darstellungen von 
Landschaftsplänen 
sowie von sonstigen 
Plänen, insbesondere 
des Wasser-, Abfall- und 
Immissionsschutzrechts 

Über die bereits in Kap. 4.4 (Informationen zum Baugrund und zu Altlasten) 
erläuterten Vorgaben werden keine Zielaussagen von Plänen des Land-
schafts-, Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts oder von sonstigen 
Plänen tangiert. 

Erhaltung der bestmög-
lichen Luftqualität in 
Gebieten, in denen die 
durch RVO zur Erfüllung 
von bindenden Be-
schlüssen der EU fest-
gelegten Immissions-
grenzwerte nicht über-
schritten werden 

Nicht betroffen. 

Wechselwirkungen zwi-
schen den einzelnen 
Belangen des Umwelt-
schutzes  

Wechselwirkungen – über die bereits bei den einzelnen Schutzgütern 
genannten Beeinträchtigungen hinaus - insgesamt von sehr geringer, 
vernachlässigbarer Bedeutung. 
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9.4 Maßnahmen zum Klimaschutz bzw. zur Klimaanpassung 

Gemäß § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB sollen Bauleitpläne u. a. auch dazu beitragen, „den Klima-
schutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, 
(D). Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innen-
entwicklung erfolgen“. 

Zudem heißt es in § 1a Abs. 5 S. 1 BauGB: „Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, 
die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden“. 

Wie bereits bei den Erläuterungen der diesem Ziel dienenden Festsetzungen erläutert, 
werden mehrere Maßnahmen verbindlich festgesetzt, die – trotz der geplanten Schaffung 
eines Nahversorgungsmarktes mit seinen diesen Zielen grundsätzlich abträglichen Flächen-
ansprüchen, die zu erfüllen sind - eben diesem klimaökologischen Ziel dienen; diese sind an 
dieser Stelle nochmals zusammenfassend aufgelistet: 

- Grundsätzlich stellt diese Wiedernutzbarmachung einer bereits gewerblich genutzten 
Fläche ausdrücklich die oben als baugesetzliche Forderung zitierte Maßnahme der 
Innenentwicklung dar, die einer baulichen Entwicklung ´auf der grünen Wiese` auch im 
Hinblick auf den Klimaschutz vorzuziehen ist. 

- Fast sämtliche nicht für den Markt, dessen Stellplätze sowie Zu- und Umfahrten und 
Fußwege oder für die mit einem Leitungsrecht belastete Trasse benötigten Flächen der 
Sondergebiete (ca. 290 qm) werden als Flächen für Anpflanzungen festgesetzt, sodass 
hier selbst auf der sehr beschränkten Fläche zumindest in geringem Umfang auch lokal-
klimatisch wirksame Bereiche gesichert werden. 

- Die verbindliche Festsetzung einer Dachbegrünung auf einem Teil des Hauptgebäudes 
im Sondergebiet SO2 (dort mindestens 210 qm) stellt die Übernahme der bereits im 
Rahmen der 3. Änderung getroffenen Festsetzung für diesen Teilbereich, der nun 
nochmals überplant wird. Diese Maßnahme dient u. a. auch der lokalklimatischen Anrei-
cherung (durch die Verdunstung des gespeicherten Wassers ergibt sich eine Verbesse-
rung des Umgebungsklimas - Kühlung und Luftbefeuchtung; wichtig infolge der diesbe-
züglich relativ starken Belastung des Bad Kreuznacher Siedlungsbereiches), sowie der 
Filterung von Luftschadstoffen und Feinstaub durch die Vegetation und das Substrat. 
Außerdem bewirkt die Dachbegrünung eine wirkungsvollere Temperaturdämpfung als 
eine Kiesschicht sowie Wärmedämmleistungen im Winter und Hitzeschild im Sommer 
und damit einen Beitrag zur Energieeinsparung. 

- Die festgesetzten Pflanz- und Grüngestaltungsmaßnahmen (auf Flächen in einem Um-
fang von ca. 290 qm und somit auf immerhin ca. 5,7 % der Sondergebiets-Flächen) wei-
sen selbstverständlich auch lokalklimatische Positiv-Wirkungen auf (während im 
Ursprungs-Bebauungsplan für den vorliegenden Geltungsbereich überhaupt keine 
Pflanz- oder sonstige Gestaltungs-Vorgaben festgesetzt waren). 

- Das Gleiche gilt für die festgesetzte Pflanzung von mindestens 6 stadtklimatoleranten, 
hochstämmigen Bäume I. oder II. Ordnung. Auch solche Vorgaben sind im bisher 
rechtskräftigen Bebauungsplan nicht getroffen worden. 

- Auch die Vorgaben zur Begrünung von Stellplätzen (1 standortgerechter, stadtklimatole-
ranter Hochstamm-Baum mindestens alle angefangene 8 Stellplätze im Randbereich 
derselben) war bisher für das Plangebiet nicht festgesetzt. 

- Schließlich weist auch die festgesetzte Erhaltungsbindung für den einzigen größeren 
(und somit auch klimaökologisch wirksamen) Einzelbaum (die Weichselkirsche am 
Nordwestrand) auch entsprechende klimaökologische Gunstwirkungen auf. 
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9.5 Zusammenfassende Bewertung des Eingriffes aus umwelt- bzw. 
naturschutzfachlicher Sicht 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass durch die Bebauungsplan-Änderung vor allem ein 
etwas höherer Überbauungsgrad gegenüber der im Ursprungs-Bebauungsplan festgesetzten 
Misch- und Wohngebiets-Bebauung zulässig wird. Allerdings resultiert diese Mehrversiege-
lung ausschließlich aus den flächenintensiven Stellplatzbereichen für die geplanten Nahver-
sorgungsbetriebe (die wegen des noch nicht rechtskräftigen, aber abgegrenzten Wasser-
schutzgebietes und den daraus resultierenden Auflagen der SGD Nord – Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz nicht wasserdurchlässig befestigt 
werden dürfen), während die überbaubare Grundfläche für die eigentlichen Hochbauten / 
Baukörper sogar etwa gleich bleibt: Wie in Kap. 7.2 (Unterpunkt ´Grundfläche`) bereits aus-
führlich erläutert, entspricht die festgesetzte Grundfläche einer GRZ im zudem eng gefassten 
Sondergebiet von lediglich ca. 0,42, und somit fast dem Wert, der ursprünglich für die 
rechtskräftigen MI- und WR-Gebiete gültig war.  

Gegenüber den Festsetzungen des Ursprungs-Bebauungsplanes ist aus vegetationsökolo-
gischer Sicht überhaupt kein Verlust festzustellen, da dort keinerlei textliche oder zeichne-
rische Festsetzungen für das Plangebiet getroffen wurden. In der vorliegenden Änderung 
werden (über die Übernahme der Dachbegrünung von 210 qm aus der 3. Änderung hinaus) 
ca. 290 qm Pflanzflächen, der Erhalt des einzigen markanten Baumes im Gebiet sowie die 
Pflanzung von mindestens 6 standortgerechten Hochstamm-Laubbäumen verbindlich fest-
gesetzt. Somit ist im Hinblick auf dieses Schutzgut eine Verbesserung gegenüber dem recht-
lichen Status quo des Ursprungs-Bebauungsplanes zu konstatieren.  

Tatsächlich trifft der neu zulässige Eingriff vor allem bereits voll versiegelte Flächen, so 
insbesondere die bestehenden Gebäude und die Fahr- bzw. Stellflächen des Kfz.-Betriebes. 
Außerdem sind das Wohnhaus Rüdesheimer Straße 90 und das hinter diesem liegenden 
Nebengebäude betroffen. Auf diesen Flächen findet somit nennenswerter kein Eingriff statt, 
zumal die artenschutzrechtliche Unbedenklichkeit geprüft und gesichert wurde. Die gewerb-
lich genutzten Abstellflächen des Autohandelsbetriebes nördlich des genannten Wohnhau-
ses sind zwar nicht vollversiegelt, aber als stark verdichtete (fast oder völlig vegetationsfreie, 
nur abschnittsweise mit spärlicher Pioniervegetation mit geringem Deckungsgrad 
bewachsene) Hof- bzw. Schotterflächen als sehr leicht ersetzbare Biotoptypen zu werten. 
Darüber hinaus gehen die ca. 70 qm große (teilweise als Pkw.-Abstellfläche genutzte) 
Rasenfläche vor der nördlichen Ausfahrt des Kfz-Betriebes sowie der insgesamt ca. 105 qm 
große Hausgartenbereich rund um das Wohnhaus (Ziergrün, mit einem Holunder) sowie sehr 
schmale ruderale Randflächen / Saumstreifen am Ostrand verloren, die allerdings aus 
vegetationsökologischer Sicht aufgrund ihrer Größe, Ihrer Lage und ihrer Struktur bzw. 
Artenzusammensetzung durchweg als geringwertig einzustufen sind. 

Demgegenüber stehen die genannten grünordnerischen Maßnahmen, so vor allem der 
Erhalt der Weichselkirsche am Nordwestrand, sowie die oben genannten Pflanz- und Grün-
gestaltungsmaßnahmen. Diese Maßnahmen dienen der Minimierung des Eingriffes sowie 
ebenso dem (partiellen) Ausgleich (der hier formal nicht notwendig ist). 

Die Auswirkungen der Plan-Änderung auf die übrigen Schutzgüter sind – im Hinblick auf 
die städtebauliche Gesamtabwägung (s. u.) ebenfalls vertretbar, sofern die aus dem Schall-
technischen Gutachten hervorgehenden Annahmen im Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens bestätigt werden – dies hat der Erschließungsträger nachzuweisen (s. Kap. 7.10). 
Infolge der starken Vorbelastung sind die Auswirkungen auf die Schutzgüter Wasser, Klima / 
Lufthygiene, Orts- und Landschaftsbild sowie die übrigen erörterten Parameter als gering zu 
bezeichnen. 
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Diese Wertungen gelten sowohl für den Eingriff in den aktuellen Bestand auf dem Gelände 
des Plangebietes als auch für die rechtliche Bewertung der Bebauungsplan-Änderung ge-
genüber dem Status quo der zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Ursprungs-
Bebauungsplanes.  

Außerdem bedeutet die Nachverdichtung bzw. Umnutzung im innerörtlichen Bestand zu 
Bauzwecken grundsätzlich eine Minderung des Bedarfs der Inanspruchnahme von bisher 
unbelasteten Flächen in den Randbereichen von Ortslagen und ist somit städtebaulich und 
ökologisch generell zu begrüßen.  

Dies wird grundsätzlich auch höher gewichtet als die nun – gemessen an idealisierten 
naturschutzfachlichen Zielvorstellungen für die Fläche (bspw. im Hinblick auf die Entwicklung 
einer innerörtlichen Grünfläche oder gar einer freien Biotopentwicklung; s. u.) - entstehenden 
Beeinträchtigungen, zumal derartige Nutzungen angesichts der hohen Kosten für die Her-
stellung und Sanierung des Geländes für diese Zwecke völlig unrealistisch wären und zudem 
dem bereits erläuterten Gebot der ´Innenentwicklung vor Außenentwicklung` widersprächen. 

Bei der vorliegenden Bauleitplan-Änderung gehen aber derartige Zielvorstellungen bzw. die 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgelisteten Belange des Umwelt- und Naturschutzes bei der 
Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Range nicht 
vor. Verschiedene Gründe sind ausschlaggebend für die höhere Bewertung anderer Belange 
gemäß der Vorgaben des Baugesetzbuches, so v. a. die in § 1 Abs. 6 BauGB geforderte 
Berücksichtigung (bzw. hier eben Höher-Gewichtung) folgender Belange:  

"(D)  
3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürf-

nisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen,(D), 
4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener 

Ortsteile, 
 (D). 
8. die Belange 

a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbraucher-
nahen Versorgung der Bevölkerung,  

(D) 
c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen“. 

Im Plangebiet sind es die bereits in Kap. 1 genannten städtebaulichen bzw. siedlungs- und 
nahversorgungsstrukturellen Belange des Mittelzentrums Bad Kreuznach, denen eine Prio-
rität gegenüber denen des Natur- bzw. Umweltschutzes eingeräumt werden.  

So trägt die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes einerseits dem Gebot der Innen-
entwicklung vor Außenentwicklung Rechnung, indem ein derzeit bereits gewerblich genutzter 
Standort einer sinnvollen Um- bzw. Wiedernutzung zugeführt wird, welcher andererseits 
auch ausdrücklich der wohnortnahen Grundversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfes 
für einen dicht besiedelten und diesbezüglich stark unterversorgten Stadtteils dient. Gleich-
zeitig werden dadurch auch Arbeitsplätze geschaffen.  

Zudem handelt es sich um einen ökologisch und ortsbildästhetisch bereits stark vorbelas-
teten, innerörtlichen und infrastrukturell hervorragenden Standort, der sich daher – wie aus-
führlich erläutert - sehr gut für die beabsichtigte Wiedernutzbarmachung in Form der Her-
stellung eines Einkaufsmarktes eignet.  

Die verbleibenden Nachteile durch den zu erwartenden Eingriff sind aufgrund des Flächen-
bedarfes eines zeitgemäßen Vollsortimenters unvermeidbar.  
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Wie bereits in Kap. 9.1 erwähnt, handelt es sich um einen Fall des § 13a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 BauGB (bereits die Größe des Geltungsbereiches und somit auch die zulässige Grund-
fläche bzw. die versiegelbare Fläche liegen deutlich unter 20.000 qm). Daher gelten gemäß 
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu 
erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt oder zulässig.  

Ein umwelt- bzw. naturschutzfachlicher Ausgleich ist aufgrund dieser gesetzlichen Vor-
gabe des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB – sofern ein solcher im vorliegenden Fall überhaupt 
erforderlich würde - nicht erforderlich. 
 
 
 

10. Zusammenfassende Darstellung der voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung 

Die nach derzeitigem Kenntnisstand vorhersehbaren Auswirkungen der Planung auf die 
verschiedenen Belange, die nach § 1 Abs. 6 BauGB in der Bauleitplanung insbesondere zu 
berücksichtigen und damit Grundlage einer sachgerechten Abwägung untereinander sind, 
werden im Folgenden zusammenfassend dargestellt. 

Da die wesentlichen Auswirkungen der Planung bereits im Rahmen der vorstehenden 
Erläuterungen der städtebaulichen Konzeption, der planungsrelevanten Vorgaben und / oder 
der einzelnen Festsetzungen erörtert und ersichtlich wurden, beschränken sich die folgenden 
Ausführungen auf noch nicht behandelte Aspekte sowie – zur Vermeidung von Mehrfach-
ausführungen - auf Querverweise zu den jeweiligen Stellen der vorliegenden Begründung, in 
denen entsprechende Erläuterungen zu finden sind. 

Zur besseren Übersichtlichkeit werden die Auswirkungen in einer Tabelle dargestellt. 
 

Städtebaulicher Belang  
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB 

Voraussichtliche Auswirkung der 
Planung auf den Belang 

1. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung,  

Die Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit sind, soweit über die Bauleitpla-
nung regelbar, gewährleistet. Das schalltechnische 
Gutachten bestätigt – bei Einhaltung aller in den 
Bebauungsplan übernommenen Maßnahmen, die 
immissionsschutzrechtliche Vereinbarkeit der 
Vorhaben mit den umgebenden Nutzungen. Im 
Rahmen der Baugenehmigung für den Nahversor-
gungsmarkt sind vom Bauherrn die Nachweise der 
Einhaltung der im schalltechnischen Gutachten 
zugrunde gelegten Annahmen und Auflagen (bzw. - 
im Einzelfall einer Abweichung von diesen Annah-
men und Auflagen – den Nachweis, dass diese 
Abweichung keine stärkeren Immissionen an den zu 
schützenden Immissionspunkten der Umgebung 
bewirkt) sowie der Nachweis der Einhaltung bzw. 
der Realisierung der vorstehend festgesetzten 
Maßnahmen zu führen.   
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Städtebaulicher Belang  
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB 

Voraussichtliche Auswirkung der 
Planung auf den Belang 

2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und 
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigen-
tumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anfor-
derungen Kosten sparenden Bauens sowie die Bevölke-
rungsentwicklung,  

Keine Auswirkungen durch die vorliegende Bebau-
ungsplan-Änderung. Die „Anforderungen Kosten 
sparenden Bauens“ sind auf Objektplanungsebene 
vom Bauherrn zu beachten; die Mehrkosten für die 
festgesetzte Dachbegrünung sind gerechtfertigt und 
städtebaulich sinnvoll (dazu s. Kap. 7.7.2) 

3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, 
insbesondere die Bedürfnisse der Familien, der jungen, 
alten und behinderten Menschen,(…) sowie die Belange 
des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung, 

Eine gut sortierte Einkaufsmöglichkeit in der näheren 
Umgebung fehlte seit langem in diesem westlichen 
Stadtgebiet und dient somit insbesondere alten und 
behinderten Menschen. Darüber hinaus keine 
nennenswerten Auswirkungen durch die vorliegende 
Bebauungsplan-Änderung. 

4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung 
und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung 
und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche 

Infolge der Kleinflächigkeit der durch die Änderung 
ermöglichten Vorhaben keine nennenswerten Aus-
wirkungen durch die vorliegende Bebauungsplan-
Änderung. Wenngleich der Standort derzeit nicht als 
zentraler Versorgungsbereich klassifiziert ist, so 
verbessert er – eben als Nahversorgungsstandort – 
die Versorgungssituation in diesem nordwestlichen 
Stadtbereich. 

5. die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege, die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und 
Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebau-
licher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes, 

Die getroffenen Festsetzungen zu grünordnerischen 
und sonstigen gestalterischen Aspekten dienen 
dazu, die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbil-
des gegenüber dem Status quo zu verbessern bzw. 
zumindest die möglichen Nachteile durch den neuen 
Eingriff zu minimieren (dazu s. ausführliche Erläute-
rungen in den Kap. 7-9). Darüber hinaus keine 
nennenswerte Auswirkungen auf die zitierten 
Aspekte durch die vorliegende Bebauungsplan-
Änderung. 

6. die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts festgestellten Erfordernisse für 
Gottesdienst und Seelsorge, 

Kein Einfluss durch die vorliegende Bebauungsplan-
Änderung. 

7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere 

Dazu siehe ausführliche Erläuterungen in Kap. 9f. 
(„Berücksichtigung der Belange von Umwelt- und 
Naturschutz“) . 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen 
sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

wie vorstehend 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der 
Natura2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 

wie vorstehend 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen 
und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insge-
samt, 

wie vorstehend 
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Städtebaulicher Belang  
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB 

Voraussichtliche Auswirkung der 
Planung auf den Belang 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und 
sonstige Sachgüter, 

wie vorstehend 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte 
Umgang mit Abfällen und Abwässern, 

wie vorstehend 

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame 
und effiziente Nutzung von Energie, 

wie vorstehend 

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von 
sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und 
Immissionsschutzrechts, 

wie vorstehend 

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in 
denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von 
bindenden Rechtsakten der Europäischen Union 
festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten 
werden, 

wie vorstehend 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen 
des Umweltschutzes nach den Buchstaben a, c und d, 

wie vorstehend 

8. die Belange  
a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im 

Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Be-
völkerung,  

Den Belangen der Wirtschaft, namentlich 
denen des Investors bzw. des bzw. der 
Betreiber des Nahversorgungszentrums, 
kommt die Plan-Änderung entgegen. Die 
verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung 
wird im Einzugsgebiet durch die geplanten 
Märkte naturgemäß verbessert.  

b) der Land- und Forstwirtschaft, Kein Einfluss durch die vorliegende 
Bebauungsplan-Änderung. 

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeits-
plätzen, 

Das durch die B-plan-Änderung ermöglichte 
Vorhaben dient auch der Schaffung von 
Arbeitsplätzen in den 
Nahversorgungsbetrieben. 

d) des Post- und Telekommunikationswesens, Siehe Erläuterung im Kap. 6 „Erschließung“, 
ansonsten keine Auswirkungen. 

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, 
einschließlich der Versorgungssicherheit 

Siehe Erläuterung im Kap. 6 „Erschließung“, 
ansonsten keine Auswirkungen. 

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen, Keine Auswirkungen. 
9. die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität 

der Bevölkerung, einschließlich des öffentlichen 
Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Verkehrs, 
unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und 
Verringerung von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen 
Entwicklung, 

Siehe Erläuterung im Kap. 6.1 „Verkehr“, 
ansonsten keine Auswirkungen. 

10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der 
zivilen Anschlussnutzung von Militärliegenschaften, 

Keine Auswirkungen. 
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Städtebaulicher Belang  
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB 

Voraussichtliche Auswirkung der 
Planung auf den Belang 

11. die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen 
städtebaulichen Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr 
beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung 

Keine Auswirkungen / liegt dazu nicht vor.  
Ein Einzelhandels- und 
Nahversorgungskonzept für Bad Kreuznach 
ist noch in Bearbeitung und wurde noch nicht 
beschlossen; Aussagen aus dem Entwurf sind 
bereits bin die Festsetzungen zur Art der bau-
lichen Nutzung eingeflossen (s. Kap. 7.1). 

12. die Belange des Hochwasserschutzes Keine Auswirkungen durch die vorliegende 
Plan-Änderung. 

13. die Belange von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und ihrer 
Unterbringung 

Keine Auswirkungen 

 
 
 

11. Umsetzung der Planung 
 

11.1 Eigentumsverhältnisse 

Die Grundstücke im Geltungsbereich des Änderungs-Bebauungsplanes befinden sich, mit 
Ausnahme der öffentlichen Straßenverkehrsfläche der Rüdesheimer Straße, bereits im Ei-
gentum des vorgesehenen Erschließungsträgers für das gesamte Nahversorgungszentrum, 
der REBA Residenz Bauträger GmbH in Bad Kreuznach.  

 

 

11.2 Bodenordnung 

Infolge der vorstehend genannten Eigentumsverhältnisse und den vorgesehenen bzw. den 
durch die Festsetzungen gedeckten Vorhaben wird kein förmliches bodenordnendes Ver-
fahren erforderlich. 

 
 

11.3 Kosten, Finanzierung 

Die Trägerschaft von Kosten für die erforderlichen Planungen, Gutachten etc. sowie für die 
Realisierung von Vorhaben im Geltungsbereich wird mittels eines Städtebaulichen Vertrages 
zwischen der Stadt Bad Kreuznach (als Planungsträger; als Verwaltung sowie als Träger der 
Abwasserbeseitigung) und dem Grundstückseigentümer und Bauherrn geregelt. 

Die ggf. nicht in dem Städtebaulichen Vertrag erfassten und zugeordneten Kosten werden 
auf Grundlage der entsprechenden Satzungen bzw. Haushaltsansätze der Stadt Bad Kreuz-
nach finanziert.  
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11.4 Flächenbilanz / Statistik 

Der Änderungs-Bebauungsplan weist folgende Flächenbilanz auf (digital ermittelt; Abwei-
chungen möglich): 

 

Festgesetzte Nutzung Fläche, ca. 
[qm] 

Anteil [%] 

Sondergebiet ´Nahversorgung`  5.103 92,46% 

davon mit Flächen mit Neupflanzgebot 290  

Straßenverkehrsflächen (Rüdesheimer Str., Bestand) 416 7,54 % 

Gesamtfläche 5.519 100,00% 
 

 

Anlagen: 

Auflistung siehe Inhaltsverzeichnis, S. 2. 
 
 

 

 
 

Die vorliegende Begründung ist Bestandteil der Bebauungsplan-Änderung. 
 

Bad Kreuznach, den ______________________ 
 
 

_______________________________________ 
Oberbürgermeisterin Dr. Heike Kaster-Meurer 

 

 

 


